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Praambel

Die Geschaftsbedingungen fur den Ein- und Ausspeisevertrag (entry-exit-System) der GRT-
gaz Deutschland GmbH vom 31.07.2015 gelten fur Transporte ab dem 01.11.2015 (im Fol-
genden ,Standardbedingungen” genannt) und entsprechen der Anlage 1 der Kooperations-
vereinbarung zwischen den Betreibern von in Deutschland gelegenen Gasversorgungsnetzen
in der Anderungsfassung vom 30.06.2015.

8 1 Vertragsschluss

1.

Der Transportkunde schlief3t diesen Ein- oder Ausspeisevertrag tUber die von den Fern-
leitungsnetzbetreibern gemeinsam betriebene Primarkapazitatsplattform ab. Vorausset-
zungen fur den Vertragsschluss sind die Registrierung als Transportkunde auf der Pri-
markapazitatsplattform sowie die Zulassung als Transportkunde durch den Fernlei-
tungsnetzbetreiber gemal 8§ 2a. Fir die Registrierung auf der von den Fernleitungs-
netzbetreibern gemeinsam betriebenen Primarkapazitatsplattform nach 8 6 Gasnetzzu-
gangsverordnung (GasNZzZV) und deren Nutzung gelten die Geschéaftsbedingungen der
Primarkapazitatsplattform, die vom Betreiber der Primarkapazitatsplattform auf dessen
Internetseite veroffentlicht sind. Bei Ausfall der Primérkapazitatsplattform oder der ver-
bundenen Systeme der Fernleitungsnetzbetreiber kdnnen Buchungen fir Day-Ahead-
Kapazitaten direkt bei den Fernleitungsnetzbetreibern in Textform angefragt werden.
Der Fernleitungsnetzbetreiber kann hierzu andere automatisierte Moglichkeiten anbie-
ten. Die Vergabe erfolgt dann nach Kénnen und Vermégen nach der zeitlichen Reihen-
folge der eingehenden verbindlichen Anfragen zum regulierten Tageskapazitatsentgelt.

Der Ein- oder Ausspeisevertrag fur Ein- oder Ausspeisekapazitdten an Marktgebiets-
Uibergangspunkten und Grenzibergangspunkten kommt mit der Zuteilung der Kapazita-
ten am Auktionsende zustande. Abweichend hiervon kommt der Ein- oder Ausspeise-
vertrag fiir unterbrechbare untertagige Ein- oder Ausspeisekapazititen im Ubernominie-
rungsverfahren gemaf 8§ 13d zustande.

Folgende Kapazitaten werden in der zeitlichen Reihenfolge der eingehenden verbindli-
chen Anfragen vergeben:

a) Ausspeisekapazitaten zur Ausspeisung zu Letztverbrauchern und Speicheranlagen,

b) Einspeisekapazitaten zur Einspeisung aus Speicher-, Produktions- und LNG-
Anlagen sowie

c) Einspeisekapazitaten aus Anlagen im Sinne des Teils 6 GasNZV zur Einspeisung
von Biogas.

In diesen Fallen kommt der Vertrag mit Zugang einer elektronischen Buchungsbestati-
gung beim Transportkunden zustande. Die Vergabe von Day-Ahead-Kapazitaten erfolgt
bis 18:00 Uhr.

Ein- oder Ausspeisevertrage gemal Ziffer 3 mit einer Laufzeit von

e einem Jahr oder langer kénnen jederzeit,
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e einem Quartal und einem Beginn der Vertragslaufzeit zum 1. Oktober, 1. Januar,
1. April oder 1. Juli kbnnen entsprechend der Vermarktung von Kapazitaten nach
Ziffer 2 frihestens am Tag des Beginns der Auktion von Quartalsprodukten, der auf
der Primarkapazitatsplattform verdffentlicht ist,

e weniger als einem Jahr, aber nicht gleich einem Quartal, kénnen friihestens 3 Mo-
nate vor dem Beginn der Vertragslaufzeit,

e weniger als einem Monat kénnen frihestens einen Monat vor dem Beginn der Ver-
tragslaufzeit

abgeschlossen werden.

Die erganzenden Geschaftsbedingungen des jeweiligen Fernleitungsnetzbetreibers in
der zum Zeitpunkt des Abschlusses des Ein- oder Ausspeisevertrages gultigen Fas-
sung sind wesentlicher Bestandteil dieses Vertrages. Im Falle von Widerspriichen zwi-
schen den Bestimmungen des Ein- oder Ausspeisevertrages und den ergéanzenden
Geschéftsbedingungen des jeweiligen Fernleitungsnetzbetreibers haben die Bestim-
mungen dieses Ein- oder Ausspeisevertrages Vorrang vor den erganzenden Ge-
schéftsbedingungen. Fur Grenzkopplungspunkte kénnen ggf. Ausnahmen gemal Ziffer
2 lit. a), Ziffer 3 und Ziffer 6 der Festlegung der Bundesnetzagentur in Sachen Kapazi-
tatsregelungen und Auktionsverfahren im Gassektor (Az. BK7-10-001) vom 24. Februar
2011 (KARLA Gas) in den ergdnzenden Geschéaftsbedingungen des Fernleitungsnetz-
betreibers geregelt werden. Dabei sind weitere Abweichungen von diesem Ein- und
Ausspeisevertrag maglich, um die Biindelung an Grenzkopplungspunkten zu gewéhr-
leisten. Fur die Realisierung von Vorhaben gemaf § 39 GasNZV kénnen zwischen dem
Fernleitungsnetzbetreiber und dem Transportkunden von diesem Vertrag abweichende
Regelungen vereinbart werden.

Der Einbeziehung von Allgemeinen Geschéftsbedingungen des Transportkunden wird
widersprochen.

§ 2 Begriffsbestimmungen

Es gelten die folgenden Begriffsbestimmungen. Begriffe, die in der Einzahl verwendet wer-
den, umfassen auch die Mehrzahl.

1.

Geblindelte Kapazitat: Ausspeise- und damit korrespondierende Einspeisekapazitat, die
von einem Transportkunden zusammengefasst gebucht werden kann.

Gebtindelter Buchungspunkt: Zusammenfassung eines buchbaren Ausspeisepunktes
und eines buchbaren Einspeisepunktes zwischen 2 inlandischen oder einem inlandi-

schen und einem auslandischen Marktgebiet, an denen Transportkunden gebiindelte
Kapazitat buchen kénnen.

Geblndelte Nominierung: Einheitliche Nominierungserklarung an einem gebindelten
Buchungspunkt.

Version vom 31.07.2015 fur Transporte ab dem 01.11.2015 Seite 6 von 71



10.

11.

12.

13.

rgaz

Deutschland

Geschaftsbedingungen fur den Ein- und Ausspeisevertrag (entry-exit-System)

Day-Ahead-Kapazitat: Kapazitat, die am Tag vor dem Liefertag als Tageskapazitat ge-
bucht werden kann.

untertagige Kapazitat: Kapazitat, die nach dem Ende der Day-Ahead-Auktion durch
Auktion oder Ubernominierung fiir den jeweiligen Liefertag ab der ersten Stunde der
Buchung bis zum Ende des Liefertages gebucht werden kann.

Primarkapazitatsplattform: gemeinsame Buchungsplattform der Fernleitungsnetzbetrei-
ber.

Anschlussnutzer
nach 8 1 Abs. 3 NDAYV, gilt entsprechend fur Mittel- und Hochdrucknetz.

Ausspeisenetzbetreiber
Netzbetreiber, mit dem der Transportkunde nach 8 3 Abs. 1 Satz 1 GasNZV einen Aus-
speisevertrag, auch in Form eines Lieferantenrahmenvertrages, abschlief3t.

Ausspeisepunkt

Ein Punkt innerhalb eines Marktgebietes, an dem Gas durch einen Transportkunden
aus einem Netz eines Netzbetreibers zur Belieferung von Letztverbrauchern oder zum
Zwecke der Einspeicherung entnommen werden kann bzw. an Marktgebietsgrenzen
oder Grenzibergangen ubertragen werden kann. Als Ausspeisepunkt gilt im Fernlei-
tungsnetz auch die Zusammenfassung mehrerer Ausspeisepunkte zu einer Zone ge-
maf 8§ 11 Abs. 2 GasNzV.

Bilanzierungsbrennwert

Der Bilanzierungsbrennwert stellt die Vorausschéatzung eines Abrechnungsbrennwertes
je Brennwertgebiet dar. Er unterliegt der monatlichen Uberpriifung, soweit erforderlich.
Das Brennwertgebiet ist ein Netzgebiet, in dem ein einheitlicher Abrechnungsbrennwert
angewendet wird.

Bilanzkreisnummer

Eindeutige Nummer, die von dem Marktgebietsverantwortlichen an einen Bilanzkreis-
verantwortlichen fir einen Bilanzkreis vergeben wird und insbesondere der Identifizie-
rung der Nominierungen oder Renominierungen von Gasmengen dient.

Einspeisenetzbetreiber
Netzbetreiber, mit dem der Transportkunde nach 8§ 3 Abs. 1 Satz 1 GasNZV einen Ein-
speisevertrag abschliel3t.

Einspeisepunkt

Ein Punkt innerhalb eines Marktgebietes, an dem Gas durch einen Transportkunden
von Grenzubergangen, Marktgebietsgrenzen, inlandischen Quellen und Produktionsan-
lagen, LNG-Anlagen, Biogasanlagen oder aus Speichern an einen Netzbetreiber in
dessen Netz Ubergeben werden kann. Als Einspeisepunkt gilt im Fernleitungsnetz auch
die Zusammenfassung mehrerer Einspeisepunkte zu einer Zone gemal § 11 Abs. 2
GasNzV.
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Gaswirtschaftsjahr
Der Zeitraum vom 1. Oktober, 06:00 Uhr, eines Kalenderjahres bis zum
1. Oktober, 06:00 Uhr, des folgenden Kalenderjahres.

GelLi Gas

Festlegung einheitlicher Geschaftsprozesse und Datenformate der Bundesnetzagentur
(Az. BK7-06-067) vom 20. August 2007 oder einer diese Festlegung ersetzende oder
erganzende Festlegung der Bundesnetzagentur.

Kapazitat
Maximale stindliche Flussrate an einem Ein- oder Ausspeisepunkt, die in kWh/h aus-
gedriickt wird.

KARLA Gas

Festlegung der Bundesnetzagentur in Sachen Kapazitatsregelungen und Auktionsver-
fahren im Gassektor (Az. BK7-10-001) vom 24. Februar 2011 oder eine diese Festle-
gung erganzende oder ersetzende Festlegung der Bundesnetzagentur.

Lastflusszusage
die in 8 9 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 GasNZV beschriebenen vertraglichen Vereinbarungen.

Monat M
Monat M ist der Liefermonat. Der Liefermonat umfasst den Zeitraum vom 1. Tag
06:00 Uhr des Liefermonats bis zum 1. Tag 06:00 Uhr des Folgemonats.

Sub-Bilanzkonto

Das Sub-Bilanzkonto ist ein Konto, das einem Bilanzkreis zugeordnet ist und die Zu-
ordnung von Ein- und Ausspeisemengen zu Transportkunden und/oder die Gbersichtli-
che Darstellung von Teilmengen erméglicht.

Tag D
Tag D ist der Liefertag, welcher um 06:00 Uhr beginnt und um 06:00 Uhr des folgenden
Tages endet.

Unterbrechbare Kapazitat
Kapazitat, die vom Netzbetreiber auf unterbrechbarer Basis angeboten wird. Die Nut-
zung der unterbrechbaren Kapazitat kann von dem Netzbetreiber unterbrochen werden.

Werktage

Abweichend von der Definition in § 2 Nr. 16 GasNZV sind im Folgenden unter Werkta-
gen fur die Fristenregelung alle Tage zu verstehen, die kein Sonnabend, Sonntag oder
gesetzlicher Feiertag sind. Wenn in einem Bundesland ein Tag als Feiertag ausgewie-
sen wird, gilt dieser Tag bundesweit als Feiertag. Der 24. Dezember und der 31. De-
zember eines jeden Jahres gelten als Feiertage.

Bei allen Zeitangaben gilt die offizielle deutsche Zeit (Mitteleuropaische (Sommer-) Zeit
(MEZ/MESZ)).
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§ 2a Zulassung zur Primarkapazitatsplattform und zu den Systemen des Fernlei-
tungsnetzbetreibers zur Abwicklung des Netzzugangs

1.

Der Fernleitungsnetzbetreiber kann von dem Transportkunden zum Nachweis der Ver-
tretungsberechtigung einen Handelsregisterauszug oder im Fall von auslandischen
Transportkunden einen dem entsprechenden Nachweis fordern. Das tber die Pri-
markapazitatsplattform zur Verfiigung gestellte Formular ist auszufillen und vom ge-
mal Satz 1 nachgewiesenen Vertreter des Transportkunden unterzeichnen zu lassen.
Im Formular ist mindestens eine vertretungsberechtigte Person des Transportkunden
als Nutzer der Priméarkapazitatsplattform namentlich aufzufiihren. Fir nach abgeschlos-
sener Zulassung hinzukommende Nutzer gilt Satz 2 entsprechend.

Der Fernleitungsnetzbetreiber ist berechtigt, den Transportkunden nicht fiir die Nutzung
der Primarkapazitatsplattform zuzulassen, wenn begrtindete Falle zur Einholung einer
Sicherheitsleistung nach 8§ 36 bzw. Vorauszahlung nach § 36a vorliegen und der
Transportkunde der Stellung der Sicherheit oder der Leistung einer Vorauszahlung
nicht fristgerecht nachkommt.

Der Fernleitungsnetzbetreiber wird den Transportkunden fiir die Nutzung der Primérka-
pazitatsplattform umgehend, spéatestens jedoch 10 Werktage nach Zugang der voll-
standigen Zulassungsanfrage gemal Ziffer 1, zulassen, wenn die Zulassungsvoraus-
setzungen der Ziffern 1 und 2 erfillt sind.

Der Transportkunde ist verpflichtet, dem Fernleitungsnetzbetreiber zulassungsrelevante
Anderungen einschlieBlich des Wegfalls eines Nutzers unverziiglich mitzuteilen. Sofern
der Fernleitungsnetzbetreiber feststellt, dass die Zulassungsvoraussetzungen der Zif-
fern 1 und 2 nicht oder teilweise nicht mehr vorliegen, wird der Fernleitungsnetzbetrei-
ber den Transportkunden hieriber unverziglich informieren. Der Transportkunde ist
verpflichtet, die fehlenden Zulassungsvoraussetzungen der Ziffern 1 und 2 innerhalb
von 10 Werktagen beizubringen.

Der Transportkunde verpflichtet sich, mit den ihm zugeteilten Zugangsdaten sorgsam
umzugehen. Dazu gehort insbesondere der Schutz der Zugangsdaten vor dem unbe-
fugten Gebrauch Dritter. Der Transportkunde unterrichtet den Fernleitungsnetzbetreiber
unverzuglich, wenn die Zugangsdaten verloren gegangen sind oder der begriindete
Verdacht der Kenntniserlangung durch unbefugte Dritte besteht. Sédmtliche Handlungen
durch den Nutzer berechtigen und verpflichten den Transportkunden.

Der Fernleitungsnetzbetreiber ist berechtigt, eine einmal erteilte Zulassung in den Fal-
len der 88 36 Ziffer 9 und 37 sowie in dem Fall der fehlenden Zulassungsvoraussetzun-
gen zu entziehen. Der Fernleitungsnetzbetreiber gewahrleistet die Abwicklung beste-
hender Vertrage insbesondere im Hinblick auf die Riickgabe von Kapazitaten nach 8
16. Der Fernleitungsnetzbetreiber ist dariber hinaus berechtigt, einzelne Nutzer des
Transportkunden fir die Nutzung der Primarkapazitatsplattform zu deaktivieren, sofern
ein wichtiger Grund vorliegt. Der Fernleitungsnetzbetreiber wird den Transportkunden
hieriber unverziglich informieren. Die Deaktivierung des Transportkunden oder einzel-
ner Nutzer gemaR dieser Ziffer hat die Deaktivierung des Transportkunden bzw. Nut-
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zers fur samtliche Systeme des Fernleitungsnetzbetreibers zur Folge. Die Beantragung
einer erneuten Zulassung unter den oben genannten Voraussetzungen ist jederzeit
maglich.

7. Mit der Zulassung zur Primarkapazitatsplattform wird der Fernleitungsnetzbetreiber den
Transportkunden ebenfalls fiir seine Systeme zulassen, die fir den Netzzugang erfor-
derlich sind, und ihm die entsprechenden Zugangsdaten tibermitteln. Die Regelungen
in Ziffer 1-6 gelten fir die Nutzung dieser Systeme entsprechend.

8 2b Verfigbarkeit der Systeme des Fernleitungsnetzbetreibers zur Abwicklung
des Netzzugangs

1. Der Anspruch auf Nutzung der Systeme des Fernleitungsnetzbetreibers zur Abwicklung
des Netzzugangs besteht nur im Rahmen des Stands der Technik und der technischen
Verfugbarkeit dieser Systeme. Der Fernleitungsnetzbetreiber kann den Leistungsum-
fang der Systeme des Fernleitungsnetzbetreibers zur Abwicklung des Netzzugangs
zeitweilig beschréanken, wenn und soweit dies erforderlich ist, um die Sicherheit und In-
tegritat dieser Systeme zu gewahrleisten oder technische Malinahmen durchzufihren,
die der Erbringung der Leistungen dienen. Dasselbe gilt bei unvorhergesehenen Sto-
rungen oder Stérungen, die insbesondere auf der Unterbrechung der Energiezufuhr
oder auf Hardware- und/oder Softwarefehler beruhen und zu einem vollstdndigen oder
teilweisen Ausfall der Systeme des Fernleitungsnetzbetreibers zur Abwicklung des
Netzzugangs fuhren. Ein Anspruch auf Nutzung der Systeme des Fernleitungsnetzbe-
treibers zur Abwicklung des Netzzugangs besteht in diesen Féllen nicht. Der Fernlei-
tungsnetzbetreiber wird die betroffenen Transportkunden in diesen Fallen unverziglich
in geeigneter Weise unterrichten und die Auswirkungen auf die Transportkunden im
Rahmen seiner Méglichkeiten-minimieren und die Verfligbarkeit der Systeme des Fern-
leitungsnetzbetreibers zur Abwicklung des Netzzugangs im Rahmen des wirtschaftlich
Vertretbaren unverziglich wiederherstellen.

2. Fur die Dauer der in Ziffer 1 beschriebenen eingeschrankten oder fehlenden Verfiigbar-
keit der Systeme des Fernleitungsnetzbetreibers zur Abwicklung des Netzzugangs ist
die Nutzung dieser Systeme nur entsprechend eingeschrankt oder nicht méglich. Lau-
fende Prozesse werden abgebrochen. Der Fernleitungsnetzbetreiber informiert die
Transportkunden, sofern diese Prozesse zu einem spateren Zeitpunkt nachgeholt wer-
den.

3. Fur Nominierungen und Renominierungen bietet der Fernleitungsnetzbetreiber im Falle

einer Einschrankung bzw. eines Ausfalls des Systems/der Systeme einen alternativen
Kommunikationsweg an, zumindest per Datenportal, E-Mail oder Fax.

8§ 3 Gegenstand des Einspeisevertrages

1. Der Einspeisenetzbetreiber ist mit Abschluss eines Einspeisevertrages verpflichtet, fur
den Transportkunden die gebuchte Kapazitat an den jeweiligen Einspeisepunkten sei-
nes Netzes gemal dem Einspeisevertrag vorzuhalten.
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Der Einspeisevertrag berechtigt den Transportkunden zur Nutzung des Netzes vom
Einspeisepunkt bis zum virtuellen Handelspunkt des jeweiligen Marktgebiets.

Der Transportkunde ist verpflichtet, die unter Berticksichtigung von 88 12, 13, 14 zu
transportierende Gasmenge am gebuchten Einspeisepunkt bereitzustellen und an den
Einspeisenetzbetreiber zu Gibergeben. Der Einspeisenetzbetreiber ist verpflichtet, die
vom Transportkunden gemaf Satz 1 bereitgestellte Gasmenge zu Ubernehmen.

Die Namlichkeit des Gases braucht nicht gewahrt zu werden. Die Ubernahme und Be-
reithaltung der Gasmengen kann zusammen mit anderen Gasmengen unter Vermi-
schung der Mengen in einem einheitlichen Gasfluss erfolgen.

8 4 Gegenstand des Ausspeisevertrages

1.

Der Ausspeisenetzbetreiber ist mit Abschluss eines Ausspeisevertrages verpflichtet, fur
den Transportkunden die gebuchte Kapazitat an den jeweiligen Ausspeisepunkten aus
seinem Netz gemalR dem Ausspeisevertrag vorzuhalten.

Der Ausspeisevertrag berechtigt den Transportkunden zur Nutzung des Netzes vom
virtuellen Handelspunkt bis zum Ausspeisepunkt des jeweiligen Marktgebiets.

Der Ausspeisenetzbetreiber ist verpflichtet, die unter Berticksichtigung von 88 12, 13,
14 zu transportierende Gasmenge am gebuchten Ausspeisepunkt an den Transport-
kunden zu Gibergeben. Der Transportkunde ist verpflichtet, am gebuchten Ausspeise-
punkt diese Gasmenge vom Ausspeisenetzbetreiber zu Gbernehmen.

Die Namlichkeit des Gases braucht nicht gewahrt zu werden. Die Ubernahme und
Ubergabe der Gasmengen kann zusammen mit anderen Gasmengen unter Vermi-
schung der Mengen in einem einheitlichen Gasfluss erfolgen.

8§ 5 Allgemeine Voraussetzungen fur die Ein- oder Ausspeisung

1.

Voraussetzungen fur die Ein- oder Ausspeisung sind ein implementierter Bilanzkreisver-
trag, die Zuordnung des gebuchten Ein- oder Ausspeisepunktes zu einem solchen Bi-
lanzkreis bzw. Sub-Bilanzkonto und, soweit eine Nominierungspflicht gemal 88 12, 13
besteht, die Nominierung der ein- oder auszuspeisenden Gasmenge.

Biogasmengen kdnnen nach MalRRgabe des 8§ 35 GasNZV in einen separaten Biogas-
Bilanzkreis eingebracht werden. Nur in diesem Fall kann der vorrangige Transport von
Biogas gewéahrleistet werden.

Die Nutzung der gebuchten Kapazitat hat unter Beachtung etwaiger Zuordnungsaufla-
gen und Nutzungsbeschrankungen zu erfolgen.
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8 6 Voraussetzung fur die Nutzung der gebuchten Kapazitat an Marktgebiets- und
Grenzibergangspunkten

1.

Voraussetzung fur die Nutzung der gebindelten Kapazitét ist die Einbringung des ge-
bindelten Buchungspunktes im Sinne von Art. 19 Abs. 3 Verordnung (EU) Nr. 984/2013
als Ausspeisepunkt in dem abgebenden und als Einspeisepunkt in dem aufnehmenden
Marktgebiet in die jeweils gebildeten Bilanzkreise.

Der Transportkunde bestimmt einen Bilanzkreisverantwortlichen, der fir die gebindelte
Nominierung an einem gebindelten Buchungspunkt verantwortlich ist und in dessen Bi-
lanzkreis die Einspeisekapazitat der gebiindelten Kapazitat eingebracht ist und teilt dies
den Fernleitungsnetzbetreibern mit.

Voraussetzung fur die Nutzung der Kapazitat ist der vorherige Abschluss eines Bilanz-
kreisvertrages bzw. bei gebiindelten Kapazitaten der vorherige Abschluss von Bilanz-
kreisvertragen und die vorherige Schaffung der technischen Voraussetzung (insb. der
Kommunikationstest) zur Nutzung der Kapazitaten.

Der Transportkunde hat den gebtindelten oder ungebiindelten Buchungspunkt, an dem
er gebiindelte oder ungebtindelte Day-Ahead-Kapazitat erworben hat, unverziiglich bis
spatestens 18:00 Uhr des Tages vor dem Liefertag, in die Bilanzkreise einzubringen.
Fur feste untertagige Kapazitaten erfolgt diese Einbringung unverziiglich nach dem je-
weiligen Auktionsende. Zu diesem Zweck teilt der Transportkunde dem jeweiligen Fern-
leitungsnetzbetreibern im Rahmen der Day-Ahead- und/oder untertdgigen Buchung die
Bilanzkreis- bzw. Sub-Bilanzkontonummer mit. Um die Einbringung zu ermdglichen, ist
es erforderlich, dass die auswéahlbaren Bilanzkreis- bzw. Sub-Bilanzkontonummern dem
Fernleitungsnetzbetreiber von dem Transportkunden einmalig vor der erstmaligen Nut-
zung dieser bis spatestens 12:00 Uhr des letzten Werktages vor der Buchung zur Ver-
figung gestellt werden. Die Einbringung innerhalb der vorgegebenen Frist setzt eben-
falls einen vorab erfolgreich durchgefiihrten Kommunikationstest zwischen Fernlei-
tungsnetzbetreiber und benannten Bilanzkreisverantwortlichen gemaf § 13b sowie die
einmalige Vorlage der Bestatigung gemal § 12 Ziffer 2 voraus.

Der gebindelte Buchungspunkt kann in mehrere Bilanzkreise eingebracht werden.
Winscht der Transportkunde eine Aufteilung der von ihm an diesem Punkt gebuchten
gebindelten Kapazitat auf verschiedene Bilanzkreise/Sub-Bilanzkonten, teilt er den je-
weiligen Fernleitungsnetzbetreibern diese Aufteilung pro gebiindelten Buchungspunkt
mit. Die Ziffern 2 bis 3 gelten entsprechend. Satz 1 und 2 gilt nicht fiir geblindelte Day-
Ahead- und gebtindelte untertédgige Kapazitat.

Die Nutzung der gebuchten Kapazitat hat unter Beachtung etwaiger Zuordnungsaufla-
gen und Nutzungsbeschrankungen zu erfolgen.

Haben mehrere Transportkunden ihre geblindelten Kapazitaten in denselben Bilanz-
kreis eingebracht oder bringen ein oder mehrere Transportkunden gebindelte Kapazi-
taten in einen Bilanzkreis ein, in dem bereits ungebindelte Kapazitaten eingebracht
wurden, sind sie verpflichtet, sich auf einen Bilanzkreisverantwortlichen zu einigen, der
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fur sie fur alle eingebrachten Kapazitaten eine einheitliche Nominierung nach Ziffer 2
abgibt.

8§ 7 Einbringung von Ein- und Ausspeisepunkten in Bilanzkreise

1.

Der Transportkunde kann einen Ein- oder Ausspeisepunkt in mehrere Bilanzkreise/Sub-
Bilanzkonten einbringen. In diesem Fall teilt der Transportkunde dem Fernleitungsnetz-
betreiber mit, in welcher Hohe er Kapazitaten in den jeweiligen Bilanzkreis/das jeweilige
Sub-Bilanzkonto an diesem Punkt eingebracht hat. Ausspeisepunkte zu Letztverbrau-
chern und Einspeisepunkte von Biogasanlagen kénnen nur von einem Transportkunden
gebucht und nur in einen Bilanzkreis eingebracht werden.

Ein- oder Ausspeisepunkte dirfen nur ihrer Gasqualitat entsprechend (H- oder L-Gas)
in Bilanzkreise bzw. Sub-Bilanzkonten derselben Gasqualitat (H- oder L-Gas) einge-
bracht werden.

Der Transportkunde hat den Ein- oder Ausspeisepunkt, an dem er ungebiindelte Day-
Ahead-Kapazitat erworben hat, entsprechend § 6 Ziffer 4 einzubringen.

Fur jegliche gebtindelte oder ungebiindelte Kapazitatsprodukte mit Ausnahme von Day-
Ahead- und untertdgigen Kapazitatsprodukten hat eine Einbringung bis spatestens
12:00 Uhr des Werktags vor dem Liefertag zu erfolgen. Die Einbringung dieser Kapazi-
tatsprodukte kann im Rahmen der Buchung tber die Primérkapazitatsplattform oder
Uber das entsprechende System des Fernleitungsnetzbetreibers zur Abwicklung des
Netzzugangs erfolgen. Sofern der Fernleitungsnetzbetreiber ein entsprechendes Sys-
tem nicht anbietet, erfolgt die Einbringung per E-Mail oder per Fax.

Um die Einbringung tber die Primarkapazitatsplattform oder das System des Fernlei-
tungsnetzbetreibers zu ermdglichen, ist es erforderlich, dass die auswéhlbaren Bilanz-
kreis- bzw. Sub-Bilanzkontonummern dem Fernleitungsnetzbetreiber von dem Trans-
portkunden einmalig vor der erstmaligen Nutzung dieser bis spatestens 12:00 Uhr des
letzten Werktages vor der Buchung zur Verfigung gestellt werden. Der Fernleitungs-
netzbetreiber kann auf die Anforderungen nach Satz 1 fir sein System verzichten.

Der Transportkunde sichert zu, dass er vom Bilanzkreisverantwortlichen bevollmé&chtigt
ist, in dessen Namen Ein- oder Ausspeisepunkte in einen Bilanzkreis oder ein Sub-
Bilanzkonto einzubringen. Sofern der Transportkunde nicht selbst Bilanzkreisverant-
wortlicher ist, behalt sich der Fernleitungsnetzbetreiber vor, in begrindeten Einzelféllen
die Vorlage der Vollmacht zu verlangen. Der Transportkunde stellt den Fernleitungs-
netzbetreiber von Haftungsansprtichen Dritter frei, die daraus resultieren, dass zugesi-
cherte Vollmachten des Bilanzkreisverantwortlichen tatsachlich nicht oder nicht rechts-
wirksam vorliegen.

§ 8 GeblUndelte Buchungspunkte

1.

Marktgebietskopplungspunkte und Grenzkopplungspunkte, an denen Fernleitungsnetze
miteinander verbunden sind, werden pro Flussrichtung zum gebiindelten Buchungs-
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punkt zusammengefasst. Eine Bindelung von Kapazitaten findet nur statt, sofern der
angrenzende auslandische Netzbetreiber die Bindelung erméglicht. Sofern der an-
grenzende auslandische Netzbetreiber die Bliindelung nicht ermdglicht, finden die Re-
gelungen zu gebiindelten Kapazitaten fur den betreffenden Grenzkopplungspunkt keine
Anwendung.

An gebindelten Buchungspunkten bucht der Transportkunde gebiindelte Kapazitat auf
fester oder unterbrechbarer Basis. Die Buchung ermdglicht es ihm, mit einer gebiindel-
ten Nominierung den Transport tiber einen gebiindelten Buchungspunkt abzuwickeln,
sofern der angrenzende auslandische Netzbetreiber die gebliindelte Nominierung er-
maoglicht. Diese Regelung gilt fiir neu abgeschlossene Vertrage. Altvertrage (Vertrage,
die bis zum 31. Juli 2011 einschlie3lich abgeschlossen wurden) bleiben unangetastet,
es sei denn der Transportkunde, der Ausspeise- und damit korrespondierende Einspei-
sekapazitatsvertrage halt, verlangt eine Umstellung seiner Vertrage. Sofern auf der ei-
nen Buchungsseite noch ein Altvertrag besteht, darf auf der anderen Buchungsseite die
nicht gebiindelte Kapazitat maximal bis zum Ende der Laufzeit dieses Altvertrages ver-
marktet werden.

Verlangt ein Transportkunde gemal Ziffer 2 Satz 3 eine Umstellung seiner Ausspeise-
und damit korrespondierenden Einspeisekapazitatsvertrage in Vertrage tiber gebiindel-
te Kapazitat und handelt es sich bei mindestens einem der umzustellenden Ein- und
Ausspeisevertrdge um einen solchen tber ungebiindelte unterbrechbare Kapazitat, er-
folgt die Umstellung insgesamt in Ein- und Ausspeisevertrdge Uber gebiindelte unter-
brechbare Kapazitat. In diesem Fall gilt fir die Bestimmung der zeitlichen Reihenfolge
der Unterbrechung gemal § 29 Ziffer 4 das Vertragsdatum des umzustellenden Ein-
oder Ausspeisevertrages Uber ungebindelte unterbrechbare Kapazitat mit dem spates-
ten Abschlussdatum. Die Entgelte fur die ungebindelten Kapazitaten gelten fort.

An gebiindelten oder ungebiindelten Buchungspunkten kdnnen die Fernleitungsnetzbe-
treiber gebindelte oder ungebindelte Kapazitdt auch mit Zuordnungsauflagen und
Nutzungseinschrankungen anbieten.

Die Bundelung gemalf Ziffer 1 findet jeweils zwischen den einzelnen Buchungspunkten
der Fernleitungsnetzbetreiber statt.

Im Fall der Vermarktung von gebiindelten Kapazitdten geman § 1 Ziffer 2 wird der Auk-
tionsaufschlag zwischen den am gebtindelten Buchungspunkt beteiligten Fernleitungs-
netzbetreibern aufgeteilt und dem Transportkunden mit der Buchungsbestétigung mit-
geteilt. Der jeweilige Fernleitungsnetzbetreiber stellt dem Transportkunden den auf die-
sen Fernleitungsnetzbetreiber anfallenden Anteil am Auktionsaufschlag in Rechnung.
Der Fernleitungsnetzbetreiber ist berechtigt, die Aufteilung des Auktionsaufschlages fur
die Zukunft zu dndern; eine solche Anderung erfolgt in Abstimmung mit dem jeweils an-
deren beteiligten Fernleitungsnetzbetreiber.

Die Vertragspartner sind berechtigt und verpflichtet, den Ein- oder Ausspeisevertrag zu
kindigen, wenn der korrespondierende Vertrag am gebindelten Buchungspunkt ge-
kundigt wird. Entsprechend sind die Vertragspartner zu einer Vertragsanpassung be-
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rechtigt, wenn der korrespondierende Vertrag angepasst wird. Die Rechte und Pflichten
des Ein- oder Ausspeisevertrages am gebindelten Buchungspunkt sind ausgesetzt so-
lange Leistungspflichten des korrespondierenden Vertrags am gebiindelten Buchungs-
punkt ausgesetzt sind bzw. der korrespondierende Vertrag noch nicht wirksam ist.

8§ 9 Kapazitatsprodukte

1.

Uber die Priméarkapazitatsplattform konnen insbesondere folgende Kapazitatsprodukte
auf fester Basis gemaf § 1 angeboten werden:

a) Frei zuordenbare Einspeisekapazitat: Ermdglicht die Netznutzung vom gebuchten
Einspeisepunkt bis zum virtuellen Handelspunkt des Marktgebietes, in dem die Bu-
chung stattgefunden hat (8 3 Abs. 3 GasNzV).

b) Frei zuordenbare Ausspeisekapazitat: Ermdglicht die Netznutzung vom virtuellen
Handelspunkt bis zum gebuchten Ausspeisepunkt des Marktgebietes, in dem die
Buchung stattgefunden hat (8 3 Abs. 3 GasNzZV).

c) Frei zuordenbare Einspeisekapazitat fir Biogas: Ermdglicht die gleiche Nutzungs-
madglichkeit wie a., jedoch nur zuléssig fur die Einspeisung von Biogas.

d) Frei zuordenbare Ausspeisekapazitat fir Biogas: Erméglicht die gleiche Nutzungs-
madglichkeit wie b., jedoch nur zul&ssig fur die Ausspeisung von Biogas.

e) Beschrankt zuordenbare Kapazitat: Ermoglicht die Netznutzung des gebuchten Ein-
speisepunktes bis zu einem oder mehreren festgelegten Ausspeisepunkten oder die
Netznutzung des gebuchten Ausspeisepunktes von einem oder mehreren festgeleg-
ten Einspeisepunkten. Die Nutzung des Virtuellen Handelspunktes ist ausgeschlos-
sen.

Der Fernleitungsnetzbetreiber bietet die Produkte gemaR lit. a) — d) nach einem trans-
parenten, diskriminierungsfreien und unter den Fernleitungsnetzbetreibern einheitlichen
Verfahren auch auf unterbrechbarer Basis an. Der Fernleitungsnetzbetreiber ist berech-
tigt, unterbrechbare Kapazitaten erst dann anzubieten, wenn keine freien festen Kapa-
zitdten mehr verfugbar sind.

Die Fernleitungsnetzbetreiber kbnnen in ihren ergdnzenden Geschaftsbedingungen
weitere Kapazitatsprodukte, insbesondere Kapazitatsprodukte mit Zuordnungsauflagen
und Nutzungsbeschrankungen sowie damit zusammenhangende Dienstleistungen an-
bieten. Fir die einzelnen Ein- oder Ausspeisepunkte relevante Zuordnungsauflagen
und Nutzungsbeschrankungen sind vom Fernleitungsnetzbetreiber auf der Primérkapa-
zitatsplattform veréffentlicht.

Ein- und Ausspeisevertrdge kdnnen je nach Angebot auf der Primarkapazitatsplattform
auf Jahres-, Monats-, Quartals- und Tagesbasis sowie an Marktgebietsiibergangs- und
Grenzibergangspunkten zusatzlich als festes untertdgiges Kapazitatsprodukt abge-

schlossen werden. Die ndheren Einzelheiten werden auf der Primérkapazitatsplattform
geregelt. An Marktgebietsiibergangs- und Grenziibergangspunkten beginnen jahrliche
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Kapazitatsprodukte immer am 1. Oktober eines Jahres, Quartalsprodukte am 1. Januar,
1. April, 1. Juli oder 1. Oktober eines Jahres und Monatsprodukte am 1. eines Monats.

Der Fernleitungsnetzbetreiber vermarktet verfligbare Kapazitaten auf fester Basis in
folgender Reihenfolge:

a) freie Kapazitaten

b) aufgrund von Renominierungsbeschrankungen wieder verfiighare Kapazitaten ge-
mai § 17

c) zurickgegebene Kapazitaten ab gemal’ § 16
d) entzogene Kapazitdten geman § 18.

Der Fernleitungsnetzbetreiber kann an Grenziibergangspunkten und an Marktgebiets-
Ubergangspunkten auch Kapazitaten entgegen der Hauptstromrichtung anbieten (Ge-
genstromkapazitéaten). Die Buchung der Gegenstromkapazitaten ist in der Regel nur un-
terbrechbar moéglich. Dariiber hinaus kann der Fernleitungsnetzbetreiber Gegenstrom-
kapazitaten auch auf fester Basis anbieten.

Auf Beginn und Ende der Kapazitatsprodukte findet der Gastag Anwendung.

8§ 10 Umwandlung unterbrechbarer Kapazitat

1.

Inhaber unterbrechbarer Kapazitaten an Marktgebiets- oder Grenziibergangspunkten
kénnen bei einer Auktion fester Kapazitaten Gebote abgeben, um die unterbrechbaren
Kapazitaten in feste Kapazitaten umzuwandeln (8 13 Abs. 2 GasNZzV). Der Transport-
kunde kann verbindlich mit der jeweiligen Gebotsabgabe festlegen, ob seine unter-
brechbare Kapazitét in voller Héhe oder anteilig durch feste Kapazitat ersetzt werden
soll. Sowohl die anteilige Umwandlung als auch die Umwandlung mehrerer unterbrech-
barer Kapazitdten kann dadurch umgesetzt werden, dass der Fernleitungsnetzbetreiber
die Moglichkeit einer gesonderten Gebotsabgabe auf der Primarkapazitatsplattform
vorsieht.

Inhaber unterbrechbarer Kapazitaten gemaf § 1 Ziffer 3 lit. a) bis c) kdbnnen unter-
brechbare Kapazitaten in feste umwandeln, sofern sie bei Buchung der festen Kapazitat
verbindlich erklart haben, dass ihre unterbrechbare Kapazitat in voller Hohe oder antei-
lig durch feste Kapazitat ersetzt werden soll. Sowohl die anteilige Umwandlung als auch
die Umwandlung mehrerer unterbrechbarer Kapazitaten kann dadurch umgesetzt wer-
den, dass der Fernleitungsnetzbetreiber die Mdglichkeit einer gesonderten Buchung auf
der Primarkapazitatsplattform vorsieht.

Wandelt der Transportkunde die Kapazitat gemal Ziffer 1 oder 2 um, ist der Transport-
kunde verpflichtet, die jeweils anwendbaren Entgelte zu zahlen, welche durch Auktion
ermittelt wurden (Ziffer 1) bzw. die vom Fernleitungsnetzbetreiber veroffentlicht sind
(ziffer 2). Soweit der Transportkunde die Kapazitat gemanR Ziffer 1 oder 2 umwandelt,
reduziert sich die unterbrechbare Kapazitat entsprechend.
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Bei der untertagigen Umwandlung von unterbrechbarer in feste Kapazitat zahlt der
Transportkunde in Hohe der Umwandlung, unabhéngig vom Zeitpunkt der Umwand-
lung, ausschliel3lich das Tagesentgelt fiir feste Kapazitat.

§ 11 Anmeldung/Abmeldung zur Netznutzung zur Belieferung von Letztverbrau-
chern

1.

Die Abwicklung der Belieferung von Ausspeisepunkten zu Letztverbrauchern erfolgt
nach der von der Bundesnetzagentur getroffenen Festlegung einheitlicher Geschafts-
prozesse und Datenformate vom 20. August 2007 (Az. BK7-06-067) oder einer diese
Festlegung ersetzenden oder erganzenden Festlegung der Bundesnetzagentur (GeLi
Gas).

Die Buchung von freien Kapazitaten (z.B. Anschlussbuchung, Zusatzbuchung bisher
ungebuchter Kapazitaten) zu Letztverbrauchern, die direkt an das Netz des Fernlei-
tungsnetzbetreibers angeschlossen sind, 16st keine Anmeldung/Abmeldung im Sinne
der GeLi Gas gemalf Ziffer 1 aus.

Der Transportkunde sichert zu, dass er von dem Bilanzkreisverantwortlichen ab 1. Au-
gust 2016 bevollmachtigt ist, in dessen Namen Fallgruppenwechsel fir RLM-
Ausspeisepunkte gemald GeLi Gas durch eine bilanzierungsrelevante Stammdatenan-
derung oder durch Anmeldung Lieferbeginn durchzufiihren. Sofern der Transportkunde
nicht selbst Bilanzkreisverantwortlicher ist, behdlt sich der Fernleitungsnetzbetreiber
vor, in begriindeten Einzelfallen die Vorlage der Vollmacht zu verlangen. Hierzu genigt
in der Regel die Ubersendung einer Kopie der Vollmachtsurkunde im Rahmen eines
elektronischen Dokuments. Der Transportkunde stellt den Fernleitungsnetzbetreiber
von Haftungsanspriichen Dritter frei, die daraus resultieren, dass zugesicherte Voll-
machten des Bilanzkreisverantwortlichen tatséchlich nicht oder nicht rechtswirksam vor-
liegen.

Die erstmalige Umstellung aller RLM-Ausspeisepunkte mit dem Zeitreihentyp RLMoT
(RLM-Ausspeisepunkte ohne Tagesband) bzw. RLMNEV (RLM-Ausspeisepunkte mit
Nominierungsersatzverfahren) auf den Zeitreihentyp RLMmT (RLM-Ausspeisepunkte
mit Tagesband) erfolgt initial bis spatestens zum 15. August 2016 mit Wirkung zum 1.
Oktober 2016 durch den Fernleitungsnetzbetreiber. Die durchgefiihrte Stammdatenén-
derung durch den Fernleitungsnetzbetreiber wird dem Transportkunden gemaR GeLi
Gas mitgeteilt. Der Transportkunde kann der initialen Umstellung auf den Zeitreihentyp
RLMmT im Rahmen des Prozesses Stammdatendnderung gemal GeLi Gas wider-
sprechen. In diesem Fall werden die betroffenen RLM-Ausspeisepunkte vom Fernlei-
tungsnetzbetreiber dem Zeitreihentyp RLMoT zugeordnet.

8§ 12 Nominierung und Renominierung an Marktgebietsiibergangspunkten und
Grenzibergangspunkten

1.

Fur die Nominierung und Renominierung ist derjenige Bilanzkreisverantwortliche ver-
antwortlich, der hierfir vom Transportkunden benannt wurde.
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2. Der Bilanzkreisverantwortliche nominiert die zu transportierenden Gasmengen im Rah-
men der Nutzung fester Kapazitat an einem Buchungspunkt bis 14:00 Uhr des Tages
vor dem Liefertag. Diese initiale Nominierung wird bericksichtigt, wenn sie bis 14:00
Uhr beim Fernleitungsnetzbetreiber eingegangen ist. Anderenfalls gilt Null als nominier-
ter Wert, es sei denn die Vertragspartner haben etwas Abweichendes vereinbart. Im
Fall der gebtindelten Nominierung muss der nominierende Bilanzkreisverantwortliche
von dem anderen Bilanzkreisverantwortlichen, in dessen Bilanzkreis sich die Nominie-
rung auswirkt, hierzu in Textform gegentber den jeweiligen Fernleitungsnetzbetreibern
einmalig erm&chtigt worden sein.

3. Der nominierende Bilanzkreisverantwortliche kann seine initiale Nominierung mit min-
destens zweistiindiger Vorlaufzeit zur vollen Stunde durch eine Renominierung erset-
zen. Eine Renominierung ist zuldssig, wenn diese nicht 90 % der vom Transportkunden
insgesamt am Buchungspunkt gebuchten Kapazitat tiberschreitet und nicht 10 % der
gebuchten Kapazitat unterschreitet. Bei initialen Nominierungen von mindestens 80 %
der gebuchten Kapazitat wird die Halfte des nicht nominierten Bereiches fir die Reno-
minierung nach oben zugelassen. Bei initialen Nominierungen von hochstens 20 % der
gebuchten Kapazitat wird die Hélfte des nominierten Bereiches fur die Renominierung
nach unten zugelassen. Die zulassige Renominierung wird kaufmannisch auf ganze Ki-
lowattstunden pro Stunde gerundet.

4. Die Nominierungen werden zuerst den festen und dann den unterbrechbaren Kapazi-
tatsprodukten zugeordnet.

5.  Uberschreitet eine Renominierung von fester Kapazitit den nach Ziffer 3 zulassigen
Bereich, wird diese maximal in Summe der gebuchten Kapazitdten angenommen. Der
den zulassigen Bereich tberschreitende Teil der Renominierung wird wie eine Nominie-
rung von unterbrechbarer Kapazitat behandelt und zuerst unterbrochen.

6.  Unterschreitet eine Renominierung von fester Kapazitat den nach Ziffer 3 zulassigen
Bereich, wird diese angenommen. Falls eine Unterbrechung in Gegenstromrichtung
notwendig wirde, wird die Renominierung auf den minimal zulassigen Renominie-
rungswert angehoben.

7.  Auf den Transportkunden, der weniger als 10 % der ausgewiesenen technischen Jah-
reskapazitdt am Buchungspunkt fest gebucht hat, findet die Renominierungsbeschran-
kung keine Anwendung.

8. Bringen mehrere Transportkunden einen Buchungspunkt in den gleichen Bilanzkreis
ein, dann kann durch den zustandigen Bilanzkreisverantwortlichen fir jeden Transport-
kunden in diesem Bilanzkreis jeweils ein Sub-Bilanzkonto eingerichtet werden. Die No-
minierung von Gasmengen erfolgt in diesem Fall durch den zustandigen Bilanzkreis-
verantwortlichen fur jeweils einen Transportkunden auf das entsprechende Sub-
Bilanzkonto. In diesem Fall gelten die Grenzen der Renominierung nach Ziffer 3 und 7
fur die Summe der in Sub-Bilanzkonten eingebrachten Kapazitaten des Transportkun-
den am jeweiligen Buchungspunkt. Sofern keine Sub-Bilanzkonten gebildet werden,
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wird fur die Anwendung der Renominierungsbeschrankung die Summe der Kapazitaten
am Buchungspunkt in einem Bilanzkreis zu Grunde gelegt.

Die Nominierung muss fur jede Flussrichtung einzeln abgegeben werden. Die Nominie-
rung von gebindelter Kapazitat erfolgt durch Abgabe einer geblindelten Nominierung.

Day-Ahead-Kapazitaten werden bis 20:00 Uhr nominiert. Bei der Bestimmung des zu-
lassigen Renominierungsbereichs gemal Ziffer 3 werden keine Day-Ahead-Kapazitaten
und untertagige Kapazitaten berticksichtigt.

Die Hohe der gemaR Ziffer 3 gebuchten Kapazitat und die daraus zu berechnende Re-
nominierungsbeschrankung wird nach 14:00 Uhr auf Basis der gemaR Ein- oder Aus-
speisevertrag gebuchten Kapazitat bzw. in den Bilanzkreis eingebrachten Kapazitat ab-
zuglich der bis 14:00 Uhr zurtickgegebenen Kapazitat bestimmit.

Die technische Jahreskapazitat gemaR Ziffer 7 wird von den Fernleitungsnetzbetreibern
einmal im Marz fur das folgende Gaswirtschaftsjahr auf der Primarkapazitatsplattform
veroffentlicht. Im Fall eines Marktgebietsiibergangspunktes stimmen sich die betroffe-
nen Fernleitungsnetzbetreiber zur Ausweisung einer technischen Jahreskapazitat ab.

Die gebiindelte Nominierung gemanR Ziffer 9 Satz 2 ist von dem Bilanzkreisverantwortli-
chen, in dessen Bilanzkreis die Einspeisekapazitat der gebiindelten Kapazitat einge-
bracht ist, an den einspeiseseitigen Fernleitungsnetzbetreiber der gebindelten Kapazi-
téat zu senden. Der nominierende, einspeiseseitige Bilanzkreisverantwortliche und der
ausspeiseseitige Bilanzkreisverantwortliche erhalten das Matchingergebnis als Bestéti-

gung.
Feste untertdgige Kapazitaten an Marktgebietstibergangs- und Grenzibergangspunk-

ten kdnnen 45 Minuten nach Auktionsende nominiert werden. Die Fernleitungsnetzbe-
treiber kbnnen eine Nominierung auch vorher annehmen.

Der Fernleitungsnetzbetreiber soll den Bilanzkreisverantwortlichen taglich bis 18:30 Uhr
Uber den Kapazitatsbestand seines Bilanzkreises je Netzpunkt fiir den Folgetag wie
folgt aufgeteilt informieren:

e Netzpunktbezeichnung,

e Netzpunkt-ID (moéglichst Energy Identification Code des DVGW),

e Flussrichtung (entry oder exit),

e Kapazitatsprodukt, sofern das abgestimmte EDIFACT-Datenformat dies ermdglicht,

e Summe der eingebrachten festen Kapazitat,

e Angabe, ob eine Renominierungsbeschrankung greift und, falls ja, der unteren und
oberen Renominierungsgrenze nach Ziffer 3,

e Summe der eingebrachten unterbrechbaren Kapazitéten,

feste und unterbrechbare Anteile eingebrachter temperaturabhangiger Kapazitatspro-
dukte, soweit diese angeboten werden. Der Fernleitungsnetzbetreiber bemuiht sich da-
bei um Lieferung vollstandiger und richtiger Daten.
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Untertdgige Kapazitaten werden in der Kapazitatsbestandsmeldung nicht beriicksich-
tigt.

Der Fernleitungsnetzbetreiber kann die oben genannten Daten auf bis zu zwei Nach-
richten aufteilen. Der Transportkunde erklart sich mit der Ubermittlung der Daten an den
Bilanzkreisverantwortlichen einverstanden. Der Fernleitungsnetzbetreiber Gibermittelt
die Kapazitatsbestandsmeldung unter Nutzung des EDIFACT-Datenformats. Die Ver-
tragspartner kdnnen Abweichendes vereinbaren.

§ 13 Nominierung und Renominierung

1.

Der Transportkunde ist verpflichtet, die zu Ubergebenden Einspeisemengen an jedem
der seinem Bilanzkreis zugeordneten Einspeisepunkte gegentiber dem Einspeisenetz-
betreiber zu nominieren. Ausspeisenominierungen erfolgen in den Féllen der Ziffern 3
und 4. Physische Biogaseinspeisungen missen nicht nominiert werden. Der jeweilige
Fernleitungsnetzbetreiber ist berechtigt, die Abgabe einer technischen Einspeisemel-
dung bei einer Einspeisung nach Satz 3 zu fordern. Der Fernleitungsnetzbetreiber kann
auf Nominierungen an von ihm definierten Einspeisepunkten verzichten.

Nominierungen werden zuerst den festen und dann den unterbrechbaren Kapazitats-
produkten zugeordnet. Die Nominierung muss fir jede Flussrichtung einzeln abgege-
ben werden. Bilanzkreise bzw. Sub-Bilanzkonten mit Day-Ahead-Kapazitaten werden
ab 18:30 Uhr nominiert. Die Fernleitungsnetzbetreiber kdnnen eine Nominierung vor
18:30 Uhr nach Kénnen und Vermodgen annehmen. Renominierungsrechte bleiben un-
beruhrt.

Der Transportkunde kann einen Dritten (z.B. Bilanzkreisverantwortlichen) mit der Nomi-
nierung beauftragen. Dieser nominiert im Namen des ihn beauftragenden Transport-
kunden beim Fernleitungsnetzbetreiber. Der Bilanzkreisverantwortliche ist berechtigt,
fur mehrere Transportkunden zusammengefasste Nominierungen abzugeben, sofern
diese Transportkunden denselben Bilanzkreis fur die Zuordnung ihrer Ein- oder Aus-
speisepunkte bestimmt haben. Sofern der Bilanzkreisverantwortliche keine zusammen-
gefasste Nominierung im vorgenannten Sinne abgibt oder ein Transportkunde seine
Nominierung selbst vornimmt, sind die Kapazitaten in entsprechende Sub-Bilanzkonten
einzubringen.

An Ausspeisepunkten, die keine Ausspeisepunkte zu Letztverbrauchern sind, ist der
Transportkunde verpflichtet, die zu Gbernehmenden Ausspeisemengen an diesem Aus-
speisepunkt dem Ausspeisenetzbetreiber zu nominieren. Der Fernleitungsnetzbetreiber
kann hierzu Regelungen in seinen erganzenden Geschéaftsbedingungen treffen.

Haben mehrere Transportkunden an demselben Ausspeisepunkt Kapazitaten gebucht
und ist dieser Ausspeisepunkt in unterschiedliche Bilanzkreise eingebracht, so sind die
jeweiligen Transportkunden zur Nominierung gegeniiber dem Ausspeisenetzbetreiber
verpflichtet. Dies gilt nicht, soweit aufgrund einer Allokationsregelung eine Nominierung
nicht erforderlich ist. Eine Nominierungsverpflichtung gilt ebenfalls, falls derselbe Aus-
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speisepunkt von einem Transportkunden in unterschiedliche Bilanzkreise eingebracht
wurde.

Fir die operative Abwicklung der Nominierung und Renominierung des Transports und
bei einer Anderung der Allokationsregelung, die zu einer Nominierungspflicht fiihrt, ist
die erstmalige Einrichtung der Kommunikationsprozesse zwischen Ein-
/Ausspeisenetzbetreibern bzw. Betreibern von Infrastrukturanlagen und Transportkun-
den bzw. dem von dem Transportkunden beauftragten Dritten im Falle einer Nominie-
rungspflicht an Ein- und Ausspeisepunkten und eine Implementierungsfrist von maximal
10 Werktagen erforderlich.

Ist fir den angefragten Buchungspunkt die Einrichtung der Kommunikationsprozesse
gemaln Ziffer 5 bereits erfolgt und handelt es sich um einen komplexen Punkt, gilt eine
Implementierungsfrist von maximal 10 Werktagen. Der Fernleitungsnetzbetreiber be-
muht sich um eine kurzfristigere Implementierung. Komplexe Punkte sind insbesondere
dadurch gekennzeichnet, dass spezielle Dienstleistungen im Rahmen des Matching-
prozesses von Dritten erbracht werden, manuelle Prozesse zur Einrichtung des Mat-
chings auf mindestens einer Seite notwendig sind, auslandische Netzbetreiber betroffen
sind oder es sich auf mindestens einer Seite des Netzkopplungspunktes um eine Lei-
tung, die im Bruchteilseigentum mehrerer Netzbetreiber steht, handelt. Die Fernlei-
tungsnetzbetreiber kennzeichnen die komplexen Punkte auf der Primarkapazitatsplatt-
form.

Ist fir den angefragten Buchungspunkt die Einrichtung der Kommunikationsprozesse
gemaln Ziffer 5 bereits erfolgt und handelt es sich nicht um einen komplexen Punkt ge-
mal Ziffer 6, gilt eine Implementierungsfrist von maximal einem Werktag.

Fur Ein- oder Ausspeisepunkte, die gemaR Ziffer 5 bis 7 implementiert sind, gelten bei
bereits eingerichteten Bilanzkreisnummer-, Sub-Bilanzkontonummer- bzw. Shipper-
code-Kombinationen keine gesonderten Implementierungsfristen.

Fur Nominierungen und Renominierungen gelten die anwendbaren Regelungen der
Common Business Practice CBP 2003-002/03 “Harmonisation of the Nomination and
Matching Process” in der jeweils gultigen Fassung; abzurufen auf der Internetseite des
Fernleitungsnetzbetreibers. Von den Regelungen in Satz 1 kann abgewichen werden,
soweit an Grenzubergangspunkten der angrenzende Netzbetreiber die Regelungen der
Common Business Practice CBP 2003-002/03 nicht anwendet.

Soweitin § 12 keine abweichenden Regelungen getroffen wurden, gelten die Regelun-
gen des § 13 auch fir Nominierungen und Renominierungen an Marktgebiets- und
Grenzubergangspunkten.

§ 13a Operative Abwicklung von Nominierungen

1.

Fernleitungsnetzbetreiber und Transportkunde als Nominierender verpflichten sich, an
jedem Gastag 24 Stunden erreichbar zu sein. Die Erreichbarkeit ist telefonisch unter
nur einer Telefonnummer und Uber einen weiteren Kommunikationsweg (E-Mail oder
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Fax) sicherzustellen. Des Weiteren missen Nominierender und Fernleitungsnetzbetrei-
ber jederzeit in der Lage sein, die fur die Abwicklung erforderlichen Daten zu empfan-
gen, zu versenden und zu verarbeiten.

2. Der Datenaustausch im Rahmen der Nominierung hat einheitlich in maschinenlesbarer
und abgestimmter Form in ganzzahligen Energieeinheiten [kWh/h] auf Stundenbasis zu
erfolgen. Eventuell abweichende Verfahren sind mit dem Fernleitungsnetzbetreiber ent-
sprechend abzustimmen. Fir den Austausch aller fir die Nominierungsabwicklung er-
forderlichen Daten und Mitteilungen vereinbaren der Fernleitungsnetzbetreiber und der
Nominierende den Standardnominierungsweg unter Nutzung des Edig@s-
Datenformats tber eine AS 2-Verbindung. Der Datenaustausch erfolgt tiber eine AS 4-
Verbindung, sobald der Fernleitungsnetzbetreiber hierzu verpflichtet ist. Ist der Trans-
portkunde nicht verpflichtet AS 4 zu nutzen, kénnen die Vertragspartner fiir einen Uber-
gangszeitraum AS 2 nutzen. Sofern dieser Kommunikationsweg nicht zur Verfiigung
steht, erfolgt der Datenaustausch im Rahmen der Nominierung tber einen vom Fernlei-
tungsnetzbetreiber vorgegebenen alternativen Kommunikationsweg.

3. Der Nominierende hat die Pflicht den Fernleitungsnetzbetreiber unverziiglich Gber samt-
liche Hindernisse zu informieren, die die in den § 13a bis § 13c festgelegte Einrichtung
bzw. Nutzung von Schnittstellen, das wechselseitige Zusammenwirken und die Verfah-
rensablaufe betreffen.

4.  Soweit Nominierungen erforderlich sind, gelten die gemanR Edig@s festgelegten Daten-
formate. Die Anforderungen gelten in gleicher Weise fiir Renominierungen. Der Nomi-
nierende hat sicherzustellen, dass kongruente Nominierungen fir alle nominierungs-
pflichtigen Punkte gegeniber den vom Nominierungsprozess betroffenen Parteien er-
folgen und dass die Ubermittlung der Nominierung fristgerecht erfolgt. MaRgeblich sind
nur die vom Fernleitungsnetzbetreiber bestatigten Nominierungswerte.

5. Der Fernleitungsnetzbetreiber kann die Nominierung ablehnen, wenn Vertragsbedin-
gungen nicht eingehalten werden oder die Nominierung unvollstandig ist. Uberschreitet
die Hohe der Nominierung die Hohe der in den Bilanzkreis bzw. Sub-Bilanzkonto ein-
gebrachten Kapazitat, kann der Fernleitungsnetzbetreiber die Nominierung auf diese
Hohe beschranken. In diesem Fall gilt die entsprechend beschrénkte Nominierung als
vom Transportkunden abgegeben. Weitergehende Nebenbedingungen bzw. Beschran-
kungsrechte fir Kapazitatsprodukte des Fernleitungsnetzbetreibers gemal’ den ergan-
zenden Geschéftsbedingungen bleiben unberihrt. Nominierungen zu Buchungen von
unterbrechbaren untertdgigen Kapazitaten unter den Voraussetzungen des § 13d dir-
fen nicht nach Satz 2 beschrankt werden.

8 13b Kommunikationstest

1. Der Fernleitungsnetzbetreiber fihrt mit dem Nominierenden einen Kommunikationstest
durch. Der Fernleitungsnetzbetreiber priuft im Rahmen des Kommunikationstests, ob
der Transportkunde bzw. der von ihm beauftragte Dritte in der Lage ist, Meldungen und
Mitteilungen, die die Abwicklung der Vertrage betreffen, liber die vereinbarten Nominie-
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rungswege und abgestimmten Datenformate an den Fernleitungsnetzbetreiber zu ver-
senden sowie derartige Meldungen und Mitteilungen von dem Fernleitungsnetzbetreiber
zu empfangen. Der Fernleitungsnetzbetreiber teilt dem Transportkunden die spezifi-
schen Anforderungen fiir den Kommunikationstest mit. Anderungen in Bezug auf die
Einhaltung der Kommunikationsanforderungen hat der Transportkunde bzw. der von
ihm beauftragte Dritte rechtzeitig mitzuteilen.

Der Fernleitungsnetzbetreiber hat dariiber hinaus das Recht, einen Kommunikationstest
zu jeder Zeit wahrend der Vertragslaufzeit des jeweiligen Ein- und Ausspeisevertrages
(entry-exit-System) zu wiederholen.

Solange der Nominierende den Kommunikationstest aus Grinden, die dieser zu vertre-
ten hat, gemaR der vom Fernleitungsnetzbetreiber definierten Kriterien nicht besteht,
kann der Fernleitungsnetzbetreiber alle Nominierungen des Nominierenden fur die fol-
genden Gastage nach dem Zeitpunkt des Nichtbestehens des Kommunikationstestes
nach einem einheitlichen Verfahren des jeweiligen Fernleitungsnetzbetreibers auf null
(0) setzen.

8§ 13c Abgleich der Nominierungen (, Matching*)

1.

Der Nominierende hat sicherzustellen, dass er Nominierungen fiir die nominierungs-
pflichtigen Einspeisepunkte und Ausspeisepunkte des Bilanzkreises gegentiber dem
jeweiligen Netz- bzw. Anlagenbetreiber abgibt.

Der Fernleitungsnetzbetreiber fuhrt an allen nominierungspflichtigen Punkten ein Mat-
ching mit dem angrenzenden Netz- bzw. Anlagenbetreiber durch und gleicht alle erhal-
tenen Nominierungen unter Beriicksichtigung der lesser-of-rule gemaf} den Regelungen
der Common Business Practice (CBP) mit dem jeweils betroffenen angrenzenden Sys-
tembetreiber ab. Dabei wird die Renominierungsbeschrédnkung gemar § 12 Ziffer 5
Satz 2 sowie Ziffer 6 Satz 2 berucksichtigt, soweit sie in zuldssiger Weise an einem Bu-
chungspunkt nicht durch die vorgenannte lesser-of-rule auf3er Kraft gesetzt wird.

Sofern das jeweilige Paar der Bilanzkreisnummern bzw. Sub-Bilanzkontonummern
beim Matching nicht Gbereinstimmt bzw. auf einer der beiden Seiten nicht bekannt ist,
wird die Nominierung bzw. Renominierung fur den Gastag auf null (0) gesetzt. Gleiches
gilt entsprechend an Grenziibergangspunkten, wenn die Shippercodes nicht Giberein-
stimmen.

§ 13d Ubernominierung an Marktgebiets- und Grenziibergangspunkten

1.

Die Buchung unterbrechbarer untertagiger Kapazitat durch Ubernominierung ist nur
dann mdaglich, wenn die feste Kapazitat am jeweiligen Buchungspunkt vollstandig ver-
marktet ist oder nur unterbrechbare Kapazitaten angeboten werden.

Ubersteigt die Summe der Nominierungen des Bilanzkreisverantwortlichen die von dem
Transportkunden in den Bilanzkreis oder das Sub-Bilanzkonto eingebrachte Kapazitét
fur die betroffene Kombination aus Buchungspunkt und Richtung, gilt dieser Anteil der
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Nominierung als Angebot zur Buchung unterbrechbarer untertagiger Kapazitat fir den
Fall, dass die Voraussetzungen nach Ziffer 1 vorliegen. Der Vertrag kommt ohne expli-
zite Annahmeerklarung des Fernleitungsnetzbetreibers zustande. Der Fernleitungs-
netzbetreiber informiert den Transportkunden tber die Buchung der unterbrechbaren
untertagigen Kapazitat.

3. Unterbrechbare untertagige Kapazitat durch Ubernominierung an einem Buchungs-
punkt kann vom Transportkunden unter Beachtung einer Vorlaufzeit von zwei Stunden
auf unterbrechbarer Basis genutzt werden, sofern fiir diesen Buchungspunkt bereits ein
Bilanzkreis oder Sub-Bilanzkonto besteht, in den bzw. das der Transportkunde Kapazi-
tat fur den relevanten Gastag eingebracht hat. Haben mehrere Transportkunden Kapa-
zitaten in denselben Bilanzkreis oder dasselbe Sub-Bilanzkonto fur den relevanten
Gastag eingebracht, so wird die Ubernominierung ratierlich unter Beriicksichtigung der
jeweils eingebrachten Kapazitat auf die entsprechenden Transportkunden aufgeteilt.
Fur den Fall, dass fir den relevanten Gastag keine Einbringung in den Bilanzkreis oder
das (Sub-)Bilanzkonto erfolgt ist, wird die Ubernominierung abgelehnt. Die Femlei-
tungsnetzbetreiber sind berechtigt, in ihren erganzenden Geschéaftsbedingungen die
Mdglichkeit der Ubernominierung unabhingig von der Einbringung von Kapazitaten zu
regeln.

4. Fir die unterbrechbaren untertagigen Kapazitaten aus Ubernominierung finden die je-
weiligen Tagestarife fur unterbrechbare Kapazitdten Anwendung. Weitere Einzelheiten
zur Abrechnung der Buchung unterbrechbarer untertagiger Kapazitat durch Ubernomi-
nierung sind im Preisblatt des Fernleitungsnetzbetreibers geregelt.

5. Das Nominierungsersatzverfahren gemaf § 14 findet auf eine Ubernominierung keine
Anwendung.

8§ 14 Nominierungsersatzverfahren

1. Die Fernleitungsnetzbetreiber bieten Nominierungsersatzverfahren an, soweit dies
technisch maglich und wirtschaftlich zumutbar ist. Hierzu ist der Abschluss eines ge-
sonderten Vertrages zwischen Fernleitungsnetzbetreiber und Transportkunden erfor-
derlich. Der Fernleitungsnetzbetreiber gibt auf seiner Internetseite an, ob ein Nominie-
rungsersatzverfahren angeboten wird. Wird ein Nominierungsersatzverfahren angebo-
ten, sind die Voraussetzungen hierfur auf der Internetseite des Fernleitungsnetzbetrei-
bers zu veroffentlichen.

2. Das Nominierungsersatzverfahren kann jeweils zum 1. eines Monats vereinbart oder
beendet werden. Fir die Vereinbarung und Kiindigung ist jeweils eine Implementie-
rungsfrist von 10 Werktagen einzuhalten. Im Falle einer erstmaligen Anwendung hat der
Transportkunde neben dem Abschluss der Vereinbarung mit einer Frist von insgesamt
20 Werktagen bevor das mit dem Einspeisenetzbetreiber abgestimmte Nominierungs-
ersatzverfahren angewendet wird, dem Ein- oder Ausspeisenetzbetreiber die Ein- oder
Ausspeisepunkte mitzuteilen, deren Messwerte innerhalb des Nominierungsersatzver-
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fahrens berlcksichtigt werden. Satz 3 gilt entsprechend fir die Mitteilung der Beendi-
gung der Anwendung des Nominierungsersatzverfahrens.

3. Das Nominierungsersatzverfahren kann nur angewendet werden, wenn im Ein- oder
Ausspeisevertrag fur die jeweiligen Punkte ausreichend feste Kapazitaten gebucht wur-
den. Auf unterbrechbar gebuchte Kapazitaten kann ein Nominierungsersatzverfahren
nicht angewendet werden.

4, Fur den Fall, dass der Fernleitungsnetzbetreiber ein Online-Flow-Control-Verfahren
oder Zeitversatzverfahren anbietet, ist Voraussetzung fir die Anwendung die Verfug-
barkeit einer flexiblen Aufkommensquelle, auf die der Fernleitungsnetzbetreiber, mit
dem der Transportkunde die Vereinbarung zum Nominierungsersatzverfahren ge-
schlossen hat, Zugriff hat. Der virtuelle Handelspunkt stellt keine flexible Aufkommens-
guelle dar, kann aber eine flexible Aufkommensquelle mit Ein- oder Ausspeisepunkten,
deren Messwerte innerhalb des Nominierungsersatzverfahrens bericksichtigt werden,
verbinden. Dartber hinaus Gibernimmt der Fernleitungsnetzbetreiber, mit dem der
Transportkunde die Vereinbarung zum Nominierungsersatzverfahren geschlossen hat,
die Steuerung der Einspeisemengen am vereinbarten Einspeisepunkt. Basis dafir ist
ein Messwert eines oder mehrerer Ein- oder Ausspeisepunkte. Der Transportkunde hat
den Messwert zur Verfigung zu stellen. Im Falle des Zeitversatzverfahrens gilt der
stindliche Messwert als Nominierung fur den Einspeisepunkt; der Zeitversatz darf ma-
ximal 4 Stunden betragen.

8§ 15 Technische Ein- und Ausspeisemeldungen

1. Fur Letztverbraucher mit registrierender Leistungsmessung und einem in der Regel
nicht planbaren, extrem hohen und extrem schwankenden Gasverbrauch kann der
Ausspeisenetzbetreiber vorherige technische Ausspeisemeldungen und die Einhaltung
der technischen Grenzen gemaf} 8 8 Abs. 5 GasNZV verlangen, soweit dies fir die
Systemintegritat des Netzes erforderlich ist. In diesem Fall veréffentlicht der Ausspeise-
netzbetreiber die entsprechenden Zahlpunkte. Dartiber hinaus informiert der Ausspei-
senetzbetreiber den Transportkunden im Rahmen eines bestehenden Vertragsverhalt-
nisses vorab in Textform Uber die nachtragliche Einfihrung der Verpflichtung zur Abga-
be vorheriger technischer Ausspeisemeldungen.

2. Sofern der Ausspeisenetzbetreiber gemal Ziffer 1 technische Ausspeisemeldungen
verlangt, sind bei der Abgabe EDIG@ S-Nachrichtentypen zu verwenden. Verfiigt der
Transportkunde nicht Giber die Méglichkeit, EDIG@ S-Nachrichten zu erzeugen, kdnnen
die Vertragspartner Ubergangsweise ein alternatives Format vereinbaren. Hierzu wer-
den sich die Vertragspartner insbesondere tber Art, Umfang, technische Ausfiihrung
der Zurverfugungstellung und Dokumentation von Daten abstimmen.

3. Das vorstehende Verfahren gilt entsprechend fur technische Einspeisemeldungen ge-
man 8§ 13 Ziffer 1.

Version vom 31.07.2015 fur Transporte ab dem 01.11.2015 Seite 25 von 71



rgaz

Deutschland

Geschaftsbedingungen fur den Ein- und Ausspeisevertrag (entry-exit-System)

§ 16 Ruckgabe von Kapazitaten

1.

Der Transportkunde kann seine gebuchte feste Kapazitat ganz oder teilweise, bezogen
auf Buchungszeitraum und —héhe, tUber die gemeinsame Buchungsplattform (Primarka-
pazitatsplattform) jederzeit, spatestens jedoch bis 14:00 Uhr des Tages vor dem Liefer-
tag, an die Fernleitungsnetzbetreiber zuriickgeben. Jede Primérnutzung oder Sekun-
darvermarktung der zurtickgegebenen Kapazitdten durch den Transportkunden ist da-
nach vorbehaltlich Ziffer 8 ausgeschlossen.

Gebiindelte feste Kapazitat kann nur gebiindelt zurtickgegeben werden.

Die Bestatigung der Riickgabe der Kapazitat erfolgt Gber die gemeinsame Buchungs-
plattform mit einem Zeitstempel an den Transportkunden. Diese Bestatigung entbindet
den Transportkunden nicht von seiner Zahlungsverpflichtung.

Die Riickgabe ist fur beliebige in der Zukunft liegende Tage und fur beliebige Anteile
der urspringlich gebuchten Kapazitat moglich.

Die Fernleitungsnetzbetreiber vermarkten die zuriickgegebenen Kapazitaten als Pri-
markapazitat nach den dafir geltenden Regelungen. Sie kdnnen die zuriickgegebenen
Kapazitaten und ggf. noch verfigbare Primarkapazitat zu Produkten mit langerer Lauf-
zeit kombinieren. Zuriickgegebene Kapazitat wird nachrangig zu anderer fir den betref-
fenden Zeitraum verfiigbarer Primarkapazitat vermarktet. Sofern ein Transportkunde
eine Kapazitat bis spatestens 9:00 Uhr am 7. Kalendertag vor dem Tag der Mitteilung
Uber die Hohe der in einer Jahres-, Quartals- oder Monatsauktion angebotenen Kapazi-
tat zurtickgibt, wird diese Kapazitat bei der Berechnung der vermarktbaren Kapazitat fur
die jeweilige Auktion bertcksichtigt. Wird eine Kapazitét nach dieser Frist zuriickgege-
ben, kann dies nicht gewahrleistet werden. Bei Nichtberticksichtigung wird die Kapazitat
in den nachfolgenden Auktionen fir Produkte mit kiirzerer Laufzeit angeboten.

Vermarktet der Fernleitungsnetzbetreiber die zurtickgegebene Kapazitat ganz oder
teilweise, wird der Transportkunde insoweit von seiner Zahlungsverpflichtung befreit.
Die Hohe der Befreiung richtet sich nach dem erzielten Erlés, maximal jedoch nach
dem regulierten Netzentgelt fir den Zeitraum der Primérvermarktung und der Héhe der
wiedervermarkteten Kapazitat. Wurden die Kapazitdten vom zuriickgebenden Trans-
portkunden in einer Auktion erworben, bleibt die Zahlungspflicht fir die in der Auktion
begriindeten Aufschlage auf das regulierte Entgelt unberihrt.

Werden fur einen Tag Kapazitaten von mehreren Transportkunden zuriickgegeben,
dann werden diese im Falle eines Angebotsiiberhangs in der zeitlichen Reihenfolge des
Eingangs der Ruckgabe (Zeitstempel) bei der Wiedervermarktung durch den Fernlei-
tungsnetzbetreiber bertcksichtigt.

Zuriickgegebene Kapazitat, die nicht wieder vermarktet werden konnte, wird dem
Transportkunden taglich fir den nachsten Tag nach Abschluss der Day-Ahead-
Vermarktung, allerdings bis spatestens 18:30 Uhr, zur Nutzung in dem Bilanzkreis, in
den sie vor der Riickgabe eingebracht war, wieder zur Verfiigung gestellt.
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Der Fernleitungsnetzbetreiber erteilt dem Transportkunden eine Gutschrift fiir das Ent-
gelt geman Ziffer 6. Die Gutschrift erfolgt monatlich und wird ggf. mit noch ausstehen-
den Transportentgelten verrechnet.

Die Befreiung von der Zahlungsverpflichtung des Transportkunden nach Ziffer 6 wird
erst mit Zugang der Gutschrift begriindet. Die Gutschrift wird jeweils in dem auf die
Vermarktung der Kapazitaten folgenden Monat erteilt.

Der Fernleitungsnetzbetreiber informiert den Transportkunden bis 18:30 Uhr Uber die
Hohe der nach Ziffer 8 wieder zur Verfligung gestellten Kapazitat.

Die Regelungen des 8 16 gelten nicht flr Ausspeisepunkte zu Letztverbrauchern.
§ 16 GasNZV bleibt unberihrt.

§ 17 Angebot von kurzfristig nicht genutzten festen Kapazitaten durch den Fernlei-
tungsnetzbetreiber gemaR § 16 Abs. 2 GasNzV

1.

Der Fernleitungsnetzbetreiber ist berechtigt, vom Transportkunden gebuchte feste Ka-
pazitaten fiur den Folgetag anzubieten, soweit sie unter Beriicksichtigung bestehender
Renominierungsrechte nicht oder nicht vollstandig genutzt werden kénnen.

Der Transportkunde bleibt auch bei einer erfolgreichen Wiedervermarktung der Kapazi-
tat zur Zahlung der Entgelte verpflichtet.

§ 16 Abs. 4 GasNZV findet keine Anwendung.

§ 18 Entziehung von langfristig nicht genutzten Kapazitdten gemald § 16 Abs. 3
und 4 GasNzV

1.

Der Fernleitungsnetzbetreiber ist berechtigt, gemal 8§ 16 Abs. 3 GasNZV dauerhaft
nicht oder nicht vollstandig in Anspruch genommene feste Kapazitdten des Transport-
kunden an allen Ein- oder Ausspeisepunkten mit Ausnahme der Marktgebiets- und der
Grenzibergangspunkte zu entziehen, sofern ein vertraglicher Engpass vorliegt. Fir
Marktgebiets- und Grenzubergangspunkte gelten fur die Entziehung langfristig unzu-
reichend genutzter Kapazitaten die Regelungen des § 18 a.

Ein vertraglicher Engpass liegt vor, wenn eine Netzzugangsverweigerung nach § 20
Abs. 2 EnWG vorliegt.

Die Entziehung erfolgt fiir alle Vertrage, die fir den betreffenden Ein- oder Ausspeise-
punkt bestehen und die unabhangig von der Laufzeit des einzelnen Vertrages eine zu-
sammengefasste Laufzeit von mindestens einem Jahr haben.

Die Kapazitaten werden in dem Umfang entzogen, in dem der Transportkunde die fes-
ten gebuchten Kapazitaten wahrend eines Zeitraums von mindestens 3 aufeinander
folgenden Monaten innerhalb des vorangegangenen Kalenderjahres auf Stundenbasis
dauerhaft nicht in Anspruch genommen hat. Einer dieser 3 Monate muss der Monat Ja-
nuar, Februar, Marz, Oktober, November oder Dezember sein. Kdnnen mehrere solcher
Zeitrdume mit Lange von 3 Kalendermonaten identifiziert werden, ist das Minimum der
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identifizierten minimalen Nichtinanspruchnahmen tber alle diese Zeitraume hinaus zu
ermitteln. Der Entzug kann maximal bis zu dieser Grenze erfolgen. Bei der Ermittlung
des Umfangs der Entziehung ist die Kapazitat maf3geblich, die dem Transportkunden
im vorangegangenen Kalenderjahr sowohl in zeitlicher als auch in quantitativer Hinsicht
durchgéngig zur Verfiigung stand. Fur den Fall, dass der Transportkunde seine gebuch-
te Kapazitat teilweise weiterverauf3ert, zuriickgegeben oder weniger gebucht hat, wird
dieses entsprechend bertcksichtigt.

Der Transportkunde kann gemalR § 16 Abs. 4 GasNzV der Entziehung widersprechen.

Fur den Fall, dass mehrere Transportkunden an einem Ein- oder Ausspeisepunkt Ka-
pazitaten gebucht haben und diese in denselben Bilanzkreis einbringen, ist der Fernlei-
tungsnetzbetreiber bei zusammengefasst abgegebenen Nominierungen berechtigt, die
Kapazitaten anteilig gewichtet entsprechend der an diesem Ein- oder Ausspeisepunkt
gebuchten Kapazitaten gegentiber jedem dieser Transportkunden zu entziehen. Dies
gilt nicht, soweit der Bilanzkreisverantwortliche die Nominierung in nach Transportkun-
den getrennten Sub-Bilanzkonten vornimmt.

Fur die Abrechnung der entzogenen Kapazitaten, die tatsachlich vermarktet werden,
und die Abwicklung gilt 8 16 entsprechend.

§ 18a Entziehung von langfristig unzureichend genutzten Kapazitaten an Marktge-
biets- und Grenzibergangspunkten

1.

Bei Marktgebiets- und Grenzibergangspunkten entzieht der Fernleitungsnetzbetreiber
Kapazitaten, sofern die Bundesnetzagentur dies verlangt. Der Fernleitungsnetzbetreiber
Ubermittelt der Bundesnetzagentur regelméfRiig alle Daten, die notwendig sind, um zu
beobachten, in welchem Umfang gebuchte Kapazitaten mit einer Vertragslaufzeit von
mehr als einem Jahr oder mit aufeinanderfolgenden Quartalen, die mindestens zwei
Jahre abdecken, genutzt werden. Jede Primérnutzung oder Sekundéarvermarktung der
entzogenen Kapazitaten durch den Transportkunden ist vorbehaltlich Satz 4 ausge-
schlossen. Entzogene Kapazitat, die nicht wieder vermarktet werden konnte, wird dem
Transportkunden taglich fir den nachsten Tag bis spéatestens 18:30 Uhr zur Nutzung in
dem Bilanzkreis, in den sie vor der Entziehung eingebracht war, wieder zur Verfliigung
gestellt. Darliber hinaus bleiben die Rechte und Pflichten des Transportkunden aus
dem Ein- oder Ausspeisevertrag bis zum Zeitpunkt der Vermarktung der Kapazitat
durch den Fernleitungsnetzbetreiber sowie in dem Umfang, in dem die Kapazitat vom
Fernleitungsnetzbetreiber nicht neu vermarktet wurde, bestehen.

Fur die Abrechnung der entzogenen Kapazitaten, die tatsachlich vermarktet werden,
und die Abwicklung gilt § 16 entsprechend.

8 19 Sekundarhandel

1.

Der Transportkunde darf erworbene Kapazitadten gemald § 12 Abs. 2 GasNZV aus-
schlief3lich unter Nutzung der Sekundarplattform an einen Dritten zur Nutzung Uberlas-
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sen oder auf einen Dritten Ubertragen. Geblindelte Kapazitaten kénnen nur als gebin-
delte Kapazitaten zur Nutzung tberlassen oder Ubertragen werden. Die Nutzungsuber-
lassung oder die Ubertragung des Ein- oder Ausspeisevertrages erfolgt nach MaRgabe
der folgenden Ziffern.

Der Transportkunde darf ohne Zustimmung des Fernleitungsnetzbetreibers die Nutzung
der Kapazitatsrechte (mit oder ohne Nominierungsrecht) aus einem Ein- oder Ausspei-
severtrag einem Dritten teilweise oder ganz zur Nutzung Uberlassen. Der Transport-
kunde bleibt dem Fernleitungsnetzbetreiber gegentiber zur Erfiilllung der aus dem Ein-
oder Ausspeisevertrag resultierenden Pflichten, insbesondere zur Zahlung der Entgelte,
verpflichtet.

Der Transportkunde ist mit Zustimmung des Fernleitungsnetzbetreibers berechtigt, den
Ein- oder Ausspeisevertrag teilweise oder ganz auf Dritte zu Ubertragen. Der Dritte
muss beim Fernleitungsnetzbetreiber zugelassen sein. Die Zustimmung darf nur aus
Grinden verweigert werden, die auch zur Verweigerung des erstmaligen Abschlusses
eines Ein- oder Ausspeisevertrages mit dem Dritten berechtigen wiirden. Ein solcher
Grund liegt insbesondere vor, wenn gemaf § 36 bei dem Dritten die Voraussetzungen
zur Erhebung einer Sicherheitsleistung vorliegen und er keine entsprechenden Sicher-
heiten geleistet hat. Die Ubertragung eines Ein- oder Ausspeisevertrages auf einen Drit-
ten wird gegeniiber dem Fernleitungsnetzbetreiber wirksam, sofern die beiden an der
Ubertragung beteiligten Transportkunden dem Fernleitungsnetzbetreiber eine gleichlau-
tende Mitteilung bis spéatestens zum Tag D-3 Werktage, 11:00 Uhr zur Zustimmung in
Textform vorgelegt haben und der Fernleitungsnetzbetreiber die Zustimmung erteilt hat.
Satz 2 gilt entsprechend. Der Fernleitungsnetzbetreiber bemiiht sich, eine Ubertragung
auch bei Mitteilungen der beteiligten Transportkunden bis zum Tag D-1, 11:00 Uhr zu
ermdglichen. Der Fernleitungsnetzbetreiber kann verlangen, dass der Ubertragende
Transportkunde zum Zeitpunkt der Ubertragung die betreffenden Kapazititen vollstan-
dig in einen Bilanzkreis bzw. Sub-Bilanzkonto eingebracht haben muss und der tber-
nehmende Transportkunde bei Abschluss der Sekundarvermarktung ebenfalls einen Bi-
lanzkreis bzw. Sub-Bilanzkonto anzugeben hat.

Bei einer unterjahrigen zeitanteiligen Ubertragung eines Ein- oder Ausspeisevertrages
auf einen Dritten ist zur Ermittlung des Entgeltes der Ubertragenen Kapazitat der im
Hinblick auf die Laufzeit der Ubertragenen Kapazitat einschlagige Multiplikator gemaf}
der Festlegung der Bundesnetzagentur vom 24. Marz 2015 hinsichtlich Vorgaben zur
Umrechnung von Jahresleistungspreisen in Leistungspreise fur unterjahrige Kapazitats-
rechte sowie Vorgaben zur sachgerechten Ermittlung der Netzentgelte nach § 15 Abs. 2
bis 7 GasNEV (BEATE) anzuwenden.

§ 20 Technische Anforderungen

1.

Der Transportkunde hat sicherzustellen, dass das zur Einspeisung anstehende Gas
den Anforderungen des § 19 GasNZV entspricht. Die zu tUbergebenden Erdgasmengen
haben den jeweils geltenden Regelungen des Arbeitsblattes G 260, 2. Gasfamilie des
Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfachs e.V. (DVGW) und dem jeweiligen
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Nennwert des Wobbe-Indexes zu entsprechen. Die technischen Anforderungen bei der
Einspeisung von Biogas regelt § 36 Abs. 1 GasNZV.

2. Der Fernleitungsnetzbetreiber veréffentlicht fir die jeweiligen Ein- oder Ausspeisepunk-
te auf seiner Internetseite die technischen Anforderungen an das zu tbergebende Gas,
insbesondere Gasbeschaffenheit und Druckspezifikation. Die veréffentlichten techni-
schen Anforderungen werden Bestandteil des Ein- oder Ausspeisevertrages und kon-
nen die Anforderungen gemal Ziffer 1 Satz 2 weiter eingrenzen sowie zusatzliche An-
forderungen beinhalten. Jeder Vertragspartner kann verlangen, dass eine unparteiische
Stelle die Untersuchung der Ubereinstimmung der Gasbeschaffenheit mit den Anforde-
rungen des Fernleitungsnetzbetreibers gemal Satz 1 vornimmt. Falls sich die Ver-
tragspartner innerhalb eines Monats nach Zugang des Verlangens beim anderen Ver-
tragspartner nicht tber die unparteiische Stelle einigen kdnnen, wird die Untersuchung
vom Engler-Bunte-Institut der Universitat Karlsruhe durchgefiihrt. Die Kosten der Unter-
suchung tragt bei Bestatigung der Ubereinstimmung derjenige Vertragspartner, der das
Verlangen gestellt hat. Falls keine Ubereinstimmung vorliegt, ist der Fernleitungsnetz-
betreiber zur Zahlung verpflichtet.

3.  Sofern eine Anderung der technischen Anforderungen aufgrund gesetzlicher oder be-
hordlicher Vorgaben oder einer Anderung der technischen Regeln des DVGW erforder-
lich ist, wird der Fernleitungsnetzbetreiber den Transportkunden hieriiber so frihzeitig
wie unter den gegebenen Umstanden mdoglich informieren. Der Fernleitungsnetzbetrei-
ber passt den von der Anderung betroffenen jeweiligen Vertrag mit Wirkung zu dem
Zeitpunkt an, zu dem die Vorgaben gemaR Satz 1 wirksam werden. Sofern eine Ande-
rung der technischen Anforderungen in Erfullung der gesetzlichen Kooperationspflich-
ten der Fernleitungsnetzbetreiber notwendig wird, ist der Fernleitungsnetzbetreiber mit
einer Frist von 4 Monaten ab entsprechender Mitteilung an den Transportkunden zur
Anderung berechtigt. Sollte die Anderung dazu fiihren, dass die Nutzung der Kapazita-
ten des Transportkunden beeintréchtigt wird, hat der Transportkunde das Recht, den
jeweiligen Vertrag zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Anderung mit einer Frist von
3 Monaten zu kindigen. Sofern die Information des Fernleitungsnetzbetreibers gemaf
Satz 1 weniger als 4 Monate vor dem Wirksamwerden der Anderung erfolgt, ist der
Transportkunde berechtigt, den jeweiligen Vertrag ohne Einhaltung einer Frist zum
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Anderung zu kiindigen.

4.  Abweichend von Ziffer 3 Satz 3 ist der Fernleitungsnetzbetreiber zu einer Anderung der
Gasbeschaffenheit oder Druckspezifikation mit einer Vorankuindigungsfrist von 3 Jahren
vor Beginn des Umstellungszeitraumes ohne Zustimmung des Transportkunden be-
rechtigt.

Bei einer Anderung der Gasbeschaffenheit von L- auf H-Gas im Rahmen der L-/H-Gas-
Marktraumumestellung teilt der Fernleitungsnetzbetreiber dem Transportkunden mindes-
tens 2 Jahre und 4 Monate vor Beginn den voraussichtlichen Umstellungszeitraum mit.
Die Mitteilung des bilanziellen Umstellungstermins im Rahmen der Marktraumumstel-
lung, der in dem genannten Umstellungszeitraum liegt, und der Monatserste des Mo-
nats ist, ab dem Allokationswerte ausschlie3lich in H-Gas-Bilanzkreise gemeldet wer-
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den, erfolgt mindestens 1 Jahr vor Umstellung. Der Transportkunde ist verpflichtet, dem
Bilanzkreisverantwortlichen den Umstellungszeitraum und den bilanziellen Umstellungs-
termin mitzuteilen. Der Transportkunde stellt sicher, dass die Einbringung der umstellre-
levanten Ein- und Ausspeisepunkte in H-Gas-Bilanzkreise/Sub-Bilanzkonten geman
bestehender Fristen rechtzeitig zum bilanziellen Umstellungstermin erfolgt.

Mit Zustimmung des Transportkunden kann der Fernleitungsnetzbetreiber abweichend
von Absatz 1 und 2 eine kurzfristigere Anderung der Gasbeschaffenheit oder Druck-
spezifikation umsetzen.

Sofern der Fernleitungsnetzbetreiber eine entsprechende Anderung angekiindigt hat
und wahrend der laufenden Vorankindigungsfristen ein neuer Ein- oder Ausspeisever-
trag zu laufen beginnt, gelten die bereits laufenden Vorankindigungsfristen auch fur
diesen Vertrag. Jede Anderung der Gasbeschaffenheit oder der Druckspezifikation ist
auf die hiervon betroffenen Ein- oder Ausspeisepunkte beschrankt. Der von der Ande-
rung jeweils betroffene Vertrag ist mit Wirkung zu dem Zeitpunkt zu berichtigen, zu dem
die Anderung der Gasbeschaffenheit oder der Druckspezifikation wirksam wird. Andert
der Fernleitungsnetzbetreiber die Gasbeschaffenheit oder die Druckspezifikation ge-
mal Absatz 1 und 2 ohne Zustimmung des Transportkunden, so ist der Transportkunde
berechtigt, den Vertrag fir die betreffenden Ein- oder Ausspeisepunkte unter Einhal-
tung einer Kiindigungsfrist von einem Jahr zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der An-
derung der Gasbeschaffenheit oder der Druckspezifikation zu kiindigen.

5. Nach Entfall des Konvertierungsentgelts ist der Fernleitungsnetzbetreiber abweichend
von Ziffer 3 und 4 zu einer Anderung der Gasbeschaffenheit von L- auf H-Gas ohne ge-
sonderte Vorankindigungsfrist gegentiber dem Transportkunden und ohne dessen Zu-
stimmung berechtigt. Satz 1 gilt nicht bei einer Anderung der Marktgebietszuordnung,
die in 8§ 31 Ziffer 7 geregelt ist. Der Fernleitungsnetzbetreiber wird den Transportkunden
unverzuglich nach Abstimmung des Umstellungsfahrplans zwischen den betroffenen
Netzbetreibern tiber die Anderung der Gasbeschaffenheit, jedoch spatestens 11 Mona-
te vor dem bilanziellen Umstellungstermin, informieren. Ein Kiindigungsrecht aufgrund
der Anderung der Gasbeschaffenheit besteht nach Entfall des Konvertierungsentgelts
nicht. Die Einspeisemdglichkeit der vorhandenen nationalen Gasproduktionskapazitaten
soll im zukiinftig erforderlichen Umfang weiterhin erhalten bleiben.

§ 21 Nichteinhaltung von Gasbeschaffenheit oder Druckspezifikation

1. Entsprechen die von dem Transportkunden am Einspeisepunkt (ibergebenen Gasmen-
gen nicht den technischen Anforderungen im Hinblick auf die Gasbeschaffenheit oder
der Druckspezifikation gemanR § 20 Ziffer 1 und 2 (im Folgenden ,Off-Spec-Gas” ge-
nannt), ist der Einspeisenetzbetreiber berechtigt, die Ubernahme des Off-Spec-Gases
ganz oder teilweise nicht zu akzeptieren. Der Transportkunde hat in diesem Fall unver-
zuglich seine Nominierung an diesem Einspeisepunkt entsprechend anzupassen, sowie
die weitere Bereitstellung des Off-Spec-Gases an diesem Einspeisepunkt entsprechend
zu reduzieren. Samtliche Rechte des Fernleitungsnetzbetreibers gegeniber dem
Transportkunden bleiben unberihrt.
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Entsprechen die vom Ausspeisenetzbetreiber am Ausspeisepunkt iibergebenen Gas-
mengen nicht den technischen Anforderungen im Hinblick auf die Gasbeschaffenheit
oder der Druckspezifikation gemaf § 20 Ziffer 1 und 2, ist der Transportkunde berech-
tigt, die Ubernahme des Off-Spec-Gases ganz oder teilweise nicht zu akzeptieren. Der
Ausspeisenetzbetreiber hat in diesem Fall unverziglich die Bereitstellung des Off-Spec-
Gases an diesem Ausspeisepunkt entsprechend zu reduzieren. Sdmtliche Rechte des
Transportkunden gegeniber dem Ausspeisenetzbetreiber bleiben unberthrt.

Im Fall von Reduzierung gemaf den vorstehenden Regelungen miissen zur Vermei-
dung von Differenzmengen unverziglich entsprechende Renominierungen vorgenom-
men werden.

Jeder Vertragspartner hat den anderen Vertragspartner unverziglich zu informieren,
wenn er Kenntnis davon erhdlt, dass Off-Spec-Gas an einem Ein- oder Ausspeisepunkt
uibergeben wird oder eine Ubergabe von Off-Spec-Gas zu erwarten ist.

§ 22 Mengenzuordnung (Allokation)

1.

Der Einspeisenetzbetreiber, gegeniiber dem gemal § 12 Ziffer 1 und 2 bzw. 8§ 13 Ein-
speisenominierungen abgegeben wurden, ermittelt fir jeden Bilanzkreis bzw. jedes
Sub-Bilanzkonto die an Einspeisepunkten eingespeisten Gasmengen und ordnet diese
auf Basis der Nominierungen oder gemafld dem vom Fernleitungsnetzbetreiber vorge-
gebenen Allokationsverfahren dem betroffenen Bilanzkreis bzw. Sub-Bilanzkonto zu.

Bei der Allokation von Biogaseinspeisemengen bleiben die vom Einspeisenetzbetreiber
eventuell zur Konditionierung zugemischten Fliissiggas-Mengen zur Anpassung auf den
notwendigen Brennwert im Netz des Einspeisenetzbetreibers gemalR § 36 Abs. 3 Gas-
NZV unberiicksichtigt.

Der Ausspeisenetzbetreiber ordnet die an Ausspeisepunkten zu Speichern, an Markt-
gebietsiibergangspunkten und Grenziibergangspunkten ausgespeisten Gasmengen auf
Basis der Nominierungen oder gemal: dem vom Fernleitungsnetzbetreiber vorgegebe-
nen Allokationsverfahren dem Bilanzkreis /Sub-Bilanzkonto zu.

Der Ausspeisenetzbetreiber ermittelt fir jeden Bilanzkreis bzw. jedes Sub-Bilanzkonto
die an Ausspeisepunkten zu leistungsgemessenen Letztverbrauchern (,RLM*) ausge-
speisten Gasmengen auf Basis der Messwerte und ordnet diese gemald dem Bilanz-
kreis bzw. Sub-Bilanzkonto zu.

Der Ausspeisenetzbetreiber ermittelt fir jeden Bilanzkreis bzw. jedes Sub-Bilanzkonto
die an Ausspeisepunkten zu Letztverbrauchern mit Standardlastprofilen ausgespeisten
Gasmengen und ordnet diese auf Basis des vom Ausspeisenetzbetreiber festgelegten
Standardlastprofilverfahrens dem Bilanzkreis bzw. Sub-Bilanzkonto zu.

Sind Ein- oder Ausspeisepunkte in mehrere Bilanzkreise eingebracht, vereinbaren die
Transportkunden mit den jeweiligen Ein-/Ausspeisenetzbetreibern Allokationsregeln im
Ein- oder Ausspeisevertrag um sicherzustellen, dass die diesem Punkt zugeordneten
Gasmengen nur einmal bilanziert werden.
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§ 23 Messstellenbetrieb und Messung

1.

Die vom Fernleitungsnetzbetreiber bzw. einem Dritten im Sinne von 8§ 21 b Energiewirt-
schaftsgesetz (EnWG) ermittelten Messwerte werden der Bilanzierung beim Fernlei-
tungsnetzbetreiber sowie der Berechnung von Mehr-/Mindermengen und Kapazitats-
Uberschreitungen zugrunde gelegt.

Der Fernleitungsnetzbetreiber ist - soweit er Messstellenbetreiber ist - mit Blick auf die
Durchfuihrung des Messstellenbetriebs Messgerateverwender im Sinne des Eichrechts
und diesbeziglich verantwortlich fiir die Einhaltung aller sich aus dem Eichrecht erge-
benden Anforderungen und Verpflichtungen.

Soweit keine anderweitige Vereinbarung zwischen dem Anschlussnutzer und einem
Dritten im Sinne von § 21 b EnWG getroffen worden ist, gelten die nachfolgenden Re-
gelungen; in diesem Fall ist der Fernleitungsnetzbetreiber der Messstellenbetreiber und
Messdienstleister. Als Messdienstleister stellt der Fernleitungsnetzbetreiber dem
Transportkunden Messwerte zur Verfiigung.

Der Fernleitungsnetzbetreiber bestimmt nach 8 8 Messzugangsverordnung (MessZV)
Art, Zahl und GroRRe der Mess- und Steuereinrichtung. Die Bestimmung muss unter Be-
ricksichtigung energiewirtschaftlicher Belange in einem angemessenen Verhaltnis zur
Hohe des Verbrauchs und zum Verbrauchsverhalten stehen. Der Fernleitungsnetzbe-
treiber stellt die fur die Messung und bei RLM-Letztverbrauchern die fur die notwendige
Zahlerfernauslesung erforderlichen Mess- und Steuereinrichtungen zur Verfiigung und
betreibt diese.

Fur die Fernauslesung muss beim Letztverbraucher ein hierflr geeigneter extern an-
wahlbarer Telekommunikationsanschluss ohne zeitliche Beschréankung sowie ein

230 V-Anschluss zur Verfugung stehen. Der Fernleitungsnetzbetreiber kann statt der
Nutzung des Telekommunikationsanschlusses ein GSM Modem einsetzen. Der Fernlei-
tungsnetzbetreiber teilt dem Letztverbraucher auf Anfrage die diesbeziiglichen techni-
schen Bedingungen (Abstande der jeweiligen Anschlisse, Anschliisse zum Zahlerplatz
etc.) mit. Die Fernauslesung muss vor Aufnahme der Belieferung einer RLM-Messstelle
bzw. vor einem Umbau von einer SLP- auf eine RLM-Messstelle zur Verfigung stehen.
Die Einrichtung und Nutzung von Telefon- und Stromanschluss sind fir den Fernlei-
tungsnetzbetreiber kostenlos. Verzégerungen, die der Fernleitungsnetzbetreiber zu ver-
treten hat, gehen nicht zu Lasten des Transportkunden oder des Letztverbrauchers.
Verzdgerungen durch den Letztverbraucher gehen nicht zu Lasten des Fernleitungs-
netzbetreibers.

Der Fernleitungsnetzbetreiber Gibermittelt unverziglich jedoch taglich bis spatestens
13:00 Uhr an den Transportkunden die taglich ausgelesenen und im Stundentakt er-
fassten Lastgange des Vortages an RLM-Ausspeisepunkten im Format MSCONS. Die
Energiemenge der Lastgange wird mit dem Bilanzierungsbrennwert errechnet.

Nach Ablauf des Liefermonats werden alle Lastgange gemaf Arbeitsblatt G 685 der
Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfachs e.V. (DVGW Arbeitsblatt) plausibili-
siert und es werden ggf. Ersatzwerte gebildet bzw. korrigiert. Es erfolgt eine Umwertung
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der Lastgénge mit dem Abrechnungsbrennwert. Spatestens am M + 10 Werktage
Ubermittelt der Fernleitungsnetzbetreiber dem Transportkunden den Lastgang an RLM-
Ausspeisepunkten des Liefermonats. Die Korrektur ist entsprechend in den Datenmel-
dungen zu kennzeichnen.

Fur den Fall, dass der Fernleitungsnetzbetreiber gemafld DVGW Arbeitsblatt G 685 Er-
satzwerte gebildet hat, Gbermittelt er ebenfalls bis M + 10 Werktage den Lastgang zu-
satzlich umgewertet mit dem Bilanzierungsbrennwert.

In der MSCONS wird der zugrunde gelegte Brennwert und die Z-Zahl mitgeteilt.

Fernleitungsnetzbetreiber sind verpflichtet, dem Transportkunden auf Anfrage die im
Stundentakt erfassten und ausgelesenen Lastgange an RLM-Ausspeisepunkten zu
Letztverbrauchern unverziglich zu tbermitteln.

6. Fur RLM-Ausspeisepunkte erfolgt am Tag M+12 Werktage eine Korrektur des nach
Ziffer 1 ermittelten Lastgangs mit dem Abrechnungsbrennwert gemaR DVGW-
Arbeitsblatt G 685. Sofern eine Korrektur der K-Zahl nach dem DVGW-Arbeitsblatt G
486 notwendig ist, wird diese ebenfalls beriicksichtigt. Der Ausspeisenetzbetreiber
Ubermittelt fur alle RLM—Zeitreihen die komplette Monatszeitreihe umgewertet mit dem
Bilanzierungsbrennwert und die komplette Monatszeitreihe umgewertet mit dem Ab-
rechnungsbrennwert in dem jeweils geltenden ALOCAT-Format am Tag M+12 Werkta-
ge an den Marktgebietsverantwortlichen.

7. Fur Letztverbraucher, die nach Lastprofilverfahren beliefert werden, werden die Mess-
einrichtungen vom Fernleitungsnetzbetreiber, dessen Beauftragten oder auf Verlangen
des Fernleitungsnetzbetreibers vom Letztverbraucher selbst in méglichst gleichen Zeit-
abstanden, die 12 Monate nicht wesentlich Uberschreiten dirfen, nach einem vom Fern-
leitungsnetzbetreiber festzulegenden Zeitpunkt und Turnus abgelesen. Liegt eine Ver-
einbarung nach § 40 Abs. 3 Satz 2 EnWG vor, sind die sich daraus ergebenden Vorga-
ben zum Ableseturnus fur den Transportkunden zu beachten.

AulBerhalb der turnusmafligen Ablesung, insbesondere bei einem Lieferantenwechsel,
bei Ein- oder Auszug des Letztverbrauchers, bei Beendigung dieses Vertrags oder bei
einer wesentlichen Anderung des Bedarfs, hat der Fernleitungsnetzbetreiber nach
MalRgabe der GelLi Gas Zwischenablesungen zu veranlassen. Sollte dies nicht mdglich
sein, kann er den Verbrauch im Wege der rechnerischen Abgrenzung ermitteln oder
diesen auf der Grundlage der letzten Ablesung schatzen. Hierbei sind die tatsachlichen
Verhéltnisse angemessen zu bericksichtigen.

8. Beauftragt der Transportkunde den Fernleitungsnetzbetreiber mit einer zusatzlichen
Ablesung, ist diese gesondert zu vergiiten.

9. Ergibt eine Uberpriifung der Messeinrichtungen eine Uberschreitung der Verkehrsfeh-
lergrenzen, so ist der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag zu erstatten oder nach-
zuentrichten.

Ist die Gro3e des Fehlers bei der Messeinrichtung eines SLP-Letztverbrauchers nicht
einwandfrei festzustellen oder zeigt eine solche Messeinrichtung nicht oder nicht richtig
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an, so ermittelt der Fernleitungsnetzbetreiber den Verbrauch fir die Zeit seit der letzten
fehlerfreien Ablesung aus dem Durchschnittsverbrauch des ihr vorhergehenden und
des der Feststellung nachfolgenden Ablesezeitraums oder aufgrund des vorjahrigen
Verbrauchs durch Schatzung. Die tatsachlichen Verhéltnisse sind angemessen zu be-
ricksichtigen.

Ist die GroRe des Fehlers bei der Messeinrichtung eines RLM-Letztverbrauchers nicht
einwandfrei festzustellen, oder zeigt eine solche Messeinrichtung nicht an, so erfolgt die
Ermittlung von Ersatzwerten fur fehlende oder unplausible Werte entsprechend dem
DVGW Arbeitsblatt G 685 in der jeweils giiltigen Fassung.

Anspriiche nach Abs.1 Satz 1 sind auf den der Feststellung des Fehlers vorausgehen-
den Ablesezeitraum beschrankt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann Uber ei-
nen gréfReren Zeitraum festgestellt werden. In diesem Fall ist der Anspruch auf langs-
tens 3 Jahre beschrankt.

Soweit eine anderweitige Vereinbarung nach 8 21 b Abs. 2 oder 3 EnWG getroffen
worden ist, werden die vom Messdienstleister dem Fernleitungsnetzbetreiber zur Verfi-
gung gestellten und durch den Fernleitungsnetzbetreiber aufbereiteten Messwerte der
Abwicklung und Abrechnung dieses Vertrages zugrunde gelegt. Wenn dem Fernlei-
tungsnetzbetreiber die Messwerte nicht oder nicht ordnungsgemal zur Verfligung ste-
hen oder die zur Verfligung gestellten Werte unplausibel sind, findet Ziffer 8 Abs. 2, 3
und 4 Anwendung.

Voraussetzungen fir eine registrierende Leistungsmessung bei einer jahrlichen Ent-
nahme von weniger als 1.500.000 kWh und einer maximalen stiindlichen Ausspeiseleis-
tung von weniger als 500 kwh/h gemal § 24 Abs. 1 GasNZV bzw. bei Unterschreitung
der von dem Fernleitungsnetzbetreiber nach § 24 Abs. 2 GasNZV festgelegten Grenzen
sind ein schriftliches Verlangen von Anschlussnutzer und Transportkunde.

Die Kosten des Umbaus einer Standardlastprofilzihlung in eine registrierende Leis-
tungsmessung in den zuvor beschriebenen Féllen tragt, soweit nicht abweichend gere-
gelt, der Transportkunde.

Nach dem Umbau und der Inbetriebnahme der registrierenden Leistungsmessung wer-
den - unabhéangig von der tatsédchlichen Leistungsinanspruchnahme und Jahresener-
giemengen - die Preise fur registrierende Leistungsmessung gemalf veroffentlichten
Preisblattern des Fernleitungsnetzbetreibers angewendet.

Die Menge von eingespeistem Biogas wird in ,kWh* als Produkt aus Normvolumen und
Abrechnungsbrennwert auf Basis des fur die Einspeisestelle ermittelten abrechnungsre-
levanten Brennwertes ausgewiesen. Der Fernleitungsnetzbetreiber ist berechtigt fur die
vom Transportkunden tibergebenen Biogasmengen Ersatzwerte zu bilden, soweit ihm
keine Messwerte vorliegen. Die Ersatzwertbildung erfolgt nach dem DVGW Arbeitsblatt
G 685.
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§ 24 Ausgleich von SLP-Mehr-/Mindermengen [geltend bis 31. Marz 2016]

1.

Der Fernleitungsnetzbetreiber ermittelt nach der endgtiltigen Ermittlung der abrech-
nungsrelevanten Messwerte und Daten die Mehr-/Mindermengen. Fur alle SLP-
Ausspeisepunkte wird der gemaR DVGW Arbeitsblatt G 685 ermittelte Verbrauch der
SLP- Ausspeisepunkte im Abrechnungszeitraum dem endgliltig fir die Allokation in den
Bilanzkreis des Bilanzkreisverantwortlichen zugrundeliegenden Wert gegentibergestelit.

Mehrmengen entstehen innerhalb des Abrechnungszeitraumes als Differenzmenge,
sofern die am Ausspeisepunkt ausgespeiste Gasmenge niedriger ist als die Gasmenge
die vom Ausspeisenetzbetreiber in den Bilanzkreis/Sub-Bilanzkonto allokiert wurde.
Mindermengen entstehen innerhalb des Abrechnungszeitraumes als Differenzmenge,
sofern die am Ausspeisepunkt ausgespeiste Gasmenge hoher ist als die Gasmenge die
vom Ausspeisenetzbetreiber in den Bilanzkreis/Sub-Bilanzkonto allokiert wurde. Mehr-
mengen vergutet der Fernleitungsnetzbetreiber dem Transportkunden; Mindermengen
stellt der Fernleitungsnetzbetreiber dem Transportkunden in Rechnung.

Die Mehr-/Mindermengen werden auf Grundlage der vom Marktgebietsverantwortlichen
veroffentlichten jeweiligen bundesweit einheitlichen Mehr-/Mindermengenpreise fir den
Abrechnungszeitraum vom Fernleitungsnetzbetreiber gegeniiber dem Transportkunden
abgerechnet. Die Abrechnung der Mehr-/Mindermengen erfolgt nach dem in Anlage 1
beschriebenen Verfahren.

Die energiesteuerfreie Abrechnung der Mehr-/Mindermengen im Verhaltnis zwischen
Fernleitungsnetzbetreiber und dem Transportkunden erfolgt nur, wenn dem einen Ver-
tragspartner eine Anmeldung nach § 38 Abs. 3 Energiesteuergesetz (EnergieStG) des
zustandigen Hauptzollamtes dem jeweils anderen Vertragspartner vorliegt. Jede Ande-
rung in Bezug auf die Anmeldung, z.B. deren Widerruf durch das zustandige Hauptzoll-
amt, ist dem jeweils anderen Vertragspartner unverziglich schriftlich mitzuteilen.

§ 24 Ausgleich von SLP-Mehr-/Mindermengen [geltend ab 1. April 2016]

1.

Der Fernleitungsnetzbetreiber berechnet nach der Ermittlung der abrechnungsrelevan-
ten Messwerte und Daten die Mehr-/Mindermengen. Fir jeden SLP-Ausspeisepunkt
wird der gemall DVGW Arbeitsblatt G 685 ermittelte Verbrauch der SLP-
Ausspeisepunkte der vom Fernleitungsnetzbetreiber den Bilanzkreisen bzw. Sub-
Bilanzkonten endgtiltig zugeordneten Menge einschliellich der ggf. vom Fernleitungs-
netzbetreiber aufgeteilten Allokationsersatzwerte des Marktgebietsverantwortlichen fur
den jeweiligen Mehr-/Mindermengenzeitraum gegeniibergestellt.

Der Mehr-/Mindermengenzeitraum umfasst immer den Buchungszeitraum und den Bi-
lanzierungszeitraum.

Mehrmengen entstehen innerhalb des Mehr-/Mindermengenzeitraumes als Differenz-
menge, sofern die am Ausspeisepunkt ausgespeiste Gasmenge niedriger ist als die
Gasmenge, die vom Fernleitungsnetzbetreiber in den Bilanzkreis/das Sub-Bilanzkonto
allokiert wurde. Mindermengen entstehen innerhalb des Mehr-
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/Mindermengenzeitraumes als Differenzmenge, sofern die am Ausspeisepunkt ausge-
speiste Gasmenge hoher ist als die Gasmenge, die vom Fernleitungsnetzbetreiber in
den Bilanzkreis/das Sub-Bilanzkonto allokiert wurde. Mehrmengen werden durch den
Fernleitungsnetzbetreiber an den Transportkunden vergitet. Mindermengen stellt der
Fernleitungsnetzbetreiber dem Transportkunden in Rechnung. Rechnungen sind auch
bei einer Mehr-/Mindermenge von Null zu stellen.

3. Der Transportkunde kann eine laufende monatliche Ubermittlung einer tages- und aus-
speisepunktscharfen Monatsaufstellung der Allokationsmengen anfordern.

Der Fernleitungsnetzbetreiber Gbermittelt die angeforderte Allokationsliste fur alle Aus-
speisepunkte, die dem Transportkunden in dem Monat M bilanziell zugeordnet sind. Die
Ubermittlung der Allokationsliste erfolgt ab Anforderung jeweils im dritten Monat nach
Monat M und vor Versand der ersten Mehr-/Mindermengenabrechnung, die den betref-
fenden Monat enthélt. Fir Monate, in denen dem Transportkunden keine Ausspeise-
punkte bilanziell zugeordnet sind, erfolgt keine Ubermittlung der Allokationsliste.

Die in der ausspeisepunktscharfen Allokationsliste enthaltenen bilanzierten Mengen
sind auf 3 Nachkommastellen kaufmé&nnisch gerundet in kWh anzugeben. Die vom
Fernleitungsnetzbetreiber Ubermittelte bilanzierte Menge fur den Mehr-
/Mindermengenzeitraum kann aufgrund von Rundungsdifferenzen von der Summe der
Tageswerte aus der ausspeisepunktscharfen Allokationsliste abweichen. Abweichun-
gen der ausspeisepunktscharfen Allokationsliste zum Bilanzkreisergebnis aus den Allo-
kationsprozessen kénnen aufgrund von Rundungsdifferenzen bis zu einer H6he von
max. 744 kWh pro Bilanzkreis und Monat auftreten. Bei Abweichungen, die 500 kWh
pro Bilanzkreis Ubersteigen, ist der Transportkunde berechtigt, von dem Netzbetreiber
einen Nachweis zu verlangen, dass die Abweichung ausschlief3lich aus Rundungsdiffe-
renzen resultiert.

4. Die Mehr-/Mindermengen werden im elektronischen Format mit dem vom Marktgebiets-
verantwortlichen vergffentlichten jeweiligen bundesweit einheitlichen Mehr-
/Mindermengenpreis fir den Abrechnungszeitraum vom Fernleitungsnetzbetreiber ge-
geniuber dem Transportkunden abgerechnet.

Die Rechnungsstellung erfolgt frihestens nach Ablauf des zweiten Monats nach Ende
des Monats, in dem der Mehr-/Mindermengenzeitraum endet (M + 2M) und spatestens
am Ende des dritten Monats, in dem der Mehr-/Mindermengenzeitraum endet (M + 3M).

Vor der Rechnungsstellung Gibermittelt der Fernleitungsnetzbetreiber die bilanzierte
Menge in einem elektronischen Format, falls eine Bilanzierung in dem Mehr-
/Mindermengenzeitraum stattgefunden hat. Die Rechnungsstellung erfolgt in diesem
Fall spatestens bis zum Ablauf des 10. Werktages nach Ubermittlung der bilanzierten
Menge.

5. Die energiesteuerfreie Abrechnung der Mehr-/Mindermengen im Verhaltnis zwischen
Fernleitungsnetzbetreiber und dem Transportkunden erfolgt nur, wenn dem einen Ver-
tragspartner eine Anmeldung nach § 38 Abs. 3 Energiesteuergesetz (EnergieStG) des
zustandigen Hauptzollamtes des jeweils anderen Vertragspartners vorliegt. Jede Ande-
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rung in Bezug auf die Anmeldung, z.B. deren Widerruf durch das zustandige Hauptzoll-
amt, ist dem jeweils anderen Vertragspartner unverziglich schriftlich mitzuteilen.

Korrekturen von Mehr-/Mindermengenabrechnungen zwischen Fernleitungsnetzbetrei-
ber und Transportkunde nach dem 1. April 2016, deren initiale Rechnungsstellung vor
dem 1. April 2016 im Altverfahren erfolgt ist, werden ausnahmslos nach dem bis zum
31. Marz 2016 angewendeten Altverfahren durchgefihrt. Dabei ist immer die Methode
zur Preisermittlung zu verwenden, die zum Zeitpunkt gultig war, als die Mehr-
/Mindermenge erstmalig abgerechnet wurde.

§ 25 Entgelte

1.

Der Transportkunde ist verpflichtet, an den Fernleitungsnetzbetreiber die im jeweiligen
Vertrag vereinbarten Entgelte gemaf Preisblatt, insbesondere das jeweils spezifische
Kapazitatsentgelt, im Fall von Kapazitaten gemaf § 1 Ziffer 2 zuztglich des etwaigen
Preisaufschlages, sowie das Messentgelt, das Entgelt fir den Messstellenbetrieb und
das Abrechnungsentgelt zu zahlen, jeweils zuziglich etwaiger Konzessionsabgaben
und sonstiger Abgaben und Steuern einschliel3lich der nach § 20 b Gasnetzentgeltver-
ordnung (GasNEV) zu walzenden Biogaskosten und der nach § 19 a EnWG zu wél-
zenden Marktraumumstellungskosten. Die jeweils gultigen Entgelte gemaf den Preis-
blattern des Fernleitungsnetzbetreibers sind auf der Internetseite des Fernleitungsnetz-
betreibers veroffentlicht.

Der Fernleitungsnetzbetreiber ist bei einer Festlegung der Erldsobergrenzen geman

§ 17 Abs. 1 Anreizregulierungsverordnung (ARegV) und bei einer Anpassung der Er-
I6sobergrenzen gemanR § 17 Abs. 2 ARegV i.V.m. § 4 Abs. 3 bis 5 ARegV sowie nach
8 5 Abs. 3 ARegV i. V. m. 8 17 ARegV berechtigt, die Netzentgelte anzupassen, soweit
sich daraus eine Erhéhung der Netzentgelte ergibt. Der Fernleitungsnetzbetreiber ist
zur Anpassung der Netzentgelte verpflichtet, soweit sich daraus eine Absenkung der
Netzentgelte ergibt. Nach 8 5 Abs. 3 ARegV ist dabei die Differenz zwischen den tat-
sachlich erzielten und den erzielbaren Erlésen vollstandig zu beriicksichtigen. Der Fern-
leitungsnetzbetreiber wird in derartigen Féllen die Netzentgelte jeweils gemal § 17
ARegV i.V.m. den Vorschriften des Teils 2, Abschnitte 2 und 3 GasNEV und 8§ 5 Abs. 3
ARegV anpassen. Uber die angepassten Netzentgelte (Preisblatter) wird der Fernlei-
tungsnetzbetreiber den Transportkunden unverziglich in Textform informieren.

Eine Anpassung der Netzentgelte darf erst zum 1. Januar des folgenden Kalenderjah-
res vorgenommen werden.

Der Fernleitungsnetzbetreiber ist sowohl im Fall einer Erhéhung als auch einer Absen-
kung berechtigt, auftretende Differenzen Uber sein eigenes Regulierungskonto
(8 5 ARegV) abzuwickeln.

Im Falle von erhdhten Entgelten steht dem Transportkunden das Recht zu, den Vertrag
mit einer Frist von 10 Werktagen zum Wirksamkeitszeitpunkt der Anderung schriftlich
ganz oder der H6he der Kapazitdtsbuchung nach teilweise zu kiindigen. Sofern die In-
formation nach Ziffer 2 Satz 4 dem Transportkunden nicht mindestens 20 Werktage vor
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dem Wirksamkeitszeitpunkt der Anderung zugeht, ist der Transportkunde abweichend
von Satz 1 berechtigt, innerhalb von 10 Werktagen nach Zugang der Information nach
Ziffer 2 Satz 4 mit einer Frist von 5 Werktagen, frihestens zum Wirksamkeitszeitpunkt
der Anderung, den Vertrag ganz oder der Hohe der Kapazitatsbuchung nach teilweise,
schriftlich zu kiindigen. Eine teilweise Kiindigung nach Satz 1 und 2 ist nur als einheitli-
che Verminderung der urspriinglich gebuchten Kapazitat fiir die gesamte Restlaufzeit
der Buchung zul&ssig. Ein Kiindigungsrecht gemaf Satz 1 und 2 besteht nicht, sofern
die Entgelterh6hung des Fernleitungsnetzbetreibers, prozentual kleiner oder gleich der
Erh6hung des vom Statistischen Bundesamt verdffentlichten Verbraucherpreisindexes
(Gesamtindex) fur Deutschland (VPI) ist. MaRRgeblich ist hierbei die zum Zeitpunkt der
Verkiindung der Entgelterhéhung zuletzt durch das Statistische Bundesamt veréffent-
lichte Veranderungsrate des Jahresdurchschnitts des VPI zum Vorjahr.

Sollten Steuern oder andere 6ffentlich-rechtliche Abgaben auf die Entgelte gemald dem
jeweiligen Vertrag, einschlief3lich von Steuern oder anderen 6ffentlich-rechtlichen Ab-
gaben auf Dienstleistungen, die die Grundlage fir diese Entgelte bilden, eingefuhrt, ab-
geschafft oder geandert werden, nimmt der Fernleitungsnetzbetreiber eine dement-
sprechende Anhebung oder Absenkung der Entgelte in dem jeweiligen Vertrag mit Wir-
kung zu dem Zeitpunkt vor, an welchem die Einfiihrung, Abschaffung oder Anderung
der Steuern oder anderen 6ffentlich-rechtlichen Abgaben in Kraft tritt, soweit diese nicht
von der Erlésobergrenze erfasst sind.

In den Féllen einer Anpassung der Erldsobergrenze aufgrund eines Hartefalles gemaf
8 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 ARegV ist der Fernleitungsnetzbetreiber berechtigt, die Netz-
entgelte gemafl dem Beschluss der Bundesnetzagentur oder jeweils zum 1. Januar des
folgenden Kalenderjahres anzupassen.

Dariiber hinaus ist der Fernleitungsnetzbetreiber zur Anderung der Entgelte geman
Ziffer 1 berechtigt bzw. verpflichtet, soweit sich eine solche Anderung aus gesetzlichen
und / oder behérdlichen und / oder gerichtlichen Entscheidungen ergibt.

Das Recht und die Pflicht des Fernleitungsnetzbetreibers zur Anpassung der Entgelte
beziehen sich auf alle Ein- und Ausspeisekapazitaten, unabhangig von der Art ihrer
Vergabe.

Der Fernleitungsnetzbetreiber zahlt dem Transportkunden fur physisch unmittelbar ein-
gespeistes Biogas ein pauschales Entgelt fir vermiedene Netzkosten in der jeweils ge-
setzlich festgelegten Hohe. Die Abrechnung des Entgeltes fiir vermiedene Netzkosten
erfolgt monatlich endgultig auf Basis der technischen Mengenermittlung nach 8§ 23 Zif-
fer 11. Die vom Fernleitungsnetzbetreiber eventuell zur Konditionierung zugemischten
Flissiggas-Mengen zur Anpassung auf den notwendigen Brennwert im Fernleitungs-
netz gemafl § 36 Abs. 3 GasNZV bleiben dabei unberticksichtigt.

Im Ubrigen gelten die im Internet verdffentlichten Entgelt- und Zahlungsbedingungen
der ergédnzenden Geschaftsbedingungen des Fernleitungsnetzbetreibers.

Fur Ausspeisepunkte zu Letztverbrauchern hat der Transportkunde das ausgewiesene
Entgelt fir Messstellenbetrieb/Messung gemalf Ziffer 1 ab dem Zeitpunkt und solange
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zu zahlen, ab dem und solange der Fernleitungsnetzbetreiber Messstellenbetrei-
ber/Messdienstleister gemal3 8§ 21 b EnWG an dem jeweiligen Ausspeisepunkt zum
Letztverbraucher ist. Der Fernleitungsnetzbetreiber wird im Fall, dass ihm der Messstel-
lenbetrieb/die Messdienstleistung zuféllt oder er nicht mehr Messstellenbetrei-
ber/Messdienstleister des Ausspeisepunktes zum Letztverbraucher sein wird, insbe-
sondere in Folge eines Wechsels des Messstellenbetreibers/Messdienstleisters gemani
8§ 21 b Abs. 2 EnWG, den Transportkunden unverziglich dariiber informieren.

§ 26 Rechnungsstellung und Zahlung

1.

Rechnungsstellung und eventuelle Abschlagszahlungen kann der Fernleitungsnetzbe-
treiber in seinen erganzenden Geschéftsbedingungen regeln. Der Prozess Netznut-
zungsabrechnung gemal GeLi Gas bleibt unberthrt.

Die ernsthafte Mdglichkeit eines offensichtlichen Fehlers in der Rechnung berechtigt
den Transportkunden zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung.

Der Fernleitungsnetzbetreiber ist berechtigt, einen Verzugsschaden pauschal in Rech-
nung zu stellen. Es bleibt dem Transportkunden unbenommen, einen tatsachlich gerin-
geren Verzugsschaden nachzuweisen.

Werden Fehler in der Ermittlung von Rechnungsbetrdgen oder der Rechnung zugrun-
deliegenden Daten festgestellt, so ist die Uberzahlung vom Fernleitungsnetzbetreiber
zuriickzuzahlen oder der Fehlbetrag vom Transportkunden nachzuentrichten. Die
Rechnungskorrektur ist [Angstens 3 Jahre ab Zugang der zu korrigierenden Rechnung
zulassig.

Gegen Anspriiche der Vertragspartner kann nur mit unbestrittenen oder rechtskraftig
festgestellten Gegenansprichen aufgerechnet werden.

Leistungsort fur Zahlungen ist der Verwaltungssitz des Fernleitungsnetzbetreibers. Zah-
lungen sind rechtzeitig erbracht, wenn die betreffenden Betrdge innerhalb der vom
Fernleitungsnetzbetreiber vorgegebenen Zahlungsfrist auf dem angegebenen Bankkon-
to des Fernleitungsnetzbetreibers gutgeschrieben worden sind.

8 27 Steuern

1.

Werden im Rahmen des jeweiligen Vertrages vom Fernleitungsnetzbetreiber an einen

Transportkunden, der nicht Lieferer im Sinne des § 38 Abs. 3 EnergieStG ist, Gasmen-
gen geliefert, hat der Transportkunde die darauf entfallenden Entgelte zuziiglich Ener-

giesteuer in der jeweiligen gesetzlichen Hohe zu zahlen.

Eine solche Lieferung liegt insbesondere immer dann vor, wenn zusétzlich zu den vom
Transportkunden dem Fernleitungsnetzbetreiber zum Transport tibergebenen Gasmen-
gen am Ausspeisepunkt weitere Gasmengen vom Fernleitungsnetzbetreiber an den
Transportkunden abgegeben werden.
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Erfolgt die Lieferung von Gasmengen an einen Transportkunden, der angemeldeter Lie-
ferer im Sinne des § 38 Abs. 3 EnergieStG ist, ist der Transportkunde verpflichtet, das
Vorliegen der Voraussetzungen des § 38 Abs. 3 EnergieStG dem Fernleitungsnetzbe-
treiber gegeniber durch Vorlage einer von der zustandigen Zollverwaltung ausgestell-
ten aktuellen Anmeldebestatigung im Sinne von 8§ 78 Abs. 4 Energiesteuer-
Durchfuihrungsverordnung (EnergieStV), nach der der Transportkunde als angemelde-
ter Lieferer zum unversteuerten Bezug von Gasmengen berechtigt ist, nachzuweisen.
Der Nachweis tiber das Vorliegen der Voraussetzungen des 8§ 38 Abs. 3 EnergieStG ist
dem jeweiligen Fernleitungsnetzbetreiber spatestens 1 Woche vor der Lieferung zur
Verfligung zu stellen. Wird ein geeigneter Nachweis Uber das Vorliegen der Vorausset-
zungen des § 38 Abs. 3 EnergieStG nicht innerhalb des vorgeschriebenen Zeitraums
vorgelegt, hat der Fernleitungsnetzbetreiber das Recht, dem Transportkunden die auf
die Lieferung der Gasmengen entfallenden Entgelte zuzlglich Energiesteuer in der je-
weiligen gesetzlichen Héhe in Rechnung zu stellen.

Der Transportkunde ist verpflichtet, den Fernleitungsnetzbetreiber umgehend schriftlich
zu informieren, wenn der Transportkunde nicht bzw. nicht mehr Lieferer im Sinne des
§ 38 Abs. 3 EnergieStG ist. Bei Adressanderungen, Umfirmierungen, Anderungen der
Rechtsform ist die Vorlage einer aktuellen Liefererbestatigung der Zollverwaltung erfor-
derlich. Kommt der Transportkunde dieser Hinweispflicht nicht oder nicht rechtzeitig
nach, ist er verpflichtet, die daraus fur den Fernleitungsnetzbetreiber entstehende
Energiesteuer an diesen zu erstatten.

2. Samtliche Entgelte entsprechend des jeweiligen Vertrages sind ohne darauf entfallende
Steuern aufgefiihrt. Der Transportkunde hat diese Steuern zusétzlich zu diesen Entgel-
ten zu entrichten.

3. Die Entgelte gemaf dem jeweiligen Vertrag und diesem Paragraphen sowie jegliche
Zuschlage hierzu bilden das Entgelt im Sinne des Umsatzsteuergesetzes (UStG) und
verstehen sich ohne Umsatzsteuer (USt). Zusatzlich zu diesem Entgelt hat der Trans-
portkunde an den Fernleitungsnetzbetreiber die Umsatzsteuer in der jeweiligen gesetz-
lichen HOhe zu entrichten, sofern nicht das Reverse-Charge-Verfahren Anwendung fin-
det. Soweit der Leistungsempféanger die Voraussetzungen des § 3g Absatz 1 UStG er-
fullt, legt er, als Nachweis fur die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens, die Be-
scheinigung fur Wiederverkaufer von Erdgas (USt 1 TH) nach 8§ 13b Absatz 2 Nr. 5
Buchstabe b und Absatz 5 UStG erstmalig spatestens 1 Woche vor der Lieferung sowie
jahrlich wiederkehrend unaufgefordert dem jeweils anderen Vertragspartner vor. Erfolgt
die Abrechnung gemafl 8 14 Abs. 2 S. 2 UStG im Gutschriftsverfahren, muss die Ab-
rechnung die Angabe "Gutschrift" enthalten (8 14 Abs. 4 Nr. 10 UStG).

§ 28 Instandhaltung

1. Der Fernleitungsnetzbetreiber hat das Recht, die Instandhaltung (Wartung, Inspektion
und Instandsetzung) seines Leitungssystems sowie MaRnahmen zum Neubau, zur An-
derung und zur Erweiterung von Anlagen durchzufiihren. Soweit der Fernleitungsnetz-
betreiber aufgrund der vorgenannten Mafinahmen nicht in der Lage ist, seine Pflichten
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aus diesem Vertrag zu erfullen, ist der Fernleitungsnetzbetreiber von diesen Pflichten
befreit. Der Transportkunde ist zur Mitwirkung, insbesondere durch die Einschrankung
seiner Netznutzung, bei den vom Fernleitungsnetzbetreiber geplanten Instandhal-
tungsmaf3nahmen verpflichtet.

2. Der Fernleitungsnetzbetreiber wird den Transportkunden tiber Ma3Bnahmen geman Zif-
fer 1 rechtzeitig vor deren Durchfiihrung in geeigneter Weise unterrichten, soweit die
Netznutzung gemalR diesem Vertrag ganz oder teilweise tatsachlich eingeschrankt wird.
Bei langfristig geplanten Instandhaltungsmaf3hahmen wird der Fernleitungsnetzbetrei-
ber zusatzlich zu den Verpflichtungen der EU-Verordnung 715/2009 den Transportkun-
den spatestens 15 Werktage vor Beginn einer mdglichen Einschrankung der Netznut-
zung uber deren Dauer sowie Uber die Wahrscheinlichkeit einer Einschréankung unter-
richten. Die Pflicht zur vorherigen Unterrichtung entféllt, wenn die Unterrichtung nach
den Umstéanden nicht rechtzeitig moglich ist und der Fernleitungsnetzbetreiber dies
nicht zu vertreten hat oder die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen
verzdgern wirde. In diesen Féllen ist der Fernleitungsnetzbetreiber verpflichtet, dem
Transportkunden nachtraglich mitzuteilen, aus welchem Grund die Einschrankung der
Rechte des Transportkunden aus diesem Vertrag erfolgt ist.

3. Wenn MalRnahmen gemaR Ziffer 1, die keine MaRnahmen i.S.v. § 16 Abs. 2 EnWG
darstellen, die vereinbarte Kapazitat und/oder den Gasfluss am jeweilig davon betroffe-
nen Ein- und/oder Ausspeisepunkt fir eine Dauer von mehr als 14 Kalendertagen pro
Gaswirtschaftsjahr einschranken, wird der Transportkunde von seinen Zahlungsver-
pflichtungen entsprechend der Dauer und des Umfanges der tber 14 Kalendertage
hinausgehenden Einschrankung befreit. Bei einer Vertragslaufzeit von weniger als ei-
nem Jahr verkiirzt sich dieser Zeitraum zeitanteilig. Im Ubrigen wird der Transportkunde
von seinen Leistungsverpflichtungen befreit.

Unbeschadet der Regelung in Absatz 1 gilt fir Transportkapazitaten mit einer Vertrags-
laufzeit von mindestens einem Quartal, die keine Transportkapazitaten zu Netzan-
schlusspunkten zu Letztverbrauchern darstellen, folgende Vereinbarung: Der Fernlei-
tungsnetzbetreiber stellt bei InstandhaltungsmalRnahmen dem Transportkunden unab-
hangig von einer tatsachlichen Einschrankung der Netznutzung ab dem 15. Kalender-
tag von angekindigten méglichen Einschrankungen der Netznutzung kumuliert fiir das
jeweilige Gaswirtschaftsjahr und den jeweilig davon betroffenen Ein- und/oder Ausspei-
sepunkt bis zum Ende des in der Ankiindigung gemal Ziffer 2 Satz 2 genannten Zeit-
raums und in dem darin genannten Umfang der vertraglich vereinbarten festen Kapazi-
tat das Entgelt fur eine entsprechende unterbrechbare Kapazitat abziglich eines Risi-
koabschlags in Hohe von 30 Prozent in Rechnung.

4.  Soweit dritte Fernleitungsnetzbetreiber Malinahmen gemaf Ziffer 1 durchfiihren und
der Fernleitungsnetzbetreiber aufgrund dieser Mal3nahmen ganz oder teilweise nicht in
der Lage ist, seine Pflichten aus dem jeweiligen Vertrag zu erfiillen, gelten vorstehende
Ziffern entsprechend.

5. Fur den Fall, dass der Fernleitungsnetzbetreiber aufgrund gesetzlicher oder vertragli-
cher Regelungen mit Dritten diesen gegeniber berechtigt ist, den Netzanschluss bzw.
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die Anschlussnutzung zu unterbrechen, gelten Ziffer 1 Satz 2 und 3 und Ziffer 2 ent-
sprechend.

§ 29 Unterbrechung unterbrechbarer Kapazitaten

1.

Der Fernleitungsnetzbetreiber ist zur Vorhaltung gebuchter unterbrechbarer Kapazita-
ten an einem Ein- oder Ausspeisepunkt verpflichtet, soweit und solange die Nutzung
gebuchter fester Kapazitaten nicht beeintrachtigt ist. Der Fernleitungsnetzbetreiber ist
auch dann zur vollstdndigen oder teilweisen Unterbrechung von gebuchten unterbrech-
baren Kapazitaten berechtigt, wenn ein anderer Fernleitungsnetzbetreiber des gleichen
Marktgebietes ihn gemal § 16 Abs. 1 EnWG zur Unterbrechung auffordert, um die Be-
eintrachtigung gebuchter fester Kapazitaten in seinem Netz zu verhindern.

Die Unterbrechung muss vom Fernleitungsnetzbetreiber mit einer Vorlaufzeit von min-
destens 3 Stunden dem Transportkunden bzw. im Falle von § 13 Ziffer 2 und § 12 Ziffer
1 dem von ihm benannten Bilanzkreisverantwortlichen angekiindigt werden, es sei
denn, dies ist aus betrieblichen Griinden nicht mdglich. Der Fernleitungsnetzbetreiber
teilt dem Transportkunden die Grinde fir die Unterbrechung spéatestens nach Eintritt
der Unterbrechung unverziglich mit.

Im Fall einer Unterbrechung an einem Ausspeisepunkt zu einem Letztverbraucher stellt
der Transportkunde sicher, dass die Entnahme von Gasmengen durch den Letztver-
braucher entsprechend reduziert wird. Die Fristen zur Renominierung gemal den er-
ganzenden Geschéaftsbedingungen des Fernleitungsnetzbetreibers finden hierbei keine
Anwendung, soweit und solange dies technisch und operativ moglich ist. Im Falle einer
Nutzung trotz Unterbrechung gilt § 30 entsprechend.

Eine Unterbrechung der unterbrechbaren Kapazitaten an einem Ein- oder Ausspeise-
punkt erfolgt entsprechend der zeitlichen Rangfolge des jeweils abgeschlossenen Ein-
oder Ausspeisevertrages, beginnend mit dem zuletzt abgeschlossenen Vertrag. Bio-
gaskapazitaten werden gegeniber anderen unterbrechbaren Kapazitdten nachrangig
unterbrochen. Dies gilt nicht, wenn an Grenziberganspunkten keine korrespondierende
nachrangige Unterbrechungsregelung fir Biogas gilt. Von den Regelungen in Satz 1
und 2 kann abgewichen werden, wenn an Grenzibergangspunkten mit dem angren-
zenden Netzbetreiber abweichende Regelungen getroffen worden sind.

In den Féllen des § 16 Abs. 1 und 2 EnWG ist der Fernleitungsnetzbetreiber berechtigt,
von dem Verfahren nach Ziffer 4 abzuweichen, wenn anderenfalls die Sicherheit oder
Zuverlassigkeit des Netzes geféhrdet oder gestort ist.

§ 29a Prozess zur Kiirzung von Nominierungen fester Kapazitaten

Sollte an einem Punkt nach der Unterbrechung aller unterbrechbaren Kapazitaten gemaf
§ 29 zu einer Stunde die Summe aller Nominierungen von gebuchten festen Kapazitaten
groler sein, als die zur Verfiigung stehende feste Kapazitat, so werden die Nominierungen
geman lit. a) und b) gekirzt. Die Regelungen in § 34 und § 35 bleiben unberihrt.
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a) Vorrangig bertcksichtigt werden die Nominierungen aller Biogas-Bilanzkreise bzw.
Biogas-Sub-Bilanzkonten mit fester Kapazitat. Diese werden nicht gekirzt, sofern
die zur Verfiigung stehende feste Kapazitat ausreichend ist. Ist die zur Verfiigung
stehende feste Kapazitat nicht ausreichend, erfolgt eine Kiirzung entsprechend lit.
b).

b) Sofern die nach Bertcksichtigung von lit. a) verbleibende zur Verfiigung stehende
feste Kapazitat kleiner ist als die Summe aller Nominierungen, die sich auf einge-
brachte feste Kapazitaten beziehen, werden die festen Kapazitdten zun&chst ratier-
lich nach dem Verhéltnis der in die Bilanzkreise bzw. Sub-Bilanzkonten eingebrach-
ten festen Kapazitaten berticksichtigt. Verbleiben danach Restmengen, d.h. fiir einen
oder mehrere Bilanzkreise werden mehr feste Kapazitaten bericksichtigt als nomi-
niert wurden und es wurde mindestens ein anderer Bilanzkreis gekirzt, so werden
den gekirzten Bilanzkreisen die Restmengen im Verhéltnis der eingebrachten Ka-
pazitaten zusatzlich zugeteilt. Ergeben sich aus dieser Zuteilung wiederum Rest-
mengen, so wird der Prozess der Zuteilung entsprechend nach eingebrachter Kapa-
zitat so lange fir die jeweils verbleibenden Bilanzkreise wiederholt, bis alle Rest-
mengen aufgeteilt sind.

Der Transportkunde wird im Falle einer Kiirzung unverziiglich Giber den Grund und die vo-
raussichtliche Dauer der Kiirzung informiert.

8§ 30 Uberschreitung der gebuchten Kapazitat

1. Der Transportkunde ist berechtigt, die am Ein- und/oder Ausspeisepunkt gebuchte Ka-
pazitat in dem Umfang, in dem er sie in einen Bilanzkreis/ein Sub-Bilanzkonto einge-
bracht hat, zu nutzen. Zu einer dariiber hinausgehenden Inanspruchnahme ist der
Transportkunde nicht berechtigt.

2. Uberschreiten die allokierten stiindlichen Gasmengen entgegen Ziffer 1 Satz 2 an ei-
nem Ein- oder Ausspeisepunkt 100 % der fur diesen Ein- oder Ausspeisepunkt in den
Bilanzkreis eingebrachten Kapazitét, liegt eine stiindliche Uberschreitung vor. Bei RLM-
Ausspeisepunkten wird anstelle der allokierten stiindlichen Gasmengen der am M+10
Werktage nach DVGW G 685 plausibilisierte und ggf. mit Ersatzwerten korrigierte sowie
mit dem Abrechnungsbrennwert umgewertete Lastgang auf Stundenbasis zugrunde ge-
legt. Eine stiindliche Uberschreitung fuihrt nicht zu einer Erhéhung der gebuchten Kapa-
Zitat.

3. Fur den Fall, dass mehrere Transportkunden an einem Ein- und/oder Ausspeisepunkt
Kapazitaten gebucht haben und diese in denselben Bilanzkreis einbringen, ist der Fern-
leitungsnetzbetreiber berechtigt, Kapazitatsiiberschreitungen anteilig gewichtet ent-
sprechend der an diesem Ein- und/oder Ausspeisepunkt eingebrachten Kapazitaten
gegeniber jedem dieser Transportkunden abzurechnen. Dieses gilt nicht, soweit der Bi-
lanzkreisverantwortliche die Nominierung in nach Transportkunden getrennten Sub-
Bilanzkonten vornimmt.
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Uberschreitet der Transportkunde die eingebrachte Kapazitat, wird fiir die Uberschrei-
tung eine Vertragsstrafe gemaf den erganzenden Geschéaftsbedingungen und/oder
dem Preisblatt des Fernleitungsnetzbetreibers fallig.

Die Geltendmachung eines weitergehenden Schadens, der dem Fernleitungsnetzbe-
treiber durch die Uberschreitung entsteht, bleibt von der Regelung gemaR Ziffer 4 unbe-
riihrt. Auf einen derartigen Schadensersatzanspruch sind fiir die konkrete Uberschrei-
tung bereits gezahlte Vertragsstrafen anzurechnen.

Ziffer 1 Satz 2 sowie Ziffern 2 bis 5 gelten nicht fir Marktgebietsibergangs- und Grenz-
uibergangspunkte, sofern die Voraussetzungen zur Ubernominierung geméan § 13d er-
fullt sind.

§ 31 Aussetzung oder Anpassung von Vertragspflichten

1.

Der Fernleitungsnetzbetreiber ist gemal § 16 EnWG berechtigt, fir den erforderlichen
Zeitraum Zuordnungsauflagen bzw. Nutzungsbeschrankungen einzufihren bzw. beste-
hende Zuordnungsauflagen oder Nutzungsbeschrankungen zu andern oder gebuchte
feste Kapazitaten in unterbrechbare umzuwandeln, soweit dies zur Gewéhrleistung von
Sicherheit und Zuverlassigkeit in seinem Netz erforderlich ist.

Der Fernleitungsnetzbetreiber kann dartiber hinaus MaRnahmen gemalR Ziffer 1 an-
wenden, wenn die Nutzung von Kapazitaten von den gemanR guter gaswirtschaftlicher
Praxis getroffenen Annahmen der Lastflusssimulation gemaf 8 9 Abs. 2 GasNZV ab-
weicht und soweit der Fernleitungsnetzbetreiber hierdurch gezwungen ist, seine An-
nahmen, die er zur Ermittlung der Kapazitat gemaf 8 9 GasNZV zu Grunde gelegt hat,
anzupassen und dadurch die Kapazitaten in der bisher angebotenen Hohe nicht mehr
angeboten werden kdnnen. Der Fernleitungsnetzbetreiber kann Malinahmen gemaf
Ziffer 1 auch anwenden, soweit die von dem Fernleitungsnetzbetreiber zur Gewahrleis-
tung von festen, frei zuordenbaren Kapazitaten benotigten Kapazitats- und Steuerungs-
instrumente wie z.B. Lastflusszusagen oder Regelenergie nicht oder nicht vollstandig
bzw. nur zu wirtschaftlich unzumutbaren Konditionen beschafft werden kénnen und an-
dere netz- oder marktbezogene MalRnahmen nicht mdglich sind. Die Anwendung der
MalRnahmen der Fernleitungsnetzbetreiber nach dieser Ziffer ist vorab gegeniber der
Bundesnetzagentur anzuzeigen und zu begriinden.

Sofern von den MalRnahmen nach Ziffer 1 nicht die gesamten gebuchten Kapazitaten
auf fester Basis an einem Punkt gleichermalRen betroffen sind, wird der Fernleitungs-
netzbetreiber diskriminierungsfrei auswahlen, fir welche Kapazitaten bzw. welche ab-
geschlossenen Vertrage diese MaRnahmen umgesetzt werden. Im Falle der Umwand-
lung gebuchter fester Kapazitaten in unterbrechbare Kapazitaten werden die gebuchten
festen Kapazitaten anteilig im Verhaltnis der von den Transportkunden gebuchten fes-
ten Kapazitaten in unterbrechbare Kapazitaten umgewandelt. Fir die Unterbrechung
dieser Kapazitaten gilt 8 29 mit der Mal3gabe, dass die Unterbrechung nach der zeitli-
chen Reihenfolge der Buchung der festen Kapazitaten erfolgt. Die Unterbrechung er-
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folgt nachrangig zu bereits bestehenden unterbrechbaren Kapazitatsbuchungen. 8§ 29
Ziffer 4 Satz 2, 3 und 4 gelten entsprechend.

4. Der Fernleitungsnetzbetreiber wird den Transportkunden vorab unverziiglich, bei mit
hinreichendem Vorlauf fir ihn vorhersehbaren Entwicklungen (z.B. infolge von Markt-
gebietszusammenlegungen) in der Regel mit einer Vorlaufzeit von mindestens 3 Mona-
ten_tber die Einschréankungen seiner Rechte nach Ziffer 1 bis 3 unterrichten und ihm
die Griinde hierflr mitteilen.

5. Der Transportkunde hat das Recht, die betroffenen Vertrage ganz oder teilweise mit
einer Frist von 14 Kalendertagen ab dem Zeitpunkt der Unterrichtung auf3erordentlich
zu kiindigen, soweit die Anderung langer als 14 Kalendertage pro Vertragsjahr andau-
ert. Die Kiindigung wird wirksam zum Zeitpunkt der Anderung der betroffenen Vertrage.
Handelt es sich bei der gekiindigten Kapazitat um feste Kapazitat an einem Grenziber-
gangspunkt oder Marktgebietstiibergangspunkt, kann der Transportkunde vom Fernlei-
tungsnetzbetreiber verlangen, dass dieser die gekindigte Kapazitat am gleichen Punkt
wieder versteigert.

6.  Soweit der Transportkunde von der Kiindigung keinen Gebrauch macht, werden die
betroffenen Vertrage entsprechend angepasst. Fuhrt eine Anpassung dazu, dass feste
Kapazitaten ganz oder teilweise in unterbrechbare Kapazitdten umgewandelt werden,
gelten fur den umgewandelten Anteil die jeweils anwendbaren Entgelte i.S.d. § 25 fir
unterbrechbare Kapazitaten. Etwaige Auktionszuschléage entfallen in diesem Fall antei-
lig ab dem Zeitpunkt der Anpassung durch den Fernleitungsnetzbetreiber. Im Falle der
Einfihrung oder Verédnderung von Zuordnungsbeschrdnkungen oder Nutzungsauflagen
fur Kapazitaten gelten die jeweils anwendbaren Entgelte der ergdnzenden Geschafts-
bedingungen des Fernleitungsnetzbetreibers. Etwaige Auktionsaufschlage bleiben in
diesem Fall bestehen.

7. Der Fernleitungsnetzbetreiber kann Ein- und Ausspeisepunkte mit einer Vorankiindi-
gungsfrist von 3 Jahren gegeniiber dem Transportkunden einem anderen Marktgebiet
zuordnen. Mit Wirkung zum 1. Oktober 2015 verkirzt sich die Vorankindigungsfrist auf
2 Jahre und 4 Monate. Wenn ein Marktgebietswechsel mit einer kiirzeren Frist erfolgen
muss, hat der Fernleitungsnetzbetreiber dies zu begriinden. Griinde fur die neue Zu-
ordnung kdénnen insbesondere stromungsmechanische Notwendigkeiten sein. Der
Fernleitungsnetzbetreiber informiert unverziglich den Transportkunden Uber den
Marktgebietswechsel. Der Transportkunde kann dem Marktgebietswechsel innerhalb
von 4 Wochen nach Kenntnisnahme widersprechen, wenn die Vorankiindigungsfrist
gemal Satz 1 nicht eingehalten worden ist und Bezugsvertrage fir die betroffenen
Ausspeisepunkte bestehen, die ein Laufzeitende haben, welches nach dem genannten
Zuordnungswechseltermin liegt. Der Transportkunde hat dies dem Fernleitungsnetzbe-
treiber nachzuweisen. Im Rahmen dieses Nachweises sind Laufzeitende, die erwartete
Liefermenge sowie die Leistung zu benennen. Ein- und Ausspeisepunkte, fir die ein
entsprechender Nachweis erfolgt ist, werden zwar dem neuen Marktgebiet zugeordnet
jedoch fur den betroffenen Transportkunden bis zum Laufzeitende, langstens jedoch bis
zum Ablauf der Frist gemaf3 Satz 1, im bisherigen Marktgebiet bilanziert. Die betroffe-
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nen Ein- und Ausspeisepunkte sind von dem Transportkunden einem gesonderten Bi-
lanzkreis/Sub-Bilanzkonto zuzuordnen, welches ausschlief3lich diese Ausspeisepunkte
enthélt. Der Fernleitungsnetzbetreiber teilt dem Marktgebietsverantwortlichen den ge-
sondert benannten Bilanzkreis bzw. das gesondert benannte Sub-Bilanzkonto mit. So-
fern ein Nachweis nach Satz 7 nicht innerhalb der 4 Wochenfrist vom Transportkunden
erfolgt ist oder die betroffenen Ein- und Ausspeisepunkte von dem Transportkunden
nicht einem gesonderten Bilanzkreis/Sub-Bilanzkonto zugeordnet wurden, werden die-
se Punkte zum angekindigten Zuordnungswechseltermin innerhalb des neuen Markt-
gebietes bilanziert.

8§ 32 Ansprechpartner des Fernleitungsnetzbetreibers und ihre Erreichbarkeit

Die Ansprechpartner des Fernleitungsnetzbetreibers sind auf dessen Internetseite veroffent-
licht.

§ 33 Datenweitergabe und Datenverarbeitung

Der Fernleitungsnetzbetreiber ist berechtigt, Verbrauchs-, Abrechnungs- und Vertragsdaten
an andere Netzbetreiber oder Marktgebietsverantwortliche weiterzugeben, soweit und solan-
ge dies zur ordnungsgemaflen Abwicklung des jeweiligen Vertrages erforderlich ist. Der Fern-
leitungsnetzbetreiber ist zudem berechtigt, die ihm im Rahmen der Nutzung der Priméarkapa-
zitatsplattform oder seiner Systeme zur Abwicklung des Netzzugangs mitgeteilten Daten des
Transportkunden oder dessen Nutzer entsprechend der Vorschriften der Datenschutzgesetze
zu erheben, zu speichern und zu verarbeiten. Der Transportkunde erklart sein Einverstandnis
zur automatisierten Datenverarbeitung durch den Fernleitungsnetzbetreiber oder ein von dem
Fernleitungsnetzbetreiber beauftragtes Unternehmen nach den Vorschriften der Daten-
schutzgesetze.

8 34 Hohere Gewalt

1. Soweit ein Vertragspartner in Folge Hoherer Gewalt geman Ziffer 2 an der Erfillung
seiner Pflichten gehindert ist, wird er von diesen Pflichten befreit. Der andere Vertrags-
partner wird soweit und solange von seinen Gegenleistungspflichten befreit, wie der
Vertragspartner aufgrund von Hoherer Gewalt an der Erfullung seiner Pflichten gehin-
dert ist.

2. Hohere Gewalt ist ein von auf3en kommendes, nicht voraussehbares und auch durch
Anwendung verniinftigerweise zu erwartender Sorgfalt und technisch und wirtschaftlich
zumutbarer Mittel nicht abwendbares oder nicht rechtzeitig abwendbares Ereignis.
Hierzu z&hlen insbesondere Naturkatastrophen, terroristische Angriffe, Stromausfall,
Ausfall von Telekommunikationsverbindungen, Streik und Aussperrung, soweit die Aus-
sperrung rechtmaflig ist, oder gesetzliche Bestimmungen oder Maflinahmen der Regie-
rung oder von Gerichten oder Behdrden (unabh&ngig von ihrer Rechtmaligkeit).
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Der betroffene Vertragspartner hat den anderen Vertragspartner unverziglich zu be-
nachrichtigen und Uber die Grinde der Héheren Gewalt und die voraussichtliche Dauer
zu informieren. Er wird sich bemiihen, mit allen technisch mdglichen und wirtschaftlich
zumutbaren Mitteln dafiir zu sorgen, dass er seine Pflichten schnellstmdglich wieder er-
fullen kann.

Nutzt ein Vertragspartner Dienstleistungen Dritter zur Erfillung seiner vertraglichen
Verpflichtungen, so gilt ein Ereignis, das fur den Dritten héhere Gewalt oder einen sons-
tigen Umstand i.S.d. Ziffer 2 darstellen wiirde, auch zugunsten dieses Vertragspartners
als hohere Gewalt.

§ 35 Haftung

1.

Der Fernleitungsnetzbetreiber haftet fir Schaden, die dem Transportkunden durch die
Unterbrechung oder durch UnregelméfRigkeiten in der Netznutzung entstehen, nach
MalRRgabe des 8§ 5 GasNZV i. V. m. § 18 NDAV - dieses gilt fur Vertragsverhaltnisse in
Nieder-, Mittel- und Hochdrucknetzen. Der Wortlaut des § 18 NDAYV ist als Anlage 2
beigefugt.

Im Ubrigen haften die Vertragspartner einander fiir Schaden aus der Verletzung des
Lebens, des Korpers oder der Gesundheit, es sei denn, der Vertragspartner selbst,
dessen gesetzliche Vertreter, Erfullungs- oder Verrichtungsgehilfen haben weder vor-
satzlich noch fahrlassig gehandelt.

Im Fall der Verletzung von wesentlichen Vertragspflichten haften die Vertragspartner
einander fir Sach- und Vermodgensschaden, es sei denn, der Vertragspartner selbst,
dessen gesetzliche Vertreter, Erfullungs- oder Verrichtungsgehilfen haben weder vor-
satzlich noch fahrlassig gehandelt; die Haftung der Vertragspartner im Fall leicht fahr-
lassig verursachter Sach- und Vermogensschéden ist auf den vertragstypisch, vorher-
sehbaren Schaden begrenzt.

a) Unter wesentlichen Vertragspflichten werden hier die Verpflichtungen verstanden,
deren Erfillung die ordnungsgemafe Durchfihrung des Vertrages tiberhaupt erst
ermoglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmafiig vertraut und
vertrauen darf.

b) Vertragstypische, vorhersehbare Schaden sind solche, die der Vertragspartner bei
Vertragsschluss als magliche Folge einer Vertragsverletzung vorausgesehen hat
oder unter Berlcksichtigung der Umsténde, die ihm bekannt waren oder die er hatte
kennen miussen, bei Anwendung verkehrsiblicher Sorgfalt hatte voraussehen mius-
sen.

c) Typischerweise ist bei Geschaften der fraglichen Art von einem Schaden in Héhe
von EUR 2,5 Mio. bei Sachschaden und EUR 1,0 Mio. bei Vermdgensschaden aus-
zugehen.

Die Vertragspartner haften einander fir Sach- und Vermogensschéden bei nicht we-
sentlichen Vertragspflichten, es sei denn, der Vertragspartner selbst, dessen gesetzli-
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che Vertreter, Erfullungs- oder Verrichtungsgehilfen haben weder vorsatzlich noch grob
fahrlassig gehandelt.

a) Die Haftung der Vertragspartner selbst und fiir ihre gesetzlichen Vertreter, leitende
Erfullungsgehilfen und Verrichtungsgehilfen ist im Fall grob fahrlassig verursachter
Sach- und Vermdgensschéden auf den vertragstypisch, vorhersehbaren Schaden
begrenzt.

b) Die Haftung der Vertragspartner fir sog. einfache Erfiillungsgehilfen ist im Fall grob
fahrlassig verursachter Sachschaden auf EUR 1,5 Mio. und Vermodgensschaden auf
EUR 0,5 Mio. begrenzt.

5. 88 16, 16 a EnNWG bleiben unberihrt. Maltnahmen nach 8§ 16 Abs. 2 EnWG sind insbe-
sondere auch solche, die zur Sicherstellung der Versorgung von Haushaltskunden mit
Erdgas gemal § 53 a EnWG ergriffen werden.

6. Eine Haftung der Vertragspartner nach zwingenden Vorschriften des Haftpflichtgeset-
zes und anderen Rechtsvorschriften bleibt unberthrt.

7. Die Ziffern 1 bis 6 gelten auch zu Gunsten der gesetzlichen Vertreter, Arbeitnehmer
sowie der Erflllungs- oder Verrichtungsgehilfen der Vertragspartner, soweit diese fur
den jeweiligen Vertragspartner Anwendung finden.

§ 36 Sicherheitsleistung

1. Der Fernleitungsnetzbetreiber kann in begriindeten Féllen fir alle Zahlungsanspriiche
aus der Geschéftsbeziehung zum Transportkunden eine angemessene Sicherheitsleis-
tung oder Vorauszahlung gemal} § 36a verlangen. Die Anforderung der Sicherheitsleis-
tung bzw. Vorauszahlung ist gegentiber dem Transportkunden in Textform anzufordern
und zu begrinden.

2. Ein begriindeter Fall wird insbesondere angenommen, wenn
a) der Transportkunde

aa) mit einer falligen Zahlung in nicht unerheblicher H6he, d.h. in der Regel min-
destens in Hohe von 10% des Entgelts des Transportkunden der letzten Rech-
nung oder Abschlagszahlungsforderung, in Verzug geraten ist und auch auf aus-
driickliche Aufforderung nicht gezahlt hat oder

bb) mit falligen Zahlungen wiederholt in Verzug geraten ist oder

b) gegen den Transportkunden ZwangsvollstreckungsmafRnahmen wegen Geldforde-
rungen (88 803 - 882a Zivilprozessordnung (ZPO)) eingeleitet sind, es sei denn, es
handelt sich um Geldforderungen in unerheblicher Hohe oder

c) ein Antrag des Transportkunden auf Er6ffnung des Insolvenzverfahrens tber sein
Vermoégen vorliegt oder

d) ein Dritter einen Antrag auf Er6ffnung des Insolvenzverfahrens tiber das Vermogen
des Transportkunden gestellt hat und der Transportkunde nicht innerhalb der Frist
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nach Ziffer 4 Satz 2 das Fehlen eines Er6ffnungsgrundes gemaf? 88 17 Abs. 2, 19
Abs. 2 Insolvenzordnung (InsO) nachweist oder

e) ein friherer Ein-oder Ausspeisevertrag zwischen dem Fernleitungsnetzbetreiber und
dem Transportkunden in den letzten 2 Jahren vor Abschluss dieses Vertrages nach
§ 37 Ziffer 2 lit. b wirksam gekiindigt oder dem Transportkunden in dieser Zeit die
Zulassung zur Primarkapazitatsplattform wirksam entzogen worden ist.

Darlber hinaus hat der Fernleitungsnetzbetreiber das Recht, eine angemessene Si-
cherheitsleistung oder Leistung einer Vorauszahlung zu verlangen, wenn auf Grund ei-
ner Uber den Transportkunden eingeholten Auskunft einer allgemein im Geschaftsleben
anerkannten Auskunftei oder aufgrund einer sonstigen Sachlage eine begriindete Be-
sorgnis besteht, dass er den Verpflichtungen aus diesem Vertrag nicht nachkommen
wird und der Transportkunde dies nicht innerhalb von 5 Werktagen durch einen geeig-
neten Nachweis seiner Bonitat entkraftet. Hierzu kdnnen gegebenenfalls geeignete Bo-
nitatsnachweise, wie z.B. durch Vorlage eines Testates eines Wirtschaftprifers, eine
Bescheinigung eines in der Bundesrepublik Deutschland zum Geschaftsbetrieb befug-
ten Kreditinstitutes Uber eine ausreichende Liquiditat, eines aktuellen Geschéaftsbe-
richts, eines Handelsregisterauszugs und erforderlichenfalls weitergehende bonitatsre-
levante Informationen vorgelegt werden.

Soweit der Transportkunde tber ein Rating einer anerkannten Rating-Agentur verfugt,
liegt eine begriindete Besorgnis insbesondere dann vor, wenn sein Rating nicht min-
destens

e im Langfristbereich nach Standard & Poors BBB-,
e im Langfristbereich nach Fitch BBB-,
e im Langfristbereich nach Moody’s Baa3,

e nach Creditreform (Bonitatsindex 2.0) Risikoklasse Il (gemal3 Creditreform Rating-
Map Deutschland Stand 30. Juni 2014) betragt.

Gleiches gilt, wenn der Transportkunde bei einer anderen anerkannten Ratingagentur
kein entsprechendes vergleichbares Rating aufweist. Liegen mehrere der vorgenannten
Auskiinfte vor, liegt eine begriindete Besorgnis auch dann vor, wenn nur eine der ge-
nannten Bonitatsindikatoren eine begriindete Besorgnis auslést.

Die Daten und die wesentlichen Inhalte der Auskunft, auf denen die begriindete Be-
sorgnis beruht, sind dem Transportkunden durch den Fernleitungsnetzbetreiber voll-
standig offen zu legen.

3.  Arten der Sicherheitsleistungen sind unbedingte unwiderrufliche Bankgarantien, unbe-
dingte unwiderrufliche Unternehmensgarantien (z.B. harte Patronats- und Organ-
schaftserklarungen), unbedingte unwiderrufliche, selbstschuldnerische Birgschaften ei-
nes in der Bundesrepublik Deutschland zum Geschéftsbetrieb befugten Kreditinstituts
sowie Hinterlegungen von Geld oder festverzinslichen Wertpapieren. Die Auswahl der
Art der Sicherheitsleistung obliegt dem Transportkunden. Auf3erdem kann der Fernlei-
tungsnetzbetreiber Barsicherheiten oder Forderungsabtretungen akzeptieren.
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4. Die Sicherheit ist innerhalb von 7 Werktagen nach ihrer Anforderung vom Transport-
kunden an den Fernleitungsnetzbetreiber zu leisten. Im Fall der Ziffer 2 d) ist die Si-
cherheit innerhalb von 10 Werktagen zu leisten, wenn der Transportkunde nicht inner-
halb dieser Frist das Fehlen eines Er6ffnungsgrundes im Sinne von 88 17 Abs.2, 19
Abs.2 Insolvenzordnung (InsO) nachweist.

5.  Als Anforderungen an die einzelnen Arten der Sicherheitsleistungen gelten:

a) Banksicherheiten sind in Form einer unbedingten, unwiderruflichen und selbst-
schuldnerischen Birgschaft bzw. Garantie eines in der Bundesrepublik Deutschland
zum Geschaftsbetrieb befugten Kreditinstituts zu leisten. Das Kreditinstitut, welches
die Sicherheitsleistung ausstellt, muss mindestens ein Standard & Poor’s Langfrist-
Rating von A- bzw. ein Moody’s Langfrist-Rating von A3 aufweisen, oder dem deut-
schen Sparkassen- bzw. Genossenschaftssektor angehoren.

b) Fir Unternehmensgarantien und Birgschaften gilt, dass das Unternehmen, welches
die Sicherheit leistet, mindestens ein Standard & Poor’s Langfrist-Rating von BBB-,
ein Fitch-Rating von minimal BBB-, ein Moody’s Langfrist-Rating von Baa3 oder ei-
nen Bonitatsindex von Creditreform (Bonitatsindex 2.0) von mindestens Risikoklasse
Il oder besser (gemafR Creditreform Rating-Map Deutschland Stand 30. Juni 2014)
aufweisen muss. Weiterhin darf die H6he der Unternehmensgarantie oder Biirg-
schaft 10 % des haftenden Eigenkapitals des Sicherheitengebers nicht Gbersteigen.
Dieses ist durch den Transportkunden gegeniiber dem Fernleitungsnetzbetreiber mit
der Beibringung der Sicherheitsleistung nachzuweisen.

c) Im Falle von Barsicherheiten sind diese durch Einzahlung auf ein vom Fernleitungs-
netzbetreiber benanntes Konto zu leisten. Sie werden zu dem von der Deutschen
Bundesbank am ersten Bankentag des Rechnungsmonats bekanntgegebenen Ba-
siszinssatz verzinst. Alternativ ist auch eine Guthabenverpfandung eines vom
Transportkunden bei einem in der Bundesrepublik Deutschland zum Geschéftsbe-
trieb befugten Kreditinstitut gefiihrten Kontos zugunsten des Fernleitungsnetzbetrei-
bers mdglich.

d) Die Burgschaft oder Garantieerklarung hat generell den Verzicht auf die Einreden
der Vorausklage, der Anfechtbarkeit und der Aufrechenbarkeit, soweit es sich nicht
um unstrittige oder rechtskraftig festgestellte Forderungen handelt, zu enthalten. Ei-
ne selbstschuldnerische Birgschafts- oder Garantieerklarung muss mindestens fur
12 Kalendermonate gultig sein, maximal jedoch bis zum Ende der Vertragslaufzeit
und die beiden der Vertragslaufzeit unmittelbar folgenden Monate.

6. Die Hohe der Sicherheitsleistung beléuft sich auf den héheren der jeweils folgenden
Werte:

a) das Doppelte der durchschnittlichen monatlichen Kapazitatsentgeltforderungen ge-
gen den Transportkunden der letzten 12 Monate, fiir einen Zeitraum der Netznut-
zung, der weniger als 12 Monate betragt, wird dieser Zeitraum der Berechnung der
Sicherheitsleistung zugrunde gelegt oder
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b) die gegen den Transportkunden fiir die beiden Folgemonate abzurechnenden Kapa-
zitatsentgelte.

Die Hohe der Sicherheitsleistung betréagt abweichend von Satz 1 fir einen Zeitraum von
6 Monaten ab Zulassung gemal § 2a Ziffer 2 das Doppelte der durchschnittlichen mo-
natlichen Kapazitatsentgeltforderungen fir die erwarteten Kapazitatsbuchungen fir ei-
nen Zeitraum von 12 Monaten. Der Transportkunde ist verpflichtet, dem Fernleitungs-
netzbetreiber alle hierfir erforderlichen und angeforderten Informationen in Textform
zur Verfigung zu stellen. Die Zulassung kann in den ersten 6 Monaten auf den Umfang
der zu erwartenden Kapazitdtsbuchungen begrenzt werden. Eine Anpassung des Um-
fangs der Zulassung ist nach vorheriger Erh6éhung der Sicherheitsleistung entsprechend
der geanderten Kapazitatserwartung durch den Transportkunden jederzeit moglich.

7. Der Fernleitungsnetzbetreiber kann eine geleistete Sicherheit in Anspruch nehmen,
wenn er nach Verzugseintritt eine Zahlungserinnerung ausgesprochen hat und die mit
der Zahlungserinnerung gesetzte angemessene Frist fruchtlos verstrichen ist. In einem
solchen Fall kann der Fernleitungsnetzbetreiber die in Anspruch genommene Sicherheit
unter den Voraussetzungen der Ziffer 8 nachfordern. Die Sicherheit ist innerhalb von 7
Werktagen nach ihrer Anforderung vom Transportkunden zu leisten.

8. Eine Sicherheitsleistung ist unverziglich zurtickzugeben, wenn die Voraussetzungen zu
deren Erhebung entfallen sind. Der Fernleitungsnetzbetreiber hat das Fortbestehen ei-
nes begrindeten Falles jeweils mindestens halbjahrlich zu Uberprifen. Der Fernlei-
tungsnetzbetreiber prift bei Fortbestehen, ob die H6he der Sicherheitsleistung der in
Ziffer 6 beschriebenen Héhe entspricht. Falls die vorgenannte Prifung ergibt, dass der
realisierbare Wert aller Sicherheitsleistungen den anzuwendenden Wert gemal Ziffer 6
nicht nur voriibergehend Ubersteigt, hat der Fernleitungsnetzbetreiber entsprechende
Anteile der Sicherheitsleistung zuriickzugeben. Sollten mehrere Sicherheiten geleistet
worden sein, steht dem Fernleitungsnetzbetreiber das Recht zu, eine der geleisteten
Sicherheiten auszuwahlen und zurickzugeben. Soweit der realisierbare Wert aller Si-
cherheitsleistungen den anzuwendenden Wert gemal} Ziffer 6 nicht nur unwesentlich
unterschreitet, kann der Fernleitungsnetzbetreiber eine Anpassung der Sicherheitsleis-
tung verlangen.

9. Darlber hinaus kann eine Sicherheitsleistung vom Fernleitungsnetzbetreiber zuriickge-
geben werden, sofern der Transportkunde 12 Monate nach seiner Zulassung auf der
Primarkapazitatsplattform keine Kapazitatsbuchung vorgenommen hat. Einhergehend
mit dieser Riickgabe der Sicherheitsleistung wird dem Transportkunden die Zulassung
fur den Fernleitungsnetzbetreiber auf der Primarkapazitatsplattform wieder entzogen.
Der Fernleitungsnetzbetreiber kiindigt dem Transportkunden den Entzug der Zulassung
in diesem Fall 8 Wochen vorher in Textform an. Widerspricht der Transportkunde inner-
halb von 4 Wochen nach Ankindigung in Textform, unterbleiben Riickgabe der Sicher-
heitsleistung und Entzug der Zulassung. Die Frist gemal Satz 1 beginnt mit Zugang
des Widerspruchs beim Fernleitungsnetzbetreiber erneut.
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§ 36a Vorauszahlung

1.

Der Transportkunde ist berechtigt, die Sicherheitsleistung durch Vorauszahlungen ab-
zuwenden. Zur Abwendung der Sicherheitsleistung hat der Transportkunde gegentber
dem Fernleitungsnetzbetreiber innerhalb von finf Werktagen nach Anforderung der Si-
cherheitsleistung in Textform zu erklaren, dass er anstelle der Sicherheitsleistung Vo-
rauszahlung leisten wird.

Verlangt der Fernleitungsnetzbetreiber Vorauszahlung nach § 36 Ziffer 1 oder wendet
der Transportkunde eine verlangte Sicherheitsleistung durch Vorauszahlung nach Ziffer
1 ab, so hat der Fernleitungsnetzbetreiber den Beginn, die Hohe sowie die Vorausset-
zungen fur den Wegfall der Vorauszahlungspflicht gegeniiber dem Transportkunden in
Textform mitzuteilen.

Die Hohe der Vorauszahlung bemisst sich nach den durchschnittlichen monatlichen
Kapazitatsentgeltforderungen gegen den Transportkunden der letzten 12 Monate. Be-
tragt der Zeitraum der bisherigen Netznutzung weniger als 12 Monate, wird dieser Zeit-
raum bei der Berechnung der durchschnittlichen monatlichen Kapazitatsentgeltforde-
rungen zugrunde gelegt. Besteht nach den Umstanden des Einzelfalles Grund zu der
Annahme, dass die tats&chlichen Kapazitatsentgeltforderungen erheblich héher oder
erheblich niedriger als die ermittelten durchschnittlichen Kapazitatsentgeltforderungen
sein werden, so ist dies bei der Bestimmung der Vorauszahlungshéhe durch den Fern-
leitungsnetzbetreiber angemessen zu beriicksichtigen. Abweichungen von 10 % gelten
als erheblich.

Der Fernleitungsnetzbetreiber kann zum Turnus und Falligkeit der Vorauszahlungen
Regelungen in ergdnzenden Geschéaftsbedingungen treffen.

Die Vorauszahlung ist mit den Kapazitatsentgeltforderungen fir den Monat zu verrech-
nen, fur den sie geleistet wurde.

Genlugt die jeweilige Vorauszahlung nicht zur Deckung der Netzentgeltforderungen fur
den betreffenden Monat, ist die Differenz vom Transportkunden zum Falligkeitszeit-
punkt der Kapazitatsentgeltrechnung zu zahlen. Ubersteigt die jeweilige Vorauszahlung
die Kapazitatsentgeltforderungen fiir den betreffenden Monat, ist die Differenz dem
Transportkunden zu erstatten.

Wenn und soweit die zu leistende Vorauszahlung die tatsachlichen Kapazitatsentgelt-
forderungen erheblich unterschreiten, kann der Fernleitungsnetzbetreiber durch Erkla-
rung gegentber dem Transportkunden in Textform eine entsprechende Erhéhung der
Vorauszahlung zum nachsten Leistungszeitpunkt verlangen. Wenn und soweit die zu
leistenden Vorauszahlungen die tatsachlichen Kapazitatsentgeltforderungen erheblich
Uberschreiten, ist der Fernleitungsnetzbetreiber verpflichtet, durch Erklarung gegeniber
dem Transportkunden in Textform eine entsprechende Reduzierung der Vorauszah-
lungsh6he zum nachsten Leistungszeitpunkt vorzunehmen. Eine Unter- bzw. Uber-
schreitung der Vorauszahlung gilt jeweils dann als erheblich, wenn sie von den tatsach-
lichen Kapazitatsentgeltforderungen um mindestens 10 % abweicht.
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Der Fernleitungsnetzbetreiber hat das Bestehen eines begriindeten Falles im Sinne des
§ 36 Ziffer 2 halbjéhrlich, friihestens sechs Monate ab der ersten Vorauszahlung, zu
Uberprifen. Er hat eine Bestatigung dariiber zu erteilen, wenn ein begrindeter Fall nicht
mehr besteht. Die Pflicht zur Vorauszahlung endet mit Zugang der Bestétigung.

Der Transportkunde kann eine Einstellung der Vorauszahlungsregelung friihestens
nach einem halben Jahr fordern. In den Fallen des § 36 Ziffer 2a gilt dies nur, sofern in-
nerhalb der letzten 12 Monate die Zahlungen fristgerecht eingegangen sind

Die Details zur Abwicklung der Vorauszahlung werden bei Anforderung vom Fernlei-
tungsnetzbetreiber dem Transportkunden separat mitgeteilt.

Soweit der Transportkunde Day-Ahead- oder untertdgige Kapazitaten bucht, kann die
Sicherheitsleistung nicht durch Vorauszahlung abgewendet werden.

§ 37 Kiindigung

1.
2.

Dieser Vertrag kann fristlos aus wichtigem Grund gekiindigt werden.
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn

a) gegen wesentliche Bestimmungen dieses Vertrages trotz Abmahnung wiederholt
schwerwiegend verstof3en wird oder

b) der Transportkunde seiner Verpflichtung zur Stellung einer Sicherheit nach 8§ 36 oder
zur Leistung einer Vorauszahlung nach 8§ 36a nicht fristgerecht oder nicht vollsténdig
nachkommt.

8 38 Wirtschaftlichkeitsklausel

1.

Sollten wahrend der Laufzeit eines Vertrages unvorhergesehene Umstande eintreten,
die erhebliche wirtschaftliche, technische oder rechtliche Auswirkungen auf den Vertrag
haben, fir die aber im Vertrag und den Geschéftsbedingungen keine Regelungen ge-
troffen oder die bei Vertragsabschluss nicht bedacht wurden, und sollte infolgedessen
irgendeine vertragliche Bestimmung dadurch fir einen Vertragspartner unzumutbar
werden, kann der betroffene Vertragspartner von dem anderen eine entsprechende
Anpassung der vertraglichen Bestimmungen verlangen, die den ge&nderten Umstén-
den, unter Berticksichtigung aller wirtschaftlichen, technischen und rechtlichen Auswir-
kungen auf den anderen Vertragspartner, Rechnung tragt.

Der Vertragspartner, der sich auf solche Umsténde beruft, hat die erforderlichen Tatsa-
chen darzulegen und zu beweisen.

Der Anspruch auf Anderung der vertraglichen Bestimmungen besteht ab dem Zeitpunkt,
an dem der fordernde Vertragspartner das erste Mal Anderungen der vertraglichen
Bestimmungen aufgrund gednderter Umstande fordert, es sei denn, dass eine friihere
Geltendmachung des fordernden Vertragspartners vernunftiger Weise nicht zuzumuten
war.
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§ 39 Vertraulichkeit

1.

Die Vertragspartner haben den Inhalt eines Vertrages und alle Informationen, die sie im
Zusammenhang mit dem Vertrag erhalten haben (im Folgenden ,vertrauliche Informati-
onen* genannt) vorbehaltlich der Bestimmungen in Ziffer 2 sowie § 33, vertraulich zu
behandeln und nicht offen zu legen oder Dritten zugénglich zu machen, es sei denn,
der betroffene Vertragspartner hat dies zuvor schriftlich genehmigt. Die Vertragspartner
verpflichten sich, die vertraulichen Informationen ausschliel3lich zum Zweck der Durch-
fuhrung des jeweiligen Vertrages zu verwenden.

Jeder Vertragspartner hat das Recht, vertrauliche Informationen, die er vom anderen
Vertragspartner erhalten hat, ohne deren schriftiche Genehmigung offen zu legen

a) gegenuber einem verbundenen Unternehmen, sofern dieses in gleicher Weise zur
Vertraulichkeit verpflichtet ist,

b) gegeniiber seinen Vertretern, Beratern, Banken und Versicherungsgesellschaften,
wenn und soweit die Offenlegung fur die ordnungsgemaéne Erfiillung der vertragli-
chen Verpflichtungen erforderlich ist und diese Personen oder Gesellschaften sich
ihrerseits zuvor zur vertraulichen Behandlung der Informationen verpflichtet haben
oder von Berufs wegen gesetzlich zur Verschwiegenheit verpflichtet sind; oder

¢) in dem Umfang, wie diese vertraulichen Informationen

o dem diese Informationen empfangenden Vertragspartner zu dem Zeitpunkt, zu
dem er sie von dem anderen Vertragspartner erhalten hat, berechtigterweise be-
reits bekannt sind,

e bereits 6ffentlich zuganglich sind oder der Offentlichkeit in anderer Weise als
durch Tun oder Unterlassen des empfangenden Vertragspartners zuganglich
werden; oder

e von einem Vertragspartner aufgrund einer gesetzlichen Bestimmung oder einer
gerichtlichen oder behérdlichen Anordnung oder einer Anfrage der Regulie-
rungsbehdrde offen gelegt werden missen.

Die Pflicht zur Einhaltung der Vertraulichkeit endet 2 Jahre nach dem Ende des jeweili-
gen Vertrages.

8 6a EnWG bleibt unberthrt.

8§ 40 Rechtsnachfolge

1.

Vorbehaltlich des § 19 bedarf die vollstandige oder teilweise Ubertragung von vertragli-
chen Rechten und / oder Pflichten der vorherigen Zustimmung durch den anderen Ver-
tragspartner. Die Zustimmung darf nur aus wichtigem Grund verweigert werden.

Die vollstandige Ubertragung gemaR Ziffer 1 auf ein verbundenes Unternehmen i.S.d.
§ 15 Aktiengesetz (AktG) bedarf nicht der vorherigen Zustimmung, sondern lediglich ei-
ner schriftlichen Mitteilung an den anderen Vertragspartner.
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§ 41 Anderungen des Vertrages

1.

Der Fernleitungsnetzbetreiber ist berechtigt, die Geschaftsbedingungen dieses Vertra-
ges mit sofortiger Wirkung zu &ndern, sofern eine Anderung erforderlich ist, um ein-
schlagigen Gesetzen oder Rechtsverordnungen, und / oder rechtsverbindlichen Vorga-
ben nationaler oder internationaler Gerichte und Behdrden, insbesondere Festlegungen
und dazu ergangenen Mitteilungen der Bundesnetzagentur, und / oder allgemein aner-
kannten Regeln der Technik zu entsprechen. Von Satz 1 erfasst sind ebenso einschla-
gige gemeinsame netztechnische Instrumente (common network operating tool ein-
schlieB3lich Business Requirements Specification) gemaf Art. 8 Abs. 3a Verordnung
(EU) Nr. 715/2009. Der Fernleitungsnetzbetreiber hat den Transportkunden unverzig-
lich von einer Anderung aufgrund vorstehender Regelungen in Kenntnis zu setzen. Er-
geben sich fir den Transportkunden durch die Anderung im Hinblick auf seinen Vertrag
nicht unerhebliche wirtschaftliche Nachteile, die durch den Transportkunden nachzu-
weisen sind, so ist der Transportkunde berechtigt, seine Vertrage zum Ende des Mo-
nats, der auf den Wirksamkeitszeitpunkt folgt, mit einer Kiindigungsfrist von 15 Werkta-
gen zu kindigen. Eine Entschadigung ist dabei ausgeschlossen. Diese Regelung gilt
entsprechend fiir Anderungen, die bei weiterer Zusammenlegung von Marktgebieten er-
forderlich sind.

Der Fernleitungsnetzbetreiber ist zudem berechtigt, die Geschéftsbedingungen dieses
Vertrages in anderen Fallen als Ziffer 1 fur die Zukunft zu &ndern, sofern ein berechtig-
tes Interesse des Fernleitungsnetzbetreibers an Veranderungen der vertraglichen Aus-
gestaltung des Netzzugangs besteht. Ein berechtigtes Interesse liegt insbesondere vor,
wenn die Anderungen auf der Erstellung standardisierter Ein- und Ausspeisevertrage
gemal § 3 Abs. 3 GasNZV beruhen. Der Fernleitungsnetzbetreiber informiert den
Transportkunden 2 Monate vor dem Wirksamkeitszeitpunkt Gber die ge&dnderten Ge-
schéftsbedingungen dieses Vertrages in Textform und verdéffentlicht die gednderten
Geschéftsbedingungen dieses Vertrages auf seiner Internetseite. In begriindeten Fallen
kann der Fernleitungsnetzbetreiber von der in Satz 3 genannten Frist abweichen. Die
Anderung der Geschaftsbedingungen dieses Vertrages gilt durch den Transportkunden
als angenommen, sofern dieser nicht binnen 30 Werktagen ab Zugang der Information
den Vertrag kindigt. Eine Entschadigung ist dabei ausgeschlossen. Eine Kiindigung ist
ausgeschlossen, wenn sich durch die Anderung im Hinblick auf seinen Vertrag keine
oder nur unerhebliche wirtschaftliche Nachteile ergeben. Im Fall, dass der Transport-
kunde durch die Anderung nicht unerhebliche wirtschaftliche Nachteile fur seine Vertra-
ge sieht, sind diese durch den Transportkunden nachzuweisen. Der Fernleitungsnetz-
betreiber ist verpflichtet, den Transportkunden auf den Beginn der Kiindigungsfrist und
auf die Wirkung der nicht ausgeiibten Kiindigung als Annahme der geanderten Ge-
schéftsbedingungen dieses Vertrages hinzuweisen.

Anderungen der Entgelte erfolgen gemaf § 25.
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8 42 Salvatorische Klausel

1. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung oder ihrer Anlagen unwirksam
oder undurchfuhrbar sein oder werden, so bleiben die Vereinbarung und die Anlagen im
Ubrigen davon unberiihrt.

2. Die Vertragspartner verpflichten sich, die unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestim-
mungen in einem geeigneten Verfahren durch andere, ihrem wirtschaftlichen Erfolg
maoglichst gleichkommende Bestimmungen zu ersetzen. Dies gilt entsprechend bei Re-
gelungslicken.

8 43 Textform

Jegliche Anderung oder Kiindigung eines Vertrages ist nur wirksam, wenn sie in Textform
erfolgt. Dies gilt auch fir einen Verzicht auf die Einhaltung der Textform.

§ 44 Gerichtsstand und anwendbares Recht
1. Es gilt die ordentliche Gerichtsbarkeit.
2. Gerichtsstand ist der Sitz des Fernleitungsnetzbetreibers.

3. Es gilt deutsches Recht unter Ausschluss des zwischenstaatlichen Kollisionsrechts,
soweit dieses nicht zwingendes Recht ist. UN-Kaufrecht ist ausgeschlossen.

8 45 Anlagenverzeichnis

Die folgenden Anlagen sind Bestandteil dieses Vertrages:

Anlage 1 Angewendetes Mehr-/Mindermengenverfahren (4 Varianten) [bis 31. Marz
2016]

Anlage 2 § 18 NDAV

Anlage 3 Erganzende Geschéftsbedingungen der GRTgaz Deutschland GmbH
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Anlage 1: Angewendetes Mehr-/Mindermengenverfahren (Variante 1) [bis 31. Marz
2016]

1.

o o A w b

Verfahren: Stichtagsverfahren

Die Ablesung der Messeinrichtung findet jahrlich zum Stichtag statt. Dabei darf die Ab-
lesung gemaf DVGW Arbeitsblatt G 685 6 Wochen vor und 4 Wochen nach dem Stich-
tag stattfinden. Ablesungen, die nicht am Stichtag stattfinden, werden auf den Stichtag
hochgerechnet. Fir die Bestimmung der Mehr-Mindermengen werden auf die in dem
Zeitraum zwischen den Stichtagen ermittelten Netznutzungsmengen den in den Bilanz-
kreis/ das Sub-Bilanzkonto allokierten Mengen fiir den analogen Zeitraum gegenuber-
gestellt. Lieferantenwechsel werden monatsscharf in der Allokation und tagesscharf in
der Mengenabgrenzung bericksichtigt. Davon abweichend werden Ein- und Auszlige
entsprechend GelLi Gas behandelt.

Abrechnungsart:
Abrechnungszeitraum:
Preis:
Gewichtungsverfahren:

Zeitpunkt der Rechnungserstellung: jahrlich, bis spatestens 3 Monate nach Abrech-
nungszeitraum

Erstellung der Mehr-/Mindermengenabrechnung gemeinsam mit der Netznutzungsab-
rechnung:

Ubermittlung der Rechnung:

Anlage 1: Angewendetes Mehr-/Mindermengenverfahren (Variante 2) [bis 31. Mérz

2016]
1.

a M 0D

Verfahren: Abgrenzungsverfahren

Unabhangig vom Ableseturnus der Ausspeisepunkte und vom Prozess und Turnus der
Netznutzungsabrechnung werden die Mehr-/Mindermengen einmal jéhrlich zu einem
Stichtag errechnet. Dabei werden die Verbrauchsmengen aller SLP-Z&hlpunkte auf ei-
nen bestimmten Stichtag abgegrenzt und den in den Bilanzkreis/ das Sub-Bilanzkonto
allokierten Mengen fur den analogen Zeitraum gegeniibergestellt. Lieferantenwechsel
werden tagesscharf in der Allokation und in der Mengenabgrenzung beriicksichtigt.
Nach einem Jahr wird die Abgrenzung tberprift und die Mehr-
/Mindermengenabrechnung korrigiert.

Abrechnungsart:
Abrechnungszeitraum:
Preis:

Gewichtungsverfahren:

Version vom 31.07.2015 fur Transporte ab dem 01.11.2015 Seite 58 von 71



rgaz

Deutschland

Geschaftsbedingungen fur den Ein- und Ausspeisevertrag (entry-exit-System)

6.  Zeitpunkt der Rechnungserstellung: jahrlich, bis spatestens zum 31. Marz

7. Erstellung der Mehr-/Mindermengenabrechnung gemeinsam mit der Netznutzungsab-
rechnung:

8.  Ubermittlung der Rechnung:

Anlage 1: Angewendetes Mehr-/Mindermengenverfahren (Variante 3) [bis 31. Marz
2016]

1. Verfahren: Monatsverfahren
Die Ablesung der Zahler findet rollierend statt. Die Verbrauchsmengen werden vom
Fernleitungsnetzbetreiber auf einzelne Monate aufgeteilt. Fir die Mehr-Mindermengen
werden die Verbrauchsmengen — abgegrenzt auf den Abrechnungsmonat - den in den
Bilanzkreis/ das Sub-Bilanzkonto allokierten Mengen fiir den analogen Zeitraum gegen-
Ubergestellt. Lieferantenwechsel werden tagesscharf in der Allokation und in der Men-
genabgrenzung beriicksichtigt.

Abrechnungsart:
Abrechnungszeitraum:
Preis:
Gewichtungsverfahren:

Zeitpunkt der Rechnungserstellung: monatlich, jeweils im darauffolgenden Jahr

N o o~ w Db

Erstellung der Mehr-/Mindermengenabrechnung gemeinsam mit der Netznutzungsab-
rechnung: nein

8.  Ubermittlung der Rechnung:

Anlage 1: Angewendetes Mehr-/Mindermengenverfahren (Variante 4) [bis 31. Mérz
2016]

1. Verfahren: rollierendes Abrechnungsverfahren
Die Ablesung der Zahler findet rollierend statt. Fir die Bestimmung der Mehr-
Mindermengen werden die fur den Ablesezeitraum ermittelten Netznutzungsmengen
des einzelnen Kunden den in den Bilanzkreis/ das Sub-Bilanzkonto einzelkundenscharf
allokierten Mengen fur den analogen Zeitraum gegeniibergestellt. Lieferantenwechsel
werden tagesscharf in der Allokation und in der Mengenabgrenzung beriicksichtigt

Abrechnungsart:
Abrechnungszeitraum:
Preis:

Gewichtungsverfahren:

o g~ 0D

Zeitpunkt der Rechnungserstellung: rollierend, innerhalb der Fristen der GeLi Gas
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7. Erstellung der Mehr-/Mindermengenabrechnung gemeinsam mit der Netznutzungsab-
rechnung:

8.  Ubermittlung der Rechnung:
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Anlage 2: § 18 NDAV Haftung bei Stérungen der Anschlussnutzung

(1)

Soweit der Netzbetreiber fir Schaden, die ein Anschlussnutzer durch Unterbrechung
oder durch Unregelméafigkeiten in der Anschlussnutzung erleidet, aus Vertrag, An-
schlussnutzungsverhaltnis oder unerlaubter Handlung haftet und dabei Verschulden
des Unternehmens oder eines Erflillungs- oder Verrichtungsgehilfen vorausgesetzt
wird, wird

hinsichtlich eines Vermdgensschadens widerleglich vermutet, dass Vorsatz oder grobe
Fahrlassigkeit vorliegt,

hinsichtlich der Beschadigung einer Sache widerleglich vermutet, dass Vorsatz oder
Fahrlassigkeit vorliegt.

Bei Vermdgensschaden nach Satz 1 Nr. 1 ist die Haftung fur sonstige Fahrlassigkeit ausge-
schlossen.

(2)

Bei weder vorséatzlich noch grob fahrlassig verursachten Sachschéden ist die Haftung
des Netzbetreibers gegentiber seinen Anschlussnutzern auf jeweils 5.000 Euro be-
grenzt. Die Haftung fur nicht vorsatzlich verursachte Sachschaden ist je Schadenser-
eignis insgesamt begrenzt auf

2,5 Millionen Euro bei bis zu 25.000 an das eigene Netz angeschlossenen Anschluss-
nutzern;

10 Millionen Euro bei 25.001 bis 100.000 an das eigene Netz angeschlossenen An-
schlussnutzern;

20 Millionen Euro bei 100.001 bis 200.000 an das eigene Netz angeschlossenen An-
schlussnutzern;

30 Millionen Euro bei 200.001 bis einer Million an das eigene Netz angeschlossenen
Anschlussnutzern;

40 Millionen Euro bei mehr als einer Million an das eigene Netz angeschlossene An-
schlussnutzern.

In diese Hochstgrenzen werden auch Schéaden von Anschlussnutzern in Mittel- und Hoch-
druck einbezogen, wenn die Haftung ihnen gegentiber im Einzelfall entsprechend Satz 1 be-
grenzt ist.

()

Die Abséatze 1 und 2 sind auch auf Anspriche von Anschlussnutzern anzuwenden, die
diese gegen einen dritten Netzbetreiber im Sinne des 8 3 Nr. 27 des Energiewirt-
schaftsgesetzes aus unerlaubter Handlung geltend machen. Die Haftung dritter Netzbe-
treiber im Sinne des 8 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes ist je Schadensereignis
insgesamt begrenzt auf das Dreifache des Hochstbetrages, fur den sie nach Absatz 2
Satz 2 eigenen Anschlussnutzern gegeniiber haften. Hat der dritte Netzbetreiber im
Sinne des 8§ 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes keine eigenen an das Netz ange-
schlossenen Anschlussnutzer im Sinne dieser Verordnung, so ist die Haftung insge-
samt auf 200 Millionen Euro begrenzt. In den Hochstbetrag nach den Satzen 2 und 3
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kénnen auch Schadensersatzanspriche von nicht unter diese Verordnung fallenden
Kunden einbezogen werden, die diese gegen das dritte Unternehmen aus unerlaubter
Handlung geltend machen, wenn deren Anspriiche im Einzelfall entsprechend Absatz 2
Satz 1 begrenzt sind. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, seinen Anschlussnutzern auf
Verlangen uber die mit der Schadensverursachung durch einen dritten Netzbetreiber im
Sinne des 8 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes zusammenhangenden Tatsachen
insoweit Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise
aufgeklart werden kénnen und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersat-
zes erforderlich ist.

Bei grob fahrlassig verursachten Vermdgensschaden ist die Haftung des Netzbetrei-
bers, an dessen Netz der Anschlussnutzer angeschlossen ist, oder eines dritten Netz-
betreibers, gegen den der Anschlussnutzer Anspriiche geltend macht, gegeniiber sei-
nen Anschlussnutzern auf jeweils 5.000 Euro sowie je Schadensereignis insgesamt auf
20 vom Hundert der in Absatz 2 Satz 2 sowie Absatz 3 Satz 2 und 3 genannten
Hochstbetrage begrenzt. Absatz 2 Satz 3 sowie Absatz 3 Satz 1, 4 und 5 gelten ent-
sprechend.

Ubersteigt die Summe der Einzelschaden die jeweilige Hochstgrenze, so wird der
Schadensersatz in dem Verhaltnis gekirzt, in dem die Summe aller Schadensersatzan-
spruche zur Hochstgrenze steht. Sind nach Absatz 2 Satz 3 oder nach Absatz 3 Satz 4,
jeweils auch in Verbindung mit Absatz 4, Schaden von nicht unter diese Verordnung fal-
lenden Kunden in die Hochstgrenze einbezogen worden, so sind sie auch bei der Kir-
zung nach Satz 1 entsprechend einzubeziehen. Bei Anspriichen nach Absatz 3 darf die
Schadensersatzquote nicht héher sein als die Quote der Kunden des dritten Netzbe-
treibers.

Die Ersatzpflicht entfallt fir Schaden unter 30 Euro, die weder vorsatzlich noch grob
fahrlassig verursacht worden sind.

Der geschadigte Anschlussnutzer hat den Schaden unverziiglich dem Netzbetreiber
oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen.
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Anlage 3: Erganzende Geschéaftsbedingungen der GRTgaz Deutschland GmbH
fir den Ein- und Ausspeisevertrag (entry-exit-System)

81 Anwendungsbereich

Dieser Anhang sowie dessen Anlage regeln erganzende bzw. konkretisierende Bestimmun-
gen zu den Geschaftsbedingungen fir den Ein- und Ausspeisevertrag (entry/exit) (Standard-
bedingungen) und sind Bestandteil des Vertrages.

8§ 2 Begriffsbestimmungen (gemal 8§ 9 Ziffer 1 letzter Absatz Standardbedingun-
gen)

Erganzend zu den in den 88 2 und 9 der Standardbedingungen sowie anderweitig in den
Standardbedingungen genannten Definitionen gelten die folgenden Definitionen:

1. Gegenstromausspeisekapazitat

Kapazitat an einem Einspeisepunkt, an dem keine bidirektionalen Lastflisse mdglich
sind und Gas vertraglich (virtuell) aus dem Gasleitungssystem entgegen der techni-
schen Kapazitat ausgespeist wird.

2.  Gegenstromeinspeisekapazitat

Kapazitat an einem Ausspeisepunkt, an dem keine bidirektionalen Lastflisse mdglich
sind und Gas vertraglich (virtuell) in das Gasleitungssystem entgegen der technischen
Kapazitat eingespeist wird.

3. Dynamisch zuordenbare Kapazitaten (DZK)

DZK sind frei zuordenbare Kapazitaten mit Nutzungsbeschrankungen. DZK sind feste
Kapazitaten, wenn sie ohne Nutzung des VHP ausschlief3lich zum bilanziell ausgegli-
chenen Transport zwischen Ein- und Ausspeisepunkten im System der GRTgaz D, an
denen nach § 15 GasNZV eine Nominierungspflicht besteht, benutzt werden. Der un-
terbrechbare Anteil hangt damit von der aktuellen Nominierung bzw. Renominierung
des Transportkunden ab. Die Nutzungsbeschrdnkung sowie deren Abruf sind in § 3 und
§ 6 geregelt.

4. Bedingt feste frei zuordenbare Kapazitat (bFZK)

bFZK sind frei zuordenbare Kapazitaten mit Nutzungsbeschrankungen. bFZK sind feste
Kapazitaten, wenn sie ohne Nutzung des VHP ausschlief3lich zum bilanziell ausgegli-
chenen Transport zwischen Ein- und Ausspeisepunkten im System der GRTgaz D, an
denen nach § 15 GasNZV eine Nominierungspflicht besteht, benutzt werden. bFZK sind
dariber hinaus auch bei Transporten, die im System der GRTgaz D bilanziell nicht aus-
geglichenen sind, fest, solange bestimmte Lastfluss- und / oder Temperaturbedingun-
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gen erfillt sind. Die Nutzungsbeschrankung sowie deren Abruf sind in § 4 und § 6 ge-
regelt.

5. Gegennominierung

Nominierung des Nominierungsverantwortlichen entgegen der entsprechenden Haupt-
stromnominierung in dem Bilanzkreis gem&R dem durch den Transportkunden kontra-
hierten Gegennominierungsrecht an einem Einspeisepunkt oder Ausspeisepunkt.

8 3 Dynamisch zuordenbare Kapazitaten (DZK) (gemaR § 9 Ziffer 1 letzter Absatz
Standardbedingungen)

1. DZK kdnnen in jeden H-Gas-Bilanzkreis des Marktgebietes NetConnect Germany ein-
gebracht werden.

2. Die Hohe eines bilanziell ausgeglichenen Transports zwischen Ein- und Ausspeise-
punkten der GRTgaz D ist in einem Bilanzkreis zu einer bestimmten Stunde genau das
Minimum aus der Summe der stiindlichen Einspeise-Nominierungen bei GRTgaz D auf
dem Bilanzkreis und der Summe der stiindlichen Ausspeise-Nominierungen bei GRT-
gaz D auf dem gleichen Bilanzkreis. Entsprechendes gilt in Summe fir verbundene Bi-
lanzkreise. Die bilanzielle Ausgeglichenheit des kompletten betroffenen Bilanzkreises
bei NCG (,Basis der Ausgleichsenergieabrechnung®) spielt fir die folgenden Regeln
keine Rolle.

3. Die Nutzung desjenigen Kapazitatsanteils der DZK, der tber einen bilanziell ausgegli-
chenen Transport zwischen Ein- und Ausspeisepunkten der GRTgaz D hinaus — insbe-
sondere durch Nutzung des VHP — genutzt wird, kann eingeschrankt werden, wenn
aufgrund der aktuellen Nominierungen im gesamten Marktgebiet der Transport aus
netztechnischen Griinden unmdglich ist.

4. Im Falle des Abrufs der Nutzungsbeschrankung eines DZK Anteils gemaR Ziffer 3 hat
der Transportkunde gegen GRTgaz D weder einen Erstattungsanspruch aus der
Nichtinanspruchnahme der DZK noch einen Schadenersatzanspruch wegen eventuell
angefallener Ausgleichenergiezahlung.

8§ 4 Bedingt feste frei zuordenbare Kapazitaten (bFZK) (gemalR § 9 Ziffer 1 letzter
Absatz Standardbedingungen)

1. bFzZK kénnen in jeden H-Gas-Bilanzkreis des Marktgebietes NetConnect Germany ein-
gebracht werden.

2. Die Nutzung der bFZK kann eingeschrénkt werden, wenn durch die aktuellen Nominie-
rungen im gesamten Marktgebiet der physische Gasfluss von den Stationen Rimpar
und Gernsheim in ndrdliche Richtung ins System der Open Grid Europe GmbH einen
bestimmten, von Open Grid Europe GmbH ermittelten Grenzwert Giberschreitet und die
Vortagesprognose fur die Tagesmitteltemperatur an der Wetterstation Essen (Wetter-
dienst Essen) groRRer als Null Grad Celsius ist. Diese Bedingung kann nicht eintreten,
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ohne dass Nutzungsbeschrankungen fur Einspeisekapazitaten nach § 3 Ziffer 3 in Ver-
bindung mit § 6 abgerufen werden.

3. Im Falle des Abrufs der Nutzungsbeschrankung von bFZK gemanR Ziffer 2, hat der
Transportkunde gegen GRTgaz D weder einen Erstattungsanspruch aus der Nichtinan-
spruchnahme der bFZK noch einen Schadenersatzanspruch wegen eventuell angefal-
lener Ausgleichenergiezahlung.

4.  Transportkunden, die bFZK gebucht haben, kénnen an GRTgaz D eine verbindliche
Anfrage stellen, um ihre bFZK mittels Lastflusszusagen in frei zuordenbare Kapazitaten
(FZK) umzuwandeln. Hat GRTgaz D daraufhin fiir einen bestimmten Zeitraum Last-
flusszusagen kontrahiert und wurden diese von der Regulierungsbehdrde genehmigt,
so sind die anfragenden Transportkunden verpflichtet, ihre zur Umwandlung angefrag-
ten bFZK fur den betreffenden Zeitraum in FZK umzuwandeln und die anfallende Kos-
tendifferenz an GRTgaz D zu zahlen. Ist die notwendige Hohe an Lastflusszusagen
nicht in vollem Umfang am Markt beschaffbar, so wird die FZK proportional zur ange-
fragten Umwandlungsmenge verteilt.

8 5 Gegenstromkapazitaten (gemaR 8§ 9 Ziffer 1 i.V.m. Ziffer 4 letzter Absatz Stan-
dardbedingungen)

1. GRTgaz D bietet Gegenstromkapazitat am Punkt Medelsheim aus dem System der
GRTgaz (F) in Richtung des GRTgaz D Netzes und am Punkt Waidhaus aus dem
GRTgaz D Netz in Richtung des Systems der Net4gas (CZ) an.

2.  Gegenstromkapazitat kann gekirzt oder unterbrochen werden, wenn der physische
Gasfluss am betroffenen Punkt kleiner ist als die gebuchte Gegenstromkapazitat oder
im Marktgebiet der NCG MalRnahmen nach § 16 Ziffer 1 oder 2 EnWG zur Anwendung
kommen. Tritt insbesondere der Fall ein, dass die Nutzungsbeschrankung von DZK
gemal § 3 Ziffer 3 oder bFZK gemal § 4 Ziffer 2 abgerufen wird, so werden Gegen-
stromein- und Gegenstromausspeisekapazitaten wie unterbrechbare Kapazitaten be-
handelt, unabh&ngig vom physischen Gasfluss.

8 6 Abruf der Nutzungsbeschrankung und Kiirzung (gemaf § 9 Ziffer 1 letzter Ab-
satz Standardbedingungen)

1. Muss GRTgaz D den Transport an Einspeisepunkten und/oder Ausspeisepunkten kir-
zen, so erfolgt zun&chst eine Kirzung der stiindlichen Kapazitatsiiberschreitungen der
kontrahierten Kapazitat im Bilanzkreis an dem betroffenen Einspeisepunkt bzw. Aus-
speisepunkt pro rata.

2. Muss GRTgaz D den Transport an Einspeisepunkten und/oder Ausspeisepunkten kir-
zen, ohne dass Uberschreitungen der kontrahierten Kapazitat an den betroffenen Punk-
ten in Bilanzkreisen vorliegen, so werden zunachst die Kapazitatsvertrage mit unter-
brechbaren Kapazitaten an dem betroffenen Einspeisepunkten bzw. Ausspeisepunkten
gekurzt. Dabei wird gemaf § 12 Ziffer 5 Satz 2 Standardbedingungen der den zulassi-
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gen Bereich Uberschreitende Teil der Renominierung zuerst unterbrochen und an-
schlielend mit dem zuletzt abgeschlossenen Kapazitatsvertrag gemal3 § 29 Standard-
bedingungen beginnend gekiirzt. Erst danach findet moglicherweise eine Kirzung von
DZK und bFZK nach Ziffer 4 statt.

3. Muss GRTgaz D den Gegenstromtransport an Einspeisepunkten und/oder Ausspeise-
punkten gemanR § 5 Ziffer 2 kiirzen, so erfolgt diese Kiirzung der Kapazitatsvertrage mit
Gegenstromkapazitat an dem betroffenen Einspeisepunkt bzw. Ausspeisepunkt begin-
nend mit dem zuletzt abgeschlossenen Kapazitatsvertrag geman § 29 Standardbedin-
gungen.

4. Muss GRTgaz D den Transport an Einspeisepunkten und/oder Ausspeisepunkten kir-
zen, weil die Bedingung gemal § 3 Ziffer 3 eingetreten ist und die Nutzungsbeschran-
kung der DZK abgerufen wird, so erfolgt grundséatzlich nur eine Kirzung von Bilanzkrei-
sen, bei denen die bei GRTgaz D vorliegenden Einspeisenominierungen in Summe von
den bei GRTgaz D vorliegenden Ausspeisenominierungen fur den fraglichen Zeitraum
abweichen. Der vorstehende Satz gilt nicht fir Nominierungen auf unterbrechbare Ka-
pazitaten, weil diese nach Ziffer 2 bereits gekuirzt wurden, bevor die Regelungen dieses
Absatzes Anwendung finden.

a) Erfolgt die Kiirzung, weil aufgrund von Engpéssen im nachgelagerten Netz nicht
ausreichend Gas aus der MEGAL ubernommen werden kann, so wird die Diffe-
renz der Summe der Einspeisungen und der Summe der Ausspeisungen gemaf
§ 3 Ziffer 2 (,stindliches Delta*) von GRTgaz D nach dem folgenden Schema den
eingebrachten Einspeisekapazitatstypen im Bilanzkreis des Transportkunden zu-
geordnet.

Ist das stundliche Delta kleiner oder gleich der in den betreffenden Bilanzkreis
eingebrachten Einspeise-FZK, so erfolgt in diesem Bilanzkreis keine Kiirzung der
Nominierung. Andernfalls wird die in den betreffenden Bilanzkreis eingebrachte
FZK als nicht-kiirzbare Nominierung von dem stiindlichen Delta abgezogen. Die
verbleibende Menge wird in der Reihenfolge bFZK, DZK als kiirzbare Nominierung
den eingebrachten Einspeisekapazitaten zugeordnet. Diese Zuordnung wird fiir al-
le relevanten Bilanzkreise vorgenommen. Die notwendige Kiirzung geschieht tiber
alle Bilanzkreise, die bei GRTgaz D nicht bilanziell ausgeglichen nominiert sind,
aber nur tber die zuvor ermittelten kiirzbaren Mengen in folgenden Schritten:

i) Die den DZK zugeordneten kiirzbaren Einspeisenominierungen (=Bruchteil
des stundlichen Deltas) werden proportional zu ihrer Héhe gekiirzt, bis fur
die relevante Stunde keinem Transportkunden mehr kiirzbare Nominierun-
gen auf DZK zugeordnet werden kénnen oder die notwendige Gesamitre-
duktion der Einspeisung erreicht wurde;

i) Falls nach dem Einsatz von zur Absicherung von bFZK beschafften Last-
flusszusagen noch Kiirzungsbedarf besteht und die Bedingungen nach § 4
Ziffer 2 vorliegen, so dass die Nutzungsbeschréankung der bFZK abgerufen
wird, werden die den bFZK zugeordneten Nominierungen (=Bruchteil des
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stindlichen Deltas) im Verhéltnis der den Transportkunden zugeordneten
kirzbaren Nominierung auf bFZK gekirzt, bis fur die relevante Stunde kei-
nem Transportkunden mehr kiirzbare Nominierungen auf bFZK zugeordnet
werden kénnen oder die notwendige Gesamtreduktion der Einspeisung er-
reicht wurde.

Hat ein Transportkunde an einem Einspeisepunkt A der GRTgaz D bFZK oder
DZK und an einem anderen Einspeisepunkt B der GRTgaz D FZK gebucht und
hat er diese Kapazitdten dem gleichen Bilanzkreis zugeordnet, so kann er GRT-
gaz D mit einer Vorlaufzeit von mindestens 4 Werktagen auf einem vom GRTgaz
D bereitgestellten Formular mitteilen, ob eine Kiirzung nach Ziffer i) oder ii) am
Punkt A oder am Punkt B stattfinden soll (,operative Verlagerung des festen VHP-
Zugangs").

b) Erfolgt die Kiirzung, weil aufgrund von Engpassen im vorgelagerten Netz nicht
ausreichend Gas zur MEGAL hin transportiert werden kann, so wird die Differenz
der Summe der Ausspeisungen und der Summe der Einspeisungen gemali § 3
Ziffer 2 (,stindliches Delta®) von GRTgaz D nach dem folgenden Schema den
eingebrachten Ausspeisekapazitatstypen im Bilanzkreis des Transportkunden zu-
geordnet.

Ist das stundliche Delta kleiner oder gleich der in den betreffenden Bilanzkreis
eingebrachten Ausspeise-FZK, so erfolgt in diesem Bilanzkreis keine Kiirzung der
Nominierung. Andernfalls wird die in den betreffenden Bilanzkreis eingebrachte
FZK als nicht-kiirzbare Nominierung von dem stiindlichen Delta abgezogen. Die
verbleibende Menge wird der DZK als kiirzbare Nominierung zugeordnet. Diese
Zuordnung wird fur alle relevanten Bilanzkreise vorgenommen.

Die notwendige Kiirzung geschieht tber alle Bilanzkreise, die bei GRTgaz D nicht
bilanziell ausgeglichen nominiert sind, aber nur tber die zuvor ermittelten kiirzba-
ren Mengen. Die den DZK zugeordneten kirzbaren Ausspeisenominierungen
werden proportional zu ihrer H6he gekurzt, bis fiir den relevante Stunde keinem
Transportkunden mehr kirzbare Nominierungen auf DZK zugeordnet werden kon-
nen oder die notwendige Gesamtreduktion der Ausspeisung erreicht wurde.

Hat ein Transportkunde an einem Ausspeisepunkt A der GRTgaz D DZK und an einem
anderen Ausspeisepunkt B der GRTgaz D FZK gebucht und hat er diese Kapazitaten
dem gleichen Bilanzkreis zugeordnet, so kann er GRTgaz D mit einer Vorlaufzeit von
mindestens 4 Werktagen auf einem vom GRTgaz D bereitgestellten Formular mitteilen,
ob eine Kirzung nach dem vorstehenden Absatz am Punkt A oder am Punkt B stattfin-
den soll (,operative Verlagerung des festen VHP-Zugangs®).
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Nominierung unabh&angig von der Einbringung von Kapazitaten (gemaf § 13d
Ziffer 3 Satz 4 Standardbedingungen)

Ein Transportkunde hat die Mdglichkeit, eine Nominierung fir einen Bilanzkreis abzugeben,
auch wenn dort bislang keine Kapazitaten eingebracht sind, sobald die Abwicklung IT sys-
temseitig erfolgen kann und dies von GRTgaz D auf ihrer Internetseite verdffentlicht wurde.

§8

§9

§ 10

Umwandlung fester Kapazitat (gemal § 9 Ziffer 1 letzter Absatz Standardbe-
dingungen)

Inhaber bedingt fester frei zuordenbarer Kapazitaten (bFZK) oder dynamisch zuorden-
barer Kapazitdten (DZK) an Marktgebiets- oder Grenziibergangspunkten kdnnen bei ei-
ner Auktion frei zuordenbarer Kapazitaten (FZK) Gebote auf der Primérkapazitatsplatt-
form abgeben, um die bFZK oder DZK in FZK umzuwandeln. Der Transportkunde kann
verbindlich mit der jeweiligen Gebotsabgabe festlegen, ob seine bFZK oder DZK in vol-
ler H6he oder anteilig durch FZK ersetzt werden soll. Analog ist eine Umwandlung von
DZK in bFZK mdglich. Die Umwandlung ist fur Jahres- und Quartalsprodukte méglich.
Sofern sich die Umwandlung kiinftig auch auf Monatsprodukte erstrecken sollte, wird
dies von GRTgaz D auf ihrer Internetseite veréffentlicht.

Wandelt der Transportkunde die Kapazitat gemal Ziffer 1 um, ist der Transportkunde
verpflichtet, die jeweils anwendbaren Entgelte zu zahlen, welche durch Auktion ermittelt
wurden. Soweit der Transportkunde die Kapazitdt umwandelt, reduziert sich die bFZK
bzw. DZK entsprechend.

Vertragsstrafe bei Uberschreitung der eingebrachten Kapazitat (gemaR § 30
Ziffer 4 Standardbedingungen)

Das Tagesentgelt fir eine Kapazitatsiiberschreitung entspricht dem vierfachen Wert
des hochsten Tagesentgeltes der am jeweiligen Punkt verfligbaren Kapazitatsprodukte
bezogen auf den hochsten Stundenwert der Uberschreitung innerhalb dieses Tages.

Mit der Einfihrung der untertatigen Kapazitat ab dem 1. November 6:00 Uhr wird die
Kapazitatsiiberschreitung von GRTgaz D auf den vertraglichen Wert automatisch ge-
kirzt.

Rechnungsstellung, Entgelte und Zahlungsbedingungen (gemaf 88 25, 26
Standardbedingungen)

GRTgaz D stellt dem Transportkunden die fir die jeweils gebuchten Kapazitatsvertrage
maf3geblichen Entgelte gemanR § 25 Ziffer 1 Standardbedingungen bis zum 20. Kalen-
dertag eines Abrechnungsmonats M-1 fir den jeweils Transportmonat M in Rechnung.
Die Rechnung ist mit fester Wertstellung an GRTgaz D jeweils bis zum 14. Kalendertag
nach Rechnungsdatum zu bezahlen. Die Hohe der Vorabrechnung entspricht dem Bu-
chungsstand am Abrechnungszeitpunkt.
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Die Entgelte gemal? § 25 Ziffer 1 Standardbedingungen, die in der Vorabrechnung nicht
abgerechnet wurden, werden bis zum 5. Kalendertag des dem Transportmonat folgen-
den Abrechnungsmonats in Rechnung (ex-post Abrechnung) gestellt. Die Rechnung ist
mit fester Wertstellung an GRTgaz D jeweils bis zum 14. Kalendertag nach Rech-
nungsdatum zu bezahlen.

Die durch spezielle Vorgange wie verkaufte Ruckgabe anfallenden Anpassungen wer-
den mit der ex-post Abrechnung, wie im 10 Ziffer 2 geregelt, abgerechnet.

Die Abrechnungen der Kapazitaten bzw. die Rechnungsbetrdge werden mit einer Ge-
nauigkeit von zwei Dezimalstellen entsprechend der kaufmannischen Praxis auf- oder
abgerundet. Betragt die dritte Kommastelle 5 oder mehr wird aufgerundet; betragt sie 4
oder weniger wird abgerundet. Fir Vertrage mit einer Laufzeit langer als einem Monat
erfolgt die Rundung am Ende des jeweiligen Monats.

Zahlungen sind rechtzeitig erbracht, wenn die betreffenden Betrdge innerhalb der ge-
nannten Fristen auf dem angegebenen Konto der GRTgaz D gutgeschrieben worden
sind. Werden Zahlungen nicht rechtzeitig erbracht, ist GRTgaz D berechtigt, unbescha-
det weiterer Forderungen, Zinsen zu verlangen.

Vorrang der deutschen Ubersetzung

Die englische Ubersetzung dieser Standardbedingungen, die ebenfalls auf www.grtgaz-
deutschland.de veroffentlicht ist, ist nur eine Arbeitsversion. Einzig diese deutsche Fas-
sung ist rechtlich bindend. Dies bedeutet insbesondere, dass im Falle von Abweichun-
gen und/oder Widerspriichen zwischen dieser deutschen Fassung und der englischen
Arbeitsiibersetzung die deutsche Version stets Vorrang hat.
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Teil 2: Zusatzliche Services

81 Anwendungsbereich

Teil 2 der erganzenden Geschéftsbedingungen enthalten die Bedingungen nach denen GRT-
gaz D zusatzliche Transportdienstleistungen fir Transportkunden erbringt.

§ 2 Gegennominierung

1. Der Transportkunde kann GRTgaz D auffordern, die Nutzung einer Gegennominierung
an jedem Einspeisepunkt und/oder jedem Ausspeisepunkt zu ermoglichen, sofern und
soweit der Transportkunde an diesem Einspeisepunkt und/oder Ausspeisepunkt feste
Einspeisekapazitat und/oder feste Ausspeisekapazitéat bei GRTgaz D kontrahiert und
die entsprechenden Ein- bzw. Ausspeisepunkte in einen Bilanzkreis im Marktgebiet der
NetConnect Germany (NCG) eingebracht hat (,Gegennominierungsrecht®).

2. Die Vereinbarung tGiber das Gegennominierungsrecht erfolgt zwischen GRTgaz D und
dem Transportkunden durch Unterzeichnung eines von GRTgaz D bereitgestellten
Formulars. Das vom Transportkunden unterzeichnete Formular iber das Gegennomi-
nierungsrecht muss GRTgaz D mindestens 4 Werktage vor dem vorgesehenen Starttag
zugehen. Abweichend von § 40 Standardbedingungen kann ein Gegennominierungs-
recht nur abgetreten werden, soweit und solange die jeweilige Gegennominierung unter
demselben Bilanzkreisvertrag abgegeben wird, wie die jeweilige Hauptstromnominie-
rung.

3. Die Gegennominierung muss zusammen mit der Hauptstromnominierung fur den jewei-
ligen Einspeisepunkt und/oder Ausspeisepunkt an GRTgaz D tbermittelt werden. Die
Regelungen der 88 12, 13 Standardbedingungen gelten entsprechend. Der Kunde hat
sicherzustellen, dass die Gegennominierung zu keiner Stunde eines Gastages grofRer
ist als die jeweilige Hauptstromnominierung. Sofern und soweit eine Gegennominierung
entgegen der im vorherigen Satz genannten Verpflichtung zu einer Stunde eines
Gastages groR3er als die jeweilige Hauptstromnominierung des Nominierungsverant-
wortlichen ist, ist GRTgaz D berechtigt, die Gegennominierung bis zur Héhe der jeweili-
gen Hauptstromnominierung wie eine Kapazitatsiberschreitung zu kiirzen oder gemaf}
§ 30 ziffer 4 Standardbedingungen eine Vertragsstrafe zu verlangen. Sofern und soweit
die allokierten Gasmengen des Gegenstroms groRRer als die allokierten Gasmengen des
Hauptstroms innerhalb einer Stunde sind, liegt eine stiindliche Uberschreitung der Ge-
gennominierung vor.

4. Die Hauptstromnominierung darf ohne Berlicksichtigung der Gegennominierung zu kei-
ner Stunde eines Gastages grof3er sein als die gebuchte Kapazitat. In diesem Fall ist
GRTgaz D berechtigt, die Hauptstromnominierung tber die Hohe der gebuchten Kapa-
zitat ebenfalls wie eine Kapazitatsiiberschreitung zu behandein.

5. Der Transportkunde hat sicherzustellen, dass der jeweilige Bilanzkreisverantwortliche
die vorgenannten Anforderungen zur Nutzung des Gegennominierungsrechts einhalt.
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6. Von dem Transportkunden, der mehr oder gleich 10% der ausgewiesenen technischen
Jahreskapazitat am betreffenden Buchungspunkt fest gebucht hat, ist die folgende Re-
gel zu beachten: die saldierte Nominierung darf die auf Basis der fiir den physischen
Gasfluss abgegebenen Initialnominierung berechneten unteren Renominierungsgrenze
nicht unterschreiten. Fall seine Renominierung der Gegennominierung dazu fuhrt, dass
die saldierte Nominierung die auf Basis der fir den physischen Gasfluss abgegebenen
Initialnominierung berechneten obere Renominierungsgrenze tberschreitet, wird der
Uberschreitende Teil der Renominierung gemafR § 12 Ziffer 5 Satz 2 Standardbedin-
gungen behandelt.

Version vom 31.07.2015 fur Transporte ab dem 01.11.2015 Seite 71 von 71



	Präambel
	§ 1 Vertragsschluss
	§ 2 Begriffsbestimmungen
	§ 2a Zulassung zur Primärkapazitätsplattform und zu den Systemen des Fernleitungsnetzbetreibers zur Abwicklung des Netzzugangs
	§ 2b Verfügbarkeit der Systeme des Fernleitungsnetzbetreibers zur Abwicklung des Netzzugangs
	§ 3 Gegenstand des Einspeisevertrages
	§ 4 Gegenstand des Ausspeisevertrages
	§ 5 Allgemeine Voraussetzungen für die Ein- oder Ausspeisung
	§ 6 Voraussetzung für die Nutzung der gebuchten Kapazität an Marktgebiets- und Grenzübergangspunkten
	§ 7 Einbringung von Ein- und Ausspeisepunkten in Bilanzkreise
	§ 8 Gebündelte Buchungspunkte
	§ 9 Kapazitätsprodukte
	§ 10 Umwandlung unterbrechbarer Kapazität
	§ 11 Anmeldung/Abmeldung zur Netznutzung zur Belieferung von Letztverbrauchern
	§ 12 Nominierung und Renominierung an Marktgebietsübergangspunkten und Grenzübergangspunkten
	§ 13 Nominierung und Renominierung
	§ 13a Operative Abwicklung von Nominierungen
	§ 13b Kommunikationstest
	§ 13c Abgleich der Nominierungen („Matching“)
	§ 13d Übernominierung an Marktgebiets- und Grenzübergangspunkten
	§ 14 Nominierungsersatzverfahren
	§ 15 Technische Ein- und Ausspeisemeldungen
	§ 16 Rückgabe von Kapazitäten
	§ 17 Angebot von kurzfristig nicht genutzten festen Kapazitäten durch den Fernleitungsnetzbetreiber gemäß § 16 Abs. 2 GasNZV
	§ 18 Entziehung von langfristig nicht genutzten Kapazitäten gemäß § 16 Abs. 3 und 4 GasNZV
	§ 18a Entziehung von langfristig unzureichend genutzten Kapazitäten an Marktgebiets- und Grenzübergangspunkten
	§ 19 Sekundärhandel
	§ 20 Technische Anforderungen
	§ 21 Nichteinhaltung von Gasbeschaffenheit oder Druckspezifikation
	§ 22 Mengenzuordnung (Allokation)
	§ 23 Messstellenbetrieb und Messung
	§ 24 Ausgleich von SLP-Mehr-/Mindermengen [geltend bis 31. März 2016]
	§ 24 Ausgleich von SLP-Mehr-/Mindermengen [geltend ab 1. April 2016]
	§ 25 Entgelte
	§ 26 Rechnungsstellung und Zahlung
	§ 27 Steuern
	§ 28 Instandhaltung
	§ 29 Unterbrechung unterbrechbarer Kapazitäten
	§ 29a Prozess zur Kürzung von Nominierungen fester Kapazitäten
	§ 30 Überschreitung der gebuchten Kapazität
	§ 31 Aussetzung oder Anpassung von Vertragspflichten
	§ 32 Ansprechpartner des Fernleitungsnetzbetreibers und ihre Erreichbarkeit
	§ 33 Datenweitergabe und Datenverarbeitung
	§ 34 Höhere Gewalt
	§ 35 Haftung
	§ 36 Sicherheitsleistung
	§ 36a Vorauszahlung
	§ 37 Kündigung
	§ 38 Wirtschaftlichkeitsklausel
	§ 39 Vertraulichkeit
	§ 40 Rechtsnachfolge
	§ 41 Änderungen des Vertrages
	§ 42 Salvatorische Klausel
	§ 43 Textform
	§ 44 Gerichtsstand und anwendbares Recht
	§ 45 Anlagenverzeichnis
	Anlage 2: § 18 NDAV Haftung bei Störungen der Anschlussnutzung
	Anlage 3: Ergänzende Geschäftsbedingungen der GRTgaz Deutschland GmbH für den Ein- und Ausspeisevertrag (entry-exit-System)

